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    Losgehen!


    Plötzlich sind wir viele. Und plötzlich sind wir überall. In Berlin zum Beispiel, wo die Behörden lange Zeit weit weniger als 3000 jährliche Anmeldungen für Demonstrationen registrierten. Mit dem neuen Jahrzehnt schoss die Zahl durch die Decke. 2011 gab es genau 4048 Aufzüge und Versammlungen. Das macht im Schnitt elf Demonstrationen pro Tag, alleine in der Hauptstadt!


    Wir erleben genau jetzt den Augenblick, in dem das Demonstrieren und Protestieren unsere gesamte Gesellschaft von Grund auf verändert. Oder wie soll man das sonst beschreiben, wenn in den letzten Jahren mehr als 20 Millionen Menschen Demonstrationserfahrungen gesammelt haben und zugleich laut einer Umfrage vom Frühjahr 2011 über 80 Prozent aller wahlberechtigten Bürger nicht mehr bloß periodisch wählen gehen wollen, sondern direkteren Einfluss auf politische Entscheidungen fordern – ein Jahr zuvor war es erst knapp die Hälfte gewesen?


    Da passiert gerade etwas, das allerdings kaum jemals vollständig in den Blick gerät. Denn erstaunt bis begeistert reagierte die Öffentlichkeit seit 2011 höchstens auf besonders große und beeindruckende Proteste: den Beginn des arabischen Frühlings etwa oder das Aufkommen der Occupy-Bewegung in New York, aber auch die Hunderttausende Atomkraftgegner nach Fukushima oder die Straßendemonstrationen der Netzgemeinde gegen das ACTA-Abkommen.


    Es gibt aber noch viel mehr Empörung da draußen – und das, obwohl sich die öffentliche Meinung seit den Platzbesetzungen von Kairo und Madrid, New York und Frankfurt ein Stück weit gedreht hat. Liest man inzwischen Internetforen oder Zeitungsartikel über Demonstrationen, so herrscht dort bisweilen eine Art Katerstimmung, vielleicht weil die vielen Proteste die Welt nicht gleich am ersten Tag aus den Angeln heben konnten. Ob Shitstorm-Mitmacher, Landebahngegner oder die ausdauernden Demonstranten gegen das Tiefbahnhof-Milliardengrab von Stuttgart: alle Empörten bekommen zunehmend um die Ohren gehauen, wie aggressiv und unsozial sie angeblich seien.


    Ich finde das falsch. Was da pauschal unter Verdacht gestellt wird, sind immerhin Versuche von Menschen, die Gesellschaft zu verändern. Unsere Gesellschaft braucht nicht weniger Empörte, sie braucht mehr davon. Wir brauchen nicht weniger soziale Unruhe – wir sollten uns Sorgen um alle machen, die immer noch nicht unruhig sind.


    Denn es besteht sehr wohl Grund zur Unruhe, und hinaus in die Öffentlichkeit getragene Unruhe kann sehr wohl etwas bewirken. Beides habe ich immer wieder erlebt, als ich 2012 durch Deutschland gereist bin, den Demonstrationen hinterher. Ich war in Dresden und in Stuttgart, in Gorleben und bei einer Nazi-Blockade im brandenburgischen Neuruppin, auf den Mai-Kundgebungen der Gewerkschaften und bei einem Weltkongress der Tunnelbauingenieure über die Proteste gegen Bauvorhaben.


    Das neue Demonstrieren zeichnet sich durch viele verschiedene Ansätze und Ideen aus – einige sind wirklich neu, andere vertrauter, als man auf den ersten Blick meinen würde. Für sie alle gilt: Wer demonstriert, der überwindet Distanzen, und zwar die zu seinen Mitmenschen ebenso wie die zu einer Politik, die ja angeblich immer komplexer und unverständlicher wird. Er zeigt, dass eine Gesellschaft möglich ist, in der sich alle Bürger gemeinsam im öffentlichen Raum an der Politik beteiligen. Doch wie funktioniert das konkret, dieses neue, mutige Teilhaben an der Demokratie? Genau davon soll dieses Buch erzählen.


    

  


  
    

    1 Die Demo beginnt


    DEMONSTRANT WERDEN


    


    Das Wichtigste zuerst: Alleine kriegen Sie das nie hin. Eine Demonstration ist eine Sonderform der Versammlung, und Versammlungen sind nichts für Einzelgänger. Genau genommen geht es bei Demonstrationen um nichts anderes als um Gruppenballung. Immerhin bedeutet das lateinische Wort »demonstrare« so viel wie »hinweisen, zeigen«, und gezeigt wird bei einer Demonstration die Meinung der Bevölkerung. Die Grundformel des Demonstrierens ist also denkbar einfach:


    


    je mehr Bevölkerung = desto wirkungsvoller die Meinung gezeigt


    


    Wer als Demonstrant etwas verändern will, der braucht Mitdemonstranten, und zwar möglichst viele.


    Aber beginnen wir mit möglichst wenigen. Ihnen ganz alleine missfällt irgendetwas, oder aber irgendetwas gefällt Ihnen und soll deswegen mehr Beachtung finden. Jedenfalls möchten Sie gerne öffentlich Ihre Meinung kundtun. Glückwunsch dazu! Denn offensichtlich wollen Sie etwas in dieser Gesellschaft zum Ausdruck bringen, Sie wollen diese Gesellschaft verändern. Und Sie vermuten, dass eine Demonstration ein einfacher und guter Weg dazu ist. Sie tun also das, was viel mehr Menschen tun sollten: Sie stehen von Ihrem Sofa auf, ziehen Ihre Schuhe an, gehen hinaus auf die Straße. Und haben die Qual der Wahl.


    


    A. Einzelkämpfer bleiben Gar keine schlechte Entscheidung, bloß eben keine waschechte Demonstration. Ganz alleine dürfen Sie im öffentlichen Raum rumstehen, wie Sie wollen. Nehmen Sie ruhig ein Schild mit oder hängen Sie sich Plakate vor Bauch und Rücken. Rufen Sie eine Parole, verteilen Sie Flyer. Das alles ist ganz ausdrücklich erlaubt, solange Sie dabei weder die Prinzipien der Verfassung schmähen noch sogenannte gewerbliche Zwecke verfolgen, also Werbung für ein Produkt oder Ähnliches machen. Unter Umständen werden Polizei oder Ordnungsamt argumentieren, dass Sie die öffentliche Ordnung stören, wenn Sie etwa laut durch ein Megafon brüllen. Aber auch in solchen Fällen können Sie sich auf Ihr Recht auf Meinungsfreiheit berufen – Artikel 5 des Grundgesetzes beginnt schlicht und schlagend mit folgendem Satz:


    


    Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern.


    


    Ihr Megafon müssen Sie nach den Verhandlungen mit den Ordnungshütern vermutlich ausschalten, doch ein bisschen rufen dürfen Sie selbstverständlich. Lassen Sie sich von niemandem etwas anderes erzählen!


    Aber mal ehrlich: Natürlich ist das Single-Demonstrieren hochrespektabel – jedoch auch etwas deprimierend. Ich selbst habe zwar noch niemals mutterseelenallein eine Ein-Mann-Demo auf die Beine gestellt, dafür aber eine meiner wichtigeren Demonstrationserfahrungen mit einem solchen Einzeldemonstranten gemacht. Als ich nach dem Studium nach Berlin zog, kam ich eine Zeitlang fast jeden Tag am Job-Center meines Stadtteils vorbei. Vor dem Gebäude stand tagein, tagaus ein schlaksiger, sorgfältig rasierter Mann Ende vierzig mit einem großen Schild, auf dem lediglich »Hartz IV« zu lesen war. Keine weitere Parole, und auch der »Hartz IV«-Schriftzug weder durchgestrichen noch sonst wie kommentiert. Ich bin einfach nur an dem Mann vorbeigelaufen. Wahrscheinlich hatte ich so etwas wie schlechtes Gewissen. Er demonstrierte voller Würde, aber durch sein vollkommen isoliertes Herumstehen eben auch so ungeheuerlich aussichtslos. Im Nachhinein bewundere ich ihn für seine Ausdauer. Aber ich finde zugleich, dass sein Anliegen viel mehr Aufmerksamkeit verdient gehabt hätte. Ich hoffe, dass er später noch andere, bessere Möglichkeiten gefunden hat, auf sich und seine Sorgen hinzuweisen. Überhaupt gilt doch wohl für uns alle, dass wir in der Regel zu mehreren noch viel besser auf unsere Anliegen aufmerksam machen können.


    


    B. Einen zweiten Demonstranten mieten Keine Sorge: Auch zu zweit dürfen Sie herumstehen, wie Sie wollen. Aber zu zweit können Sie zugleich auch eine Versammlung bilden, was rechtlich ganz eigene Vor- und Nachteile mit sich bringt (Eine Demo anmelden). Ebenso wie das Single-Protestieren ist auch das Ihr verbrieftes Grundrecht laut Grundgesetz, Artikel 8, sowie dem zugehörigen Versammlungsgesetz, dessen erster Satz folgendermaßen lautet:


    


    Jedermann hat das Recht, öffentliche Versammlungen und Aufzüge zu veranstalten und an solchen Veranstaltungen teilzunehmen.


    


    Was übrigens bedeutet, dass sich hierzulande jeder Mensch ganz unabhängig von seiner Nationalität versammeln darf. Und sind Sie zu zweit, so hier nur die zwei ersten Vorteile: Sie haben einen Leidensgenossen für Ihre Stunden auf der Straße gefunden. Und Sie können ein Transparent zwischen sich aufspannen. Wenn das mal nichts ist!


    Aber einen Zweitdemonstranten einfach mieten? In Deutschland wäre das tatsächlich möglich. Seit Ende der nuller Jahre machten bereits mehrere Personalagenturen mit »Rent a Demonstrant«-Angeboten Furore. Viel Spott erntete 2007 eine Aktion der Vereinigung der Kassenärzte. Die Ärzte hatten nämlich anscheinend so viel zu tun, dass sie lieber komplett in ihren Praxen blieben. Stattdessen ließen sie 170 gemietete Studenten und Arbeitslose vor dem Bundestag aufmarschieren, die mit weißen Kitteln als Ärzte herausgeputzt waren. Für ihre Dienste wurden die Lohnprotestler dann deutlich unter Kassenarzttarif abgespeist, nämlich mit lumpigen 33 Euro für den kompletten Tag. Möchten Sie so etwas wirklich? Jemanden Transparentstange an Transparentstange neben sich haben, den Sie einerseits ausbeuten und der sich andererseits keinen Deut für Ihr Anliegen interessiert? Es muss doch bessere Wege geben! Und in der Tat: Es gibt sie.


    


    C. Eine fremde Demonstration unterwandern Zwei Freunde demonstrieren auf einer Anti-Kriegs-Kundgebung. Der linke reckt ein Schild hoch, auf dem »Nie« steht, der rechte eines mit »Mehr Krieg!«. Irgendwann geht der »Nie«-Halter sich etwas am veganen Falafelstand kaufen. Zurück bleibt Freund Nummer zwei, ganz allein zwischen lauter finster zu ihm rüberschielenden Pazifisten, nichts in den Händen als sein »Mehr Krieg!«-Schild … Sicherlich eine wunderschöne Viertelstunde – und Gott sei Dank nur ein Cartoon, den ich irgendwo mal gesehen habe. Aber schauen wir der Wahrheit ins Gesicht: So unüblich ist der Anblick von Fremdslogans auf Demos gar nicht. Große Demonstrationen erinnern manchmal an irrwitzige Sammelbecken. Auf Berliner Demonstrationen etwa habe ich schon mehrmals eine rundum alle Teilnehmer segnende Nonne gesehen und mich jedes Mal gefragt, ob sie auch wirklich echt ist. Wo bin ich noch mal diesem in lauter Plakate gehüllten Radfahrer mit seinem Megafon begegnet, der für das kommunale Wahlrecht für Ausländer kämpfte? Und was wollte der Typ, der damals auf der Türkei-in-die-EU-Demo die brasilianische Flagge schwenkte? Meinte er das wirklich ernst?


    Demos sind bunte Angelegenheiten. Die Zeiten der Gewerkschaftsparaden mit festem Kolonnenschritt und dem einen für alle verbindlichen Ziel sind glücklicherweise längst vorbei. Also trauen Sie sich! Gehen Sie ruhig mit Ihrer Forderung auf eine Demo, die Ihrem Anliegen nur grob entspricht. Sehen und gesehen werden, das gilt auch für Sie und Ihre Ziele. Zwei Dinge sollten Sie freilich berücksichtigen: Bedenken Sie, wo Sie mit Ihrem Ansatz annähernd ins Spektrum passen und wo Sie selbst dem Protestmotto überhaupt zustimmen wollen. Beherzigen Sie nur diese beiden Punkte, so geht es beim Demo-Fremdgehen nicht mehr um das böswillige Unterwandern einer fremden Forderung, sondern um etwas ungleich Konstruktiveres: um das Beisteuern Ihrer persönlichen Ideen zu einem größeren Ganzen.


    


    D. Größer Denken Womit ich zum Idealfall des Demonstrierens komme. Suchen, bieten und genießen Sie Anschluss! Schauen Sie sich um, fragen Sie herum, informieren Sie sich. Da, wo Sie wohnen, gibt es gewiss auch andere Menschen, denen Ihr Anliegen am Herzen liegt. Finden Sie sie – meistens ist das ganz einfach. Sollten Sie aber noch nicht das Gefühl haben, dass es wirklich einfach sein könnte, dann lesen Sie gerade genau das richtige Buch: Sie werden auf den folgenden Seiten von so vielen Gruppenbildungen, Initiativen und Bewegungen hören, dass Sie danach ganz sicher Ideen für mögliche Zusammenschlüsse haben werden. Besuchen Sie Demonstrationen, die Ihr Herzthema hinaus in die Öffentlichkeit tragen. Organisieren Sie Demonstrationen, die Ihr Anliegen im öffentlichen Bewusstsein halten. Imaginieren Sie sich das Ganze groß und lebendig – Quatsch! Imaginieren Sie nicht bloß, sondern machen Sie es aktiv groß und lebendig! Verändern Sie die Welt! Und zwar eben nicht alleine, sondern gemeinsam mit anderen. Mit möglichst vielen anderen Menschen etwas bewegen, das ist der Demo-Gedanke.


    


    


    DIE GANZE WELT ERSCHÜTTERN


    


    Funktioniert der Demo-Gedanke denn wirklich? Pessimistisch betrachtet, könnten Proteste und Demonstrationen doch in Wahrheit eine geradezu lächerlich schwache Form der politischen Beteiligung darstellen (Lieber kein Revolutionsführer werden). Eigentlich wären sie dann nichts als bloße Beteiligungs-Placebos: Viele couragierte Menschen versammeln sich mit politischen Wünschen und Hoffnungen – aber sie haben dabei absolut keine politischen Mitspracherechte im Staat. Sie stehen einfach nur auf irgendeinem Platz herum und hoffen, dass jemand ihre Plakate sieht. Und auf diese Weise wollen die jetzt die Welt bewegen? Na, dann mal viel Spaß.


    Ja, Spaß gehört auf jeden Fall dazu, und etwas mehr Optimismus bitte schön auch. So schwach sind Demonstrationen nämlich gar nicht, man muss bloß angemessen einschätzen, was sie leisten können und was nicht. In Deutschland etwa planten Staat und Wirtschaft einmal insgesamt über sechzig Atomkraftwerke, und das in Jahrzehnten, in denen anfangs die Mehrheit der Bevölkerung Atomkraft für sicher und richtig hielt. Dank der Proteste der entstehenden Anti-Atom-Bewegung und der allmählichen Bewusstseinsänderung der Wähler wurde insgesamt nur ein Drittel dieser Kraftwerke verwirklicht.


    Protest funktioniert also sehr wohl, aber greifen wir uns dafür doch ein kleinteiligeres Beispiel heraus, betrachten wir eine Demo-Aktion, die vor ein paar Jahren tatsächlich die Welt bewegen sollte, und zwar im Wortsinn. Die Medienkünstler des britischen World Jump Day schlugen nämlich 2006 der Öffentlichkeit vor, doch einmal so richtig die Macht der Masse auszunutzen, ganz ähnlich, wie das Wissenschaftler einmal nach einem Stadionkonzert der Rockband Oasis beschrieben hatten: 20.000 Fans waren dort 1995 im exakt gleichen Takt zur Musik auf und ab gesprungen, und noch in Entfernungen von mehreren Kilometern wurden Erschütterungen gemessen. 2006 riefen nun die World Jump Day-Organisatoren zu Massen-Hüpf-Demos auf und behaupteten, dass die gesamte Erdkugel durch zeitgleiches Hüpfen von 600 Millionen Bewohnern der westlichen Hemisphäre in einen neuen Orbit geschleudert werden könnte. Dort würde sodann die Tageszeit 25 Stunden betragen – wodurch schlagartig sämtliche Klimaprobleme gelöst wären. Wie gesagt, es handelte sich um Medienkünstler.


    Nüchtern-konterrevolutionäre Physiker hielten dem lautstarken Demo-Hüpf-Aufruf nämlich sogleich entgegen, dass er jeder Kenntnis der Newton’schen Bewegungsgesetze entbehre, denen zufolge der Gesamtimpuls eines Systems ohne äußere Krafteinwirkung stets gleich bleibt. Wie gewonnen, so zerronnen: Die Erde würde vielleicht etwas nach oben schnellen, wenn 600 Millionen Demo-Massenhüpfer von ihr abspringen, sie wäre aber wieder exakt auf altem Kurs, sobald alle wieder landen. Und rechneten die Physiker die Schwere einiger Millionen von menschlichen Hüpfern gegen das kolossale Erdgewicht, so kamen sie ohnehin auf niederschmetternde Zahlen: Nicht einmal um die Breite eines Atoms könnten wir paar Menschenkrümel durch Hochspringen den Weltenkurs ändern.


    Aber stopp. Da ist noch etwas ungleich Wichtigeres. Vielleicht haben die World Jump Day-Medienkünstler sich 2006 nicht gerade für den Physik-Leistungskurs qualifiziert – das Geschäft mit den Medien verstehen sie aber offensichtlich wie eine Eins. Die Geschichte ihrer Demo-Hüpf-Idee fand 2006 auf gefühlt jeder Vermischte-Nachrichten-Zeitungsseite dieser Welt Erwähnung, und das Thema Klimaschutz dadurch natürlich auch. Demonstration, das ist in Wahrheit nur ein anderes Wort für möglichst geniale Öffentlichkeitsarbeit. Die Bewegungsforschung, die sich mit Protesten und sozialen Bewegungen beschäftigt, spricht von public agenda setting, wenn Demonstranten über keine direkt verbrieften politischen Beteiligungsmittel verfügen, dafür aber etwas anderes können, mit dem sie der etablierten Politik auf die Sprünge helfen: Proteste setzen Themen auf die Tagesordnung, zu denen die anderen politischen Kräfte dann Stellung beziehen müssen (Medienereignis sein) Eigentlich ist also jede einzelne Demonstration eine Art Welt-Hüpf-Tag, die genau dieses Öffentlichkeitsspiel durchführt – und Stück für Stück verändern diese zahllosen optimistischen Demo-Öffentlichkeits-Aktionen unsere Welt.


    


    


    ENDLICH GEHÖRT WERDEN


    


    Bleibt bloß die Frage, wann die Öffentlichkeit unsere Demonstrationen bemerkt und wann nicht. Bewegungsforscher wie der Mitgründer von Attac Deutschland Felix Kolb sprechen von »Ressourcen«, die man benötigt, um ganz ohne Mandat politisch etwas ausrichten zu können – und diese sind zum einen vor allem die Zeit der Protestierenden und zum anderen Geld, denn vom Megafon bis zu Flugblättern ist selbst die Revolution nicht kostenlos zu haben. Je mehr Ressourcen zur Verfügung stehen, desto effektiver können die eigenen Ideen und Informationen entwickelt und verbreitet werden, desto wahrscheinlicher können viele Menschen zum Mitmachen mobilisiert werden, desto besser kann die öffentliche Meinung erreicht und vielleicht sogar verändert werden. Allerdings ist es ein weiter Weg bis zu dieser ominösen öffentlichen Meinung, was ich selbst erst inmitten eines dieser infernalischen Wolkenbrüche begriffen habe, wie wir sie im Sommer 2012 fortwährend hatten. Ich stand wie in einer gigantischen kalten Dusche mitten in der Regenwand, und zwar direkt vor dem Eisentor, das in Berlin beim Potsdamer Platz das Gebäude des deutschen Bundesrats abschirmt – und ich hatte als einzigen Schutz gegen die Sturzfluten einen alten Kochtopf auf dem Kopf.


    Den Topf hatte ich in meinem Rucksack dabeigehabt, weil in der Einladungs-E-Mail zur Demo gestanden hatte, dass die Demonstranten Töpfe, Trillerpfeifen und andere Radau-Gerätschaften mitbringen sollten. Der Bundesrat sollte in einer halben Stunde zu einer Sitzung zusammentreten, und jedes Mal, wenn einer der schwarzen Dienstwagen mit einem der Bundesratsmitglieder aus den Wasserschleiern auftauchte und in den Hof des Ratsgebäudes einbog, machten die anderen Demonstranten und ich möglichst viel Krach. Wir waren vielleicht zwei Dutzend, alle außer mir leidenschaftliche Demo-Geher aus der Umweltszene, und wir alle standen gemeinsam hier draußen im Wolkenbruch, weil der Bundesrat gleich über die Kürzungen der Zulagen für regenerative Energien abstimmen würde. Unser Grüppchen wollte ein Zeichen dafür setzen, dass Deutschland in eine Zukunft mit Wind- und Solarenergie investieren muss – und deutscher Dauerregen hin oder her, selbst an die Solarzulage glaube ich persönlich bis heute.


    Die Limousinen der Bundesratsmitglieder verlangsamten nicht einmal, wenn sie spritzend an uns vorbeifuhren. Niemand beachtete uns. Der Regen peitschte vom Himmel, der Kochtopf rutschte mir ständig über die Augen, und ich überlegte, wann eigentlich welche Form von Demo Sinn ergibt.


    Offensichtlich ist Aufmerksamkeit für Protestanliegen nicht leicht zu ergattern. Im Prinzip stehen Demonstranten drei Möglichkeiten zur Verfügung: Erstens bedeuten viele Mitdemonstranten entsprechend große Aufmerksamkeit. Ergreift eine Idee die Volksmassen, stehen die Chancen gut, dass sich auch andere politische Kräfte für sie einsetzen werden (Eine ganze Kultur verändern). In der Regel wird die Idee dann sogar bis hinauf in die Parlamente ernst genommen – man denke nur an das Anti-Piraterie-Abkommen ACTA, das eigentlich schon beschlossene Sache war, nach entsetzten Massenprotesten aber ein Umdenken in einzelnen Parteien bewirkte und im Juli 2012 schließlich im Europäischen Parlament scheiterte.


    Freilich sind Massen eigenwillige Gebilde, die sich nicht so ohne weiteres auf den Straßen und Plätzen einfinden. Nur die dringendsten und allgemeingültigsten Anliegen sind jemals wirklich massenkompatibel. Darum ist es ein Glück, dass zweitens auch viel kleinere Demo-Proteste große Öffentlichkeit erreichen können, wenn sie nur kreativ auf die Straße gebracht werden, also überraschen und möglichst nie gesehene Situationen erzeugen (Öffentlichkeitsarbeiter werden). Nahezu täglich wird über Demonstrationen berichtet, bei denen der Anlass oder das Geschehen so sehr verblüffen, dass daraus eine Nachricht entsteht. Das hat 2012 etwa die winzige Berufsvereinigung der Hebammen geschafft, als sie als Hochschwangere verkleidete Frauen vor dem Bundestag für gerechtere Tarife demonstrieren ließ – ein Bildmotiv und ein Anliegen, die es bis in diverse Zeitungen schafften.


    Leider gibt es drittens noch eine weitere Form von Demo-Ereignis, für die sich garantiert jede Nachrichtenredaktion erwärmen kann, obwohl sie absolut nicht kreativ ist. Die Rede ist von stumpfer, roher Gewalt, für die wir alle uns insgeheim interessieren (Gründe zur Entspannung). Das war beispielsweise im Februar 2011 der Fall, als die Medien schon ewig nicht mehr über die politischen Positionen der Hausbesetzerszene in Berlin-Friedrichshain berichtet hatten. Nach einigen brutal geführten Kämpfen bei der Räumung eines legendären besetzten Hauses in der Liebigstraße wurden Dutzende Artikel dazu veröffentlicht, jedoch kaum mit Hintergrundinformationen zu den Problemen der Immobilienspekulationen und verschwindenden Freiräume in den Städten. Die Gewalt hatte alles überlagert, sie saugte alles weg, was bei Verwendung von Mitteln des gewaltfreien Protests nicht hätte passieren müssen (Zivil ungehorsam sein).


    Medienaufmerksamkeit und Politikerdiskussionen, von solchen Dingen konnte ich damals im Juni vor dem Bundesrat nur träumen. Denn wie gesagt: Der Topf auf meinem Kopf rutschte, ich war klitschnass, keiner der Dienstwagen verlangsamte auch nur seine Fahrt für uns. Keiner? Doch! Plötzlich hielt einer! Die hintere Tür ging auf, der neue Umweltminister Peter Altmaier sprang heraus. Er machte ein paar Schritte auf uns zu, wir hörten mit dem Krachmachen auf, ich glaube, sogar der Regen nahm sich etwas zurück. Altmaier begrüßte einige Demonstranten, die er schon von den letzten Bundesratssitzungen kannte, und diskutierte dann drei, vier Minuten lang mit uns. Ein Fotograf schoss hastig Fotos, die anderen Demonstranten stellten kritische Fragen, Altmaier beruhigte sie: Die Kürzungen heute würden annähend so durchgehen, wie die Umweltverbände das als Kompromiss gefordert hatten, wir sollten uns keine Sorgen machen. Er verabschiedete sich, hastete durch den Regen hindurch zum Wagen zurück. Schon folgte die nächste Limousine. Wir begannen wieder mit unserem Krach.


    Am nächsten Morgen schien die Sonne. Die Umweltverbände schickten E-Mails, in denen sie sich über die Ratssitzung vom Vortag freuten: Sie war tatsächlich viel besser gelaufen, als wir das befürchtet hatten. In den Zeitungen gab es Fotos von Altmaier mit uns Demonstranten, Tenor der Bildunterschriften: Der neue Umweltminister geht auf die besorgte Bevölkerung zu. Ja, das stimmt – aber es stimmt auch nur, weil generell die Bürger auf die Politik zugehen, weil unzählige Interessengruppen sogar bei Donner und Blitz zeigen, dass sie jede politische Entscheidung kritisch beobachten. Ein Umweltminister, der da mal kurz aus der Limousine steigt und dafür dann auch noch gute Presse abbekommt, hat den Geist der Zeit voll erfasst.


    


    


    SPONTAN SEIN


    


    Nur noch ein kleiner Satz zur Wolkenbruch-Demo vor dem Bundesrat. Der Satz richtet sich an alle, die soeben beim Lesen gedacht haben, dass das doch wohl kein toller Demo-Erfolg war, da mal kurz dem öffentlichkeitsversierten Umweltminister die Hand schütteln zu dürfen und ihm damit frei Haus einen perfekten Medienauftritt zu schenken. Der Satz ist so etwas wie der heimliche Wappenspruch des neuen Demonstrierens und besteht nur aus vier Wörtern:


    


    Kommt ganz drauf an.


    


    Denn Leute, wir sind hier doch nicht in den späten Sechzigern! Wir glauben doch nicht im Ernst, dass jeder Demo-Anlass gleich den Durchbruch zu einer besseren Welt erzwingen muss! Wir protestieren vielmehr flexibel, schauen von Anlass zu Anlass, was funktioniert, wo wir unsere Kritik wie artikulieren können.


    Aber egal, welcher Ansatzpunkt: Oft wird nach Protesten von Demonstranten bemängelt, dass sie trotz all ihrer wohlorganisierten Empörungskraft gar nicht viel verändert hätten (Sich leichter als jemals zuvor gemeinsam empören können). Dabei machen Erfolge und handfest nachweisbare Veränderungen nur einen winzigen Teil der politischen Realität des Protestierens aus. Keine Protestbewegung kann über lange Zeit eine solche Außenwirkung wie die Occupy-Bewegung in ihren ersten Monaten entfalten, und höchst selten kommt es zu Demo-Sensationen wie den über 100.000 Netzbewohnern, die Anfang 2012 gegen ACTA spontan auf die Straße gingen. Betrachtet man dagegen das Wimmelbild der vielen unterschiedlichen derzeitigen Protestansätze, so wird sofort klar: Allein um die Durchsetzung gigantischer Demo-Sternstunden geht es derzeit ebenso wenig wie um eine einzige bestimmte Utopie oder ein einziges zentrales Protestanliegen. »Kommt ganz drauf an«, das ist also in Wahrheit bereits selbst eine Gesellschaftsutopie – und zwar die Utopie einer selbstbewussten Zivilgesellschaft, die von Protest zu Protest ihre Sorgen und Hoffnungen mit Augenmaß anpackt (Leben in der Demo-Gesellschaft).


    Mag also sein, dass es erst einmal unspektakulär und sogar etwas kläglich klingt, wenn da eine Handvoll Demo-Geher aus der Umweltszene sich an einem Regentag vor dem Bundesrat trifft und danach glücklich ist, dem Umweltminister die Hand geschüttelt zu haben. Es stellt aber in Wahrheit nicht weniger als eine Sensation dar und wäre noch vor wenigen Jahren undenkbar gewesen. Denn einfach mal so eine Stunde vor dem Bundesrat zusammenkommen, schnell, spontan und ohne den Anspruch auf kolossale Ergebnisse? Vor kurzem noch mussten Demonstrationen zwangsläufig genauso veranstaltet werden wie goldene Hochzeiten: Jemand merkte lange im Voraus, dass es Zeit dafür war, er organisierte die Veranstaltung, er lud zu ihr ein. Und alle anderen Beteiligten? Was sollten die Leute schon groß machen. Sie erschienen zur angegebenen Zeit am angegebenen Ort.


    Ich dagegen war ohne lange Planung zum Bundesrat gefahren, weil ich einer der über 700.000 Bundesbürger bin, die den Newsletter der Organisation Campact abonniert haben. Campact organisiert Demonstrationen, die schlicht nicht mehr mit goldenen Hochzeiten zu vergleichen sind. Seinen Sitz hat Campact im niedersächsischen Verden, wo auch die 2002 gegründete Bewegungsstiftung angesiedelt ist, die Dauerspenden für »Bewegungsarbeiter und -arbeiterinnen« wie die berühmte Baum-und-Schornstein-Besetz-Aktivistin Cécile Lecomte verteilt. Bewegungsstiftung wie Campact gehen davon aus, dass gesellschaftlich wirkungsvoller Protest planbar und organisierbar ist; flexibel wählt Campact dringliche Themen aus, die es bearbeiten will, und organisiert Proteste dazu. In einer Kampagne wird also gegen die Kappung der Solar-Zuwendungen durch den Bundesrat gestritten und in einer anderen für das Verbot von Genmais auf unseren Äckern. Gefragt wird dazu per Mail-Verteiler zuerst einmal nach simplen Klicks; die gebündelten Online-Petitionen werden dann an die jeweils Verantwortlichen weitergeleitet. Gefragt wird aber meistens auch nach echten Demo-Gehern, die zum Beispiel mal eben für eine Stunde vor den Bundestag kommen wollen, wenn dort kurzfristig eine Debatte über die Hebammen-Regelung eingeschoben wurde.


    Hatte sich Mitte der siebziger Jahre erst ein Drittel der Bürger an sogenannten unverfassten Beteiligungsformen beteiligt, so handelte es sich dabei nach Friedens- und Umweltbewegung in den achtziger Jahren um Aktionsformen der Mehrheit. Heute ist längst nicht nur ein Großteil der Bevölkerung demoerfahren, sondern er geht wie im Falle der Campact-Demonstranten vollkommen anders mit seinen Beteiligungsmöglichkeiten um. Die Menschen setzen das Demonstrieren punktueller und kurzfristiger ein – und diese Veränderung der wachsenden politischen Beteiligung hin zu größtmöglicher Spontaneität muss etwas mit dem Internet zu tun haben (Per Mausklick demonstrieren).


    2008 hat der Internet-Theoretiker Clay Shirky ein geradezu visionäres Buch zu diesem Thema geschrieben, das bislang leider noch nicht ins Deutsche übersetzt worden ist. In Here Comes Everybody beschreibt Shirky den sozialen Wandel durch das Internet folgendermaßen: Über das Netz kann jedermann sehr einfach Gruppen bilden, organisieren und zusammenhalten. Früher konnten das nur etablierte Organisationen – im Falle des Umgangs mit Informationen etwa besonders die großen Medienhäuser und im Falle des Umgangs mit Protest vor allem Parteien, Gewerkschaften und unternehmensartige Großorganisationen wie der WWF. In Campact-Manier dagegen kann plötzlich jeder spontan Demos organisieren – egal, ob mit über 700.000 Ansprechpartnern wie Campact selbst oder auch mit nur sieben Ansprechpartnern, die man zu seinem eigenen Protest anstachelt. Aus dieser Perspektive betrachtet, ist »Kommt ganz drauf an« eine noch nie zuvor möglich gewesene Antwort auf die Frage, wann welche Demonstrationen funktionieren können – denn von jetzt an kann es jeder von uns darauf ankommen lassen.


    


    


    ZWEIFELN


    


    Was für ein Foto! Im Frankfurter Flughafenterminal drängen sich Demonstranten und halten gemeinsam ein Transparent in die Kamera. »Wir ziehen an einem Strang«, steht auf dem Transparent, und links und rechts davon sind zwei höchst unterschiedliche Protestsymbole abgebildet: links das Wappen der Landebahngegner, die seit Jahren so erbittert gegen Flughafenausbau und krankmachenden Lärm ankämpfen, dass sich im Rhein-Main-Gebiet längst nicht mehr von einzelnen Protestgruppen sprechen lässt, sondern von einer Volksbewegung. Und rechts das »Kein Mensch ist illegal«-Symbol, wie es seit über zehn Jahren von antirassistischen Gruppen eingesetzt wird, die für die Rechte von Flüchtlingen und gegen Abschiebungen ankämpfen.


    Schuld ist nur der Flughafen. Ohne ihn wären sich die beiden Gruppen mit ihren jeweiligen Anliegen wohl niemals begegnet; strange bedfellows nennen die Soziologen solche eigentlich kaum denkbaren Kooperationen unterschiedlicher Gruppierungen. Wo sich unterschiedliche Widerstände vernetzen können, verändern sich oft auch die Deutungen des eigenen Anliegens (Politisch denken) – wenn etwa die Fluglärmgegner sich mit Abschiebungen zu beschäftigen beginnen oder als im Oktober 2010 Atomgegner aus dem Wendland mehrere Traktoren zur Demonstration gegen Stuttgart 21 brachten; die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg sagte zur Begründung: »Wir sind solidarisch mit dem Bürgerprotest in Stuttgart, denn wir wollen eine Verkehrs- und Energiepolitik, die nicht die Interessen einiger Profiteure bedient, sondern zukunftsgerecht und klimafreundlich ist.«


    Zurück nach Frankfurt, wo jetzt beim zweiten Blick auf das Foto auch Zweifel erlaubt sein müssen. Denn natürlich ist nicht jedes Protestanliegen gleich gut und gleich unterstützenswert. Jede Vision von einer aktiven, engagierten Zivilgesellschaft muss auch die möglichen Risiken des vielen Engagements mitbedenken. Das Versammlungsrecht ist der Theorie nach zuerst einmal ein Recht für Minderheiten – es eröffnet ihnen Wege, sich zu äußern, auch wenn die repräsentativ gewählte Politik ihre Absichten ignoriert. Minderheiten, das klingt ein wenig nach Opferrolle – genauso gut können sich Minderheiten aber beim Protestieren als derartig kampagnenfähig und aktiv erweisen, dass sie der nicht mobilisierten Mehrheit ihre Meinungen und ihre Weltsicht aufdrängen (Otto Normaldemonstrant). Am bayerischen Volksentscheid für das strengste Rauchverbot Deutschlands etwa beteiligten sich im Jahr 2010 lediglich 37,7 Prozent aller Wahlberechtigten, von denen nur 61 Prozent für den Gesetzesentwurf stimmten; egal, was man persönlich vom Rauchverbot hält, sicher ist, dass hier eine Minderheit mobilisierbarer Nichtraucher einer anderen Minderheit der Raucher ihre Präferenzen aufdrückte. Das ist jetzt nur meine persönliche Nichtrauchermeinung, aber hätte die Minderheit der Raucher sich nicht weiterhin in eigens ausgeschilderten Raucherräumen selbst vergiften können? Genau solche Kompromisslösungen sind es, die repräsentative Demokratien in der Regel auszuhandeln vermögen.


    Damit jedoch abermals zurück nach Frankfurt, wo man nur ein einziges Mal im Leben ein tieffliegendes Flugzeug gehört haben muss, um zu wissen, dass die Proteste der dauerhaft in einer derartigen Lärmhölle lebenden Fluglärmgegner unbedingt berechtigt sind (Auf das Ist-das-nicht-ganz-schön-egoistisch-Argument antworten). Wen etwas stört, der muss sich wehren dürfen, auch das gehört zu einer Demokratie. Allerdings lässt sich leicht ausrechnen, dass die Flüchtlingsaktivisten am anderen Ende des »Wir ziehen an einem Strang«-Transparents den ungleich schwereren Kampf um Aufmerksamkeit zu fechten haben. Sie sind alles andere als eine Volksbewegung und werden mit ihren Demonstrationen niemals ganze Terminals füllen können. Wahrscheinlich wird ihre Auswirkung auf die Politik eher symbolisch bleiben – solange sie nicht zu härteren Bandagen greifen und, wie Abschiebegegner das bereits häufig getan haben, Abschiebungen durch zivilen Widerstand stoppen. Sich versammeln und protestieren darf und soll unbedingt jeder, der dazu Anlass sieht – ganz bestimmt aber empfiehlt sich immer der kritische Blick darauf, aus welchem Interesse da protestiert wird und was das für andere in der Gesellschaft bedeutet (Lieber kein Revolutionsführer werden).


    


    


    KARNEVAL FÜR IMMER


    


    Einmal habe ich gegen die Straßenverkehrsordnung verstoßen. Das war in Dresden, bei der großen Dresden-Nazifrei-Demo im Februar 2012. Wir kamen vom Hygiene-Museum und waren in Richtung Hauptbahnhof unterwegs. Wir waren Dutzende. Wir gingen nicht in einem angemeldeten Demonstrationszug, sondern einfach so die Fahrbahn entlang. Irgendwo hinter uns rangierten Polizeibusse, irgendwo vor uns hielten einzelne Polizisten den Verkehr auf. Es dämmerte, die Blaulichter zuckten, meine Schritte federten auf dem Beton. Die Polizisten fuhren einen Lautsprecherwagen heran. Eine Beamtin begann über die Verstärker zu sprechen; beherrscht und vielleicht etwas gelangweilt wiederholte sie mehrfach den gleichen Spruch: »Gehen Sie sofort auf dem Gehweg weiter. Sie begehen eine Ordnungswidrigkeit. Gehen Sie sofort auf dem Gehweg weiter. Sie begehen eine Ordnungswidrigkeit.«


    Eine versprengte Schar, die die Polizisten anödet und den entgegenkommenden Autofahrern die Heimfahrt verlängert: Das klingt nach keiner großen Sache, und vor allem klingt es nach keiner wirklich notwendigen Sache. Sollten bereits derart teenagerhafte Regelbruch-Lappalien auf den Namen »ziviler Ungehorsam« hören, so dürfte ihre moralische Rechtfertigung spannend werden (wird sie auch, Zivil ungehorsam sein).


    Regelbruch hin oder her – ich zumindest dachte in jenen Minuten auf der Straße ganz und gar nicht über die möglichen moralischen Begründungen für dieses oder jenes Verhalten nach. Ich grübelte überhaupt wohltuend wenig. Ich genoss es viel zu sehr, mit allen anderen gemeinsam auf der Fahrbahn zu gehen, immer weiter vom Lautsprecherwagen ermahnt zu werden und immer weiter vor seiner mit Gitter verstärkten Kühlerhaube herumzulaufen. Gewährt hat der Spaß insgesamt nur ein paar Minuten. Als noch mehr Polizeiautos von der Seite kamen, ließen wir uns auf den Gehsteig abdrängen, alles absolut keine grandiose Anekdote also. Wohl aber für mich eine Grundlektion in dem, was Kulturwissenschaftler bisweilen als »karnevalesk« bezeichnen. Sie zitieren dann den russischen Literaturwissenschaftler Michail Bachtin, für den Massenfeste wie der Karneval die »umgestülpte Welt« darstellten: »Die Gesetze, Verbote und Beschränkungen, die die gewöhnliche Lebensordnung bestimmen, werden für die Dauer des Karnevals außer Kraft gesetzt.«


    Falls Sie schon einmal in Ihrem Leben nach einem ersten Bier noch ein zweites getrunken haben, so wissen Sie, dass Vernünftigsein alleine auch nicht glücklich macht. Wer sich in eine demonstrierende Menschenmenge hineinbegibt, der handelt nicht nur vernünftig. Unter allen Protestformen dieser Erde hat er sich ausgerechnet eine ausgesucht, die in der Lage ist, zumindest vorübergehend eine Art neue Gesellschaftsordnung zu etablieren. Ob Kölner Karneval oder Dresden-Nazifrei-Demo: In Volksmassen gelten andere, instinktive Gesetze; die Hierarchien und Regeln der Außenwelt sind mehr oder weniger außer Kraft gesetzt. Das Ganze mag sich zuweilen richtiggehend rauschhaft anfühlen, sehr selten vielleicht auch bedrohlich und oft einfach nur aufregend. Regeln zu brechen und Hierarchien in Frage zu stellen ist in unseren Landen nicht so richtig beliebt, und den allermeisten von uns widerstrebt jede Form von dumpf regelbrechender Gruppenhysterie – zu der es aber, anders als man denken könnte, sogar bei Demo-Massenkundgebungen nahezu nie kommt (Gründe zur Entspannung). Und überhaupt: Gemeinsame Regelüberschreitung bedeutet keineswegs automatisch hirnlosen Hordenwahn. Mir erscheint sogar umgekehrt eine Gesellschaft ungleich hirnloser und unheimlicher, deren Mitglieder ihren Druck nur noch alleine zu Hause vorm Computer ablassen können.


    


    


    NICHT MEHR ALLEINE SEIN


    


    Klingt das bis hierher alles irgendwie so, als ob die Teilnahme an Demonstrationen das Leben verändern könnte, ein klein wenig zumindest? Ich hoffe doch! Mir fällt einfach keine andere mögliche Erfahrung ein, die die Vorstellungen über unser soziales Zusammenleben, unsere Politik und, jawohl, über das Leben selbst so schlagartig verändern könnte wie dieses schlichte Erlebnis: Hunderte Menschen auf einem Platz oder einer Straße, die sich freiwillig für ein Ziel zusammenschließen, motiviert von nichts anderem als ihren moralischen Werten und ihrer Solidarität untereinander.


    Solidarität, oha. Nein, so richtig populär ist das S-Wort in diesen Jahren tatsächlich nicht. Die Gesellschaft steht unter Druck – einem Druck, der es den Menschen zunehmend schwermacht, überhaupt noch gemeinsame Interessen wahrzunehmen. Wo beständig suggeriert wird, dass das eigene Wohlergehen einzig und allein von der höchst privaten Leistung abhängt, da liegt eben die folgende Gedankenkette ziemlich fern:


    


    Dass a) bestimmte Rahmenbedingungen auch von außen verhängt sein könnten, dass sie also b) viele in genau der gleichen Situation betreffen und dass man sie darum c) auch ändern kann – und zwar am allerbesten, indem man sich d) miteinander organisiert.


    


    Wenn jeder ausschließlich individuelle Sorgen zu haben scheint, dann versucht auch jeder, sich ausschließlich an den eigenen Haaren aus dem Sumpf zu zerren. Das Demo-Gehen wie überhaupt das Sich-gemeinsam-Organisieren nähern sich dem Problem von der genau entgegengesetzten Seite an – gewissermaßen trocknen sie den Sumpf einfach aus. Zusammen sind wir stark! So altbacken dieser Satz klingt, so gültig ist er für jeden, der erst einmal ein seinen Anliegen entsprechendes Forum zum Zusammenschluss gefunden hat. Freilich ist auch das Foren-Finden schon einmal einfacher gewesen. Wo fast jeder nur noch prekär über seinen ganz persönlichen Abgrund hinwegzubalancieren meint, da passen die Angebote der großen alten gemeinsamen Interessenvertretungen eben häufig nicht mehr. Es ist kein Zufall, dass bis zur endgültigen Durchsetzung des Bologna-Prozesses um 2009 herum die Bildungsstreiks an Universitäten eine so prominente Rolle unter den längerfristigen Protesten spielten, denn an Universitäten treffen als einem der letzten Orte Massen von Menschen unter ähnlichem sozialen Druck zusammen. Solche Foren fehlen vielen anderen von uns – organisierte Demonstrationen können aber zumindest ansatzweise dagegenhalten und die Vereinzelten für kurze Zeit solidarisch zusammenschließen.


    


    


    AUF DAS DAS-BRINGT-DOCH-EH-NICHTS-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie gehen am nächsten Wochenende demonstrieren, und zwar für das und das Anliegen. Ihre Freunde blicken Sie groß an; betretene Stille. Nein, die sehen absolut nicht so aus, als wollten sie sich Ihnen anschließen. Schließlich räuspert sich Ihr bester Freund, diese bequeme Memme, und sagt: »Demonstrieren? Das bringt doch eh nichts!«


    Ach Gottchen. Mehr hat er nicht zu bieten? Der Satz »Das bringt doch eh nichts« ist so etwas wie der Schweißgeruch unter den Anti-Demo-Argumenten: äußerst weit verbreitet und total nervig, dafür aber wirklich leicht zu bekämpfen. Eingesetzt wird es nämlich von den Politikverdrossenen und den Faulen, was in Wahrheit ein und dasselbe ist. »Das bringt doch eh nichts« sagen Menschen, die gerne glauben wollen, alles würde über den eigenen Kopf hinweg entschieden und nichts ließe sich ändern. Eine bequeme Haltung, aber eben zugleich eine grundfalsche. Denn auch Ihr Freund kann sich den Luxus seines Lamentierens nur leisten, weil irgendwann vor ihm andere Menschen die Dinge tatkräftiger als er angepackt haben. In Wahrheit ist also Ihr bester Freund selbst das beste Argument dafür, dass Protest die Welt verändern kann: Hätten die Menschen nicht über Jahrhunderte hinweg immer weiter aktiv ihre politischen Rechte erkämpft und so die Politik ihrer Länder für immer verändert, so könnte er jetzt nicht maulen – sondern wäre höchstwahrscheinlich draußen auf dem Feld des Gutsherrn, bei seiner täglichen Fronarbeit.


    Nun geben manche Demo-Bezweifler ja gerne alle lang verjährten Protesterfolge zu, behaupten aber, dass wir heute in einer sogenannten Postdemokratie leben, in der jegliche Bürgerbeteiligung nur noch von den wirtschaftlich starken Interessengruppen und gewählten Repräsentanten simuliert wird. Eine Darstellung, der längst viele Politikwissenschaftler zustimmen (Lieber kein Revolutionsführer werden). Die Frage ist bloß, warum sie als Anti-Demo-Argument taugen soll. Denn Demos simulieren nicht bloß, sie können etwas bewirken. Beispiele gefällig? Hallo! Wir leben seit über zwanzig Jahren in einem Land, das nur dank der Montagsdemonstrationen und der gewaltigen Kundgebungen vom Oktober und November 1989 in der DDR entstehen konnte. Und was das letzte Jahrzehnt betrifft – 2003: die Absage der Regierung Schröder an den Angriff auf den Irak. 2011: die abrupte (und leider dementsprechend unausgegorene) Atomausstiegs-Kehrtwende der Regierung Merkel. Gewiss wurde keines der beiden letzteren Ereignisse ausschließlich durch Bürgerengagement und massenhafte Demonstrationen herbeigeführt – aber ebenso gewiss wäre keine der Kurskorrekturen ohne die massenhaften Willensbekundungen der Bevölkerung zustande gekommen.


    Und schließlich noch ein wichtiger Punkt. Wenn Ihr Freund schon kritisch über die Möglichkeiten des Sichengagierens lamentieren will, dann doch bitte nicht vom Sofakissen aus. Kritik muss sich auch an ihrem Standpunkt messen lassen – und wer Engagement kritisch begutachten will, der sollte sich gefälligst schon einmal engagiert haben. So wie Marianne Fritzen, die »Mutter der Anti-Atom-Bewegung«, die nach Tausenden von Gorleben-Demonstrationen nun wirklich kein Blatt mehr vor den Mund nehmen muss.


    


    


    ES SPRICHT: DEUTSCHLANDS ÄLTESTE DEMONSTRANTIN. MARIANNE FRITZEN ERKLÄRT DAS DEMO-GEHEN ZUR BÜRGERPFLICHT


    


    Kürzlich habe ich meinen 88. Geburtstag gefeiert – direkt hier am Gelände, am Endlagerbergwerk Gorleben. Hierher an das Tor zum Bergwerk komme ich jetzt seit dreißig Jahren zu nahezu jeder Demonstration. Wir blockieren den Baustellenverkehr am Tor, wir zeigen immer weiter, dass wir hier im Wendland nicht einverstanden sind mit der Energiepolitik der Regierenden. Ich feiere also meinen 88. Geburtstag – und dabei passiert mir ein schwerer Demonstrationsfehler, nach so vielen Jahren passiert mir so etwas! Ich parke nämlich immer möglichst dicht am Tor, damit ich nicht so weit laufen muss. Die Polizisten stehen diesmal in der Nähe, und als ich aussteige, sage ich zu ihnen: Eines sage ich Ihnen! Ich mache heute hier vor diesem Tor eine Blockade. Und feiere meinen 88. Geburtstag! Oh, sagt einer der Polizisten, wie heißen Sie denn? Und da habe ich ihm meinen Namen genannt – obwohl wir das doch auf unangemeldeten Demonstrationen grundsätzlich niemals tun! Denn ab dem Moment hätte man mich für die Blockade verantwortlich machen können, als Versammlungsleiterin. Ein richtiger Fehler, so etwas passiert mir aber auch nur ein Mal im Leben! Nun ja, es ist dann nichts Schlimmes geschehen, und ein paar Stunden später sind einige Polizisten zu uns ans Tor gekommen – sie hatten Rosen organisiert und haben sie mir überreicht und gratuliert.


    Das ist durchaus die Regel, dass die Polizisten im Einzelnen freundlich sind und einem leidtun können. Sie sind ja nur die Stellvertreter, sie müssen die Köpfe für eine verfehlte Politik hinhalten. Und das auf immer brutalere Weise – etwas radikalisiert sich da von Staatsseite. Es ist unglaublich, wie sich allein schon das Auftreten der Polizisten über die letzten Jahrzehnte verändert hat. Bei den ersten Demonstrationen der Ökologiebewegung, damals in Hannover, sind sie noch in ganz normalen Uniformen angetreten. 1979, beim legendären großen Protestmarsch der Atomkritiker von Gorleben nach Hannover mit 100.000 Teilnehmern, waren sie nur mit Helmen und Schilden ausstaffiert. Und heute? Heute sehen sie wie Marsmenschen aus, so unglaublich eingepackt und geschützt. Ich muss beim Demonstrieren immer an die armen Geschöpfe denken, die in diesen schweren Panzern stecken. Und ich muss mich dann fragen: Wo ist die Gewalt? Geht die Gewalt wirklich nur von den Polizisten aus? Polizeigewalt, dieses Wort beschreibt für mich sehr anschaulich eine Form von Gewalt, die vom Staat ausgeht – in dem Fall eben gegen diese Menschen, die da Polizeidienst schieben müssen.


    Wenn man wie ich über viele Jahre hinweg für eine Sache demonstrieren geht, dann fängt man irgendwann auch an, an der gesamten Demokratie zu zweifeln. Ich bin nicht resigniert, aber ich sage heute dennoch: Das, was wir hier in der Bundesrepublik haben, das ist gar keine echte Demokratie mehr, das ist eine Scheindemokratie. Immer weiter tun die Politiker der Bevölkerung gegenüber so, als ob – und mehr nicht. Wo wird die Bevölkerung denn wirklich in Entscheidungen eingebunden? Es wird höchstens mal kurz vor Wahlen oder auf Kundgebungen so getan, als ob sie eingebunden werden sollte. Aber verhandelt wird dennoch stets hinter verschlossenen Türen. Wir Menschen aus dem Wendland können bis heute nicht alle Verträge und Dossiers einsehen, die die Politiker und die Energiekonzerne in den vergangenen dreißig Jahren über unsere Köpfe hinweg zu Gorleben ausgehandelt haben. Ein solches staatliches Verhalten ist schlichtweg demokratisch nicht legitimiert, und diese harte Lektion begreift man erst, wenn man so richtig Ernst macht mit dem Protestieren und Sicheinmischen.


    Ob hart oder nicht hart, unser Einmischen ist nötig. Wir alle hier tun nichts als unsere Pflicht als kritische Bürger: Wir demonstrieren gegen das Erkundungsbergwerk und die Castor-Transporte, wir machen Eingaben, wir versuchen, Gespräche mit den Verantwortlichen zu führen. Ob dadurch viel oder wenig erreicht wird, liegt nicht in unseren Händen. Wir versuchen es einfach. Hier im Wendland ist auf diese Weise eine ganz andere Kultur entstanden, wie sie ohne unsere Proteste nicht möglich gewesen wäre. Was den Landkreis heute so liebenswert macht, sind ja nicht nur diese wunderbare Landschaft und die Ruhe, sondern auch das große Miteinander der Menschen – ihr gemeinsamer Kampf gegen eine falsche Politik. Von Politikerseite wird zurzeit gerne von »Partizipation« gesprochen, um anzuzeigen, dass die Bürger angeblich irgendwie beteiligt würden. Man kann sich denken, dass ich nach allen Erfahrungen der zurückliegenden Jahre von dieser modischen Verwendung des Begriffs sehr wenig halte. Aber: Wenn wir Bürger uns beteiligen, wenn wir demonstrieren gehen, wenn wir eigene Initiativen gründen, dann ist das ja auch eine Art von Partizipation. Und die ist wichtig, mit der müssen wir alle immer weitermachen! Also, ich persönlich könnte jedenfalls nicht einfach zu Hause sitzen und ein schönes Buch lesen, wenn da draußen noch so viel zu tun ist.


    


    Marianne Fritzen, Jahrgang 1924, zog 1957 mit ihrem Mann und ihren Kindern ins Wendland. 1973 war sie eine der Gründerinnen der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, die den Widerstand gegen die Gorlebener Atomanlagen koordiniert. Bis 1982 war sie Vorsitzende der Initiative. Ende der siebziger Jahre gründete sie die Grüne Liste Umweltschutz mit, eine Vorläuferorganisation der späteren Partei Die Grünen. Für die Grünen engagierte sie sich viele Jahre lang in der Kommunalpolitik, verließ die Partei aber 2000 aus Protest gegen den Atomkonsens, den die rot-grüne Bundesregierung mit den Energieversorgern vereinbart hatte.


    

  


  
    

    2 Die Demo und ihre Entscheidungen


    EINE DEMO ANMELDEN


    


    So viele Demos, so viele Entscheidungen. Zumindest eine Entscheidung wird jedem Demonstrationsinteressierten aber von vornherein abgenommen: Wir sind hier in Deutschland, und wie alles andere auch meldet man Demos hierzulande bei den zuständigen Behörden an. Punkt.


    Oder nein, doch kein Punkt, sondern zunächst einmal ein großes rotes Fragezeichen. Wer eine Demo anmeldet, der erleidet nämlich keineswegs ganz gewöhnliche Papierarbeit wie bei den Finessen einer bundesdeutschen Sperrmüllanmeldung oder den jahrelangen Bittbriefen um einen Kita-Platz. Eine Demonstration anzumelden, das ist eben gerade kein üblicher Verwaltungsvorgang wie jeder andere auch, sondern schon eher ein Akt ungeheurer zivilisatorischer Disziplinierung.


    Denn insgeheim richtet sich die Grundidee des Demonstrierens gegen das Konzept, von Behörden und Staatsmächten verwaltet und regiert zu werden. Seit den ersten Zusammenrottungen von Menschen vor vielen Jahrtausenden war der Volksauflauf stets ein äußerst mächtiges Mittel, den Regierenden den Willen der Menschen aufzuzeigen. Bereits für die frühe Neuzeit ist beschrieben worden, dass es dabei kaum zu direkten Gewaltausbrüchen kam. Vielmehr, so der Kulturwissenschaftler Wolfgang Kaschuba, wurde »der Angriff auf Sachen und Personen in bestimmten rituell geformten und symbolisch angedeuteten Handlungsmustern« häufig lediglich durchgespielt. Das plebejische Aufbegehren »gegen die Ordnung« wurde so lange durch Karnevalsbräuche und spontane Protesttumulte verkörpert, bis schließlich die Arbeiterbewegung so weit erstarkt war, dass sie mit Massenaufmärschen ihre proletarische Kraft zur »Gegenordnung« beweisen konnte. Protestieren und Demonstrieren verletzte also in der Regel nicht einfach als destruktive Unruhe die öffentliche Ordnung, sondern zeigte symbolisch, dass Menschen zur Regelverletzung in der Lage waren. Und genau das vollbringt auch heute noch jede Demo. Die Formel, in der alle Berechtigung zum Demonstrieren in unseren heutigen repräsentativen Demokratien zusammenschnurrt, ist so einfach wie umfassend. In ihrer bundesrepublikanischen Ausformung benötigt sie lediglich sechs Worte, die es in sich haben – Grundgesetz, Artikel 20, Absatz 2:


    


    Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.


    


    Das gesamte öffentliche Leben wie die Verfassung leiten sich von nichts als diesem Verhältnis ab. Alle Macht und alle Gewalt im Staat sind nur vom Volk geliehen, und kommt es zum Volksauflauf, so inszeniert das Volk, dass es sämtliche noch so ausbalancierten Regelungen des öffentlichen Lebens jederzeit auch wieder kassieren kann. Worauf immer Sie mit einer Demonstration hinweisen: Indem Sie etwas einfordern oder beklagen, machen Sie darauf aufmerksam, dass die machtverwaltende Seite ihren Teil des Gesellschaftsvertrags nicht anständig erfüllt – und dass Ihre Seite, die Seite der Bevölkerung, ihn jederzeit aufkündigen kann.


    


    A. Erst gar nicht anmelden dürfen Eine Demo allerdings habe ich erlebt, bei der wir vom Aufkündigen nur träumen konnten – denn wir durften nicht einmal anmelden. Ich war nach Frankfurt gefahren, wo die Blockupy-Proteste gegen die Verwandlung der Krise der europäischen Banken in eine Schuldenkrise der Europäer stattfinden sollten. Ein Riesenbündnis von Organisationen hatte die Demonstrationen monatelang vorbereitet, 30.000 Menschen wurden erwartet. In keiner anderen Stadt Europas außer vielleicht noch London wären die Proteste so sinnfällig gewesen wie angesichts der Frankfurter Bankentürme. Doch die Stadt hatte das anders gesehen und wenige Tage zuvor einfach komplett alles Demonstrieren im Stadtgebiet verboten; erst während der Blockupy-Tage wurde dann nachträglich eine einzige Demo an einem einzigen Tag zugelassen. In Frankfurt sollte keine Macht vom Volke ausgehen.


    Mit dem Verweis auf »unmittelbare Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung« dürfen Demonstrationen laut Versammlungsgesetz verboten oder durch bestimmte Auflagen eingeschränkt werden. Allerdings muss die Latte für ein solches Verbot äußerst hoch hängen. Immerhin ist die Versammlungsfreiheit ein Grundrecht, dessen Einschränkung nur zum Schutz gleichwertiger oder höherrangiger Rechtsgüter erfolgen darf. Die Bundesrepublik hat bereits Proteste wohlbehalten überstanden, gegen deren Kaliber Frankfurt gleich mehrfach hätte einpacken können – etwa die größte Friedenskundgebung in der Geschichte der Bundesrepublik gegen den Irakkrieg 2003 mit mehr als einer halben Million Teilnehmern in Berlin oder die riesigen Massendemonstrationen, die Anfang der achtziger Jahre gegen den Nato-Doppelbeschluss und seine Nachrüstung mit US-amerikanischen Raketen gestattet wurden. Warum wurden diesmal in Frankfurt anfangs nicht einmal kleinere Demonstrationen an bestimmten Stellen erlaubt? Begründet werden derartige Komplettverbote mit der Sorge um die Sicherheit. Dabei schrecken sie häufig einerseits ab und schüren andererseits Konflikte. Oft rechtfertigen sie auch jedes restriktive Eingreifen der Polizei bereits im Vorfeld, ohne die Situation vor Ort zu kennen. Wenn Behörden und Justiz das Grundrecht der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit komplett beschneiden, dann arbeiten sie also letztlich nicht so sehr an der Herstellung von Sicherheit, sondern vor allem an der Verhinderung von Öffentlichkeit für Andersdenkende. Es muss jedenfalls misstrauisch stimmen, wenn ein so zentrales Grundrecht dermaßen kategorisch wegplaniert wird, wie das im Mai 2012 in Frankfurt der Fall war.


    Ich aber wollte mich nicht wegplanieren lassen. Frühmorgens marschierte ich los in Richtung Innenstadt, auf der Suche nach anderen unverdrossenen Demonstrationswilligen. Was gar nicht so einfach war, denn Frankfurts Altstadt befand sich bereits im Morgengrauen in einer Art apokalyptischem Kriegszustand, wenngleich mit nur einer einzigen Kriegspartei. Wo nicht schon Hunderte Polizisten in Robocop-Kampfmonturen warteten, türmten sich Sandsäcke, und wo sich keine Sandsäcke türmten, standen Sperrgitter, und wo einmal ganze 230 Meter kein einziges Sperrgitter stand, da musste es sich um den Main handeln. Gleich am Fluss traf ich irgendwann zwei andere Frühaufsteher, die wie ich zur weiträumig abgesperrten Europäischen Zentralbank vordringen wollten. Wir gingen ein paar erste Schritte und wurden sofort von Polizisten angesprochen – ob wir drei da etwa gerade versuchen würden, eine Versammlung zu bilden? Das sei heute aber nicht erlaubt!


    Um nicht fortwährend kontrolliert zu werden, liefen wir dann im Gänsemarsch weiter, jeweils einige Meter zwischen uns. Eine von uns hatte ein selbstgemaltes Schild mit dem Attac-Slogan »Reichtum umverteilen!« dabei. Sie hielt die Aufschrift nach unten und an ihren Pullover gepresst, weil das Schild sonst konfisziert worden wäre. Die Sonne stieg. Der Tag wurde noch lang. Tausende angereiste Menschen trotzten dem Frankfurter Brachialverbot. Sie versuchten, kurzzeitig kleinere Demonstrationen oder Blockaden zu formieren. Längst protestierten sie damit nicht mehr bloß gegen die europäische Finanzpolitik, sondern genauso gegen die Drangsalierung ihrer Grundrechte. Und ich? Ich versuchte ebenfalls zu demonstrieren und war dabei wie vor den Kopf geschlagen. Für mich war dieser Morgen eine harte Lektion über die Durchsetzung von Staatsgewalt, wie ich sie mir bis dahin kaum hätte vorstellen können. Vielleicht gibt es so etwas wie eine schlummernde Urempörung im Menschen, die erst ausbricht, sobald ihm seine Freiheit einmal unmittelbar beschnitten wird. Das Bild von den beiden Studenten und mir, wie wir lediglich mit mehreren Metern Abstand zueinander an den schwarzgepanzerten Polizisten vorbei durch Frankfurts Gassen gehen dürfen, eine von uns mit einem harmlosen Schilderspruch, den sie fortwährend vor der Polizei verstecken muss – dieses Bild in seiner ganzen brutalen Absurdität werde ich nie vergessen.


    


    B. Doch nicht anmelden Als große Ausnahme von jeder Meldepflicht sieht das Polizei- und Ordnungsrecht seit dem »Brokdorf-Beschluss« die sogenannte Spontanversammlung vor, von der übrigens im vorangegangenen Kapitel schon Marianne Fritzen gesprochen hat. Im Jahr 1985 befasste sich das Bundesverfassungsgericht grundlegend mit dem Grundrecht auf Versammlungsfreiheit, nachdem im Februar 1981 die Anmeldeversuche einer Großdemonstration am Baugelände des Kernkraftwerks Brokdorf mit Verboten überzogen worden waren. Es wertete die Versammlungsfreiheit als »wesentliches Element demokratischer Offenheit« und bestimmte sie als eines der wenigen direkten Mitwirkungsrechte der Bürger. Seither gilt, dass Demonstrationen nicht bei bloßem Verdacht der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit verboten oder aufgelöst werden dürfen, dass sie nicht verboten werden können, wenn lediglich einzelne Teilnehmer gewalttätig sind, und dass die Eingriffsschwelle für die Polizei überhaupt hoch und verhältnismäßig zu sein hat. Außerdem darf nicht nur demonstriert werden, wenn die Anmeldung 48 Stunden vor der Versammlung vorgenommen wurde, wozu man unter normalen Umständen verpflichtet ist; bei weniger als 48 Stunden Vorlauf ist immer noch die Anmeldung einer »Eilversammlung« möglich. »Spontan« versammelt sich schließlich, wer einen Anlass zu seiner Versammlung vorweisen kann, der nicht lange vorauszusehen war, und wer dabei auch wirklich spontan handelt, also ohne Einladung oder Vorbereitungen wie eigens angefertigten Schildern, zu Hause verfassten Redebeiträgen und Ähnlichem zur Demo aufkreuzt.


    Was solche Spontaneität nützen soll? Nun, Protest ist eben nicht auf dem Reißbrett planbar. Mag sein, dass Sie mit einigen Demonstranten von der Hauptdemo abgekommen sind und sich plötzlich zu mehreren Dutzend an einem ganz neuen Ort wiederfinden. Oder womöglich wollen Sie gegen eine Neonazi-Demo protestieren, die ihrerseits kurzfristig angemeldet wurde. Denkbar, allerdings eher selten, ist es auch, dass Sie tatsächlich aus einer Entrüstung heraus spontan auf die Straße hinausgehen und andere Empörte treffen – wie das etwa an jenem kuriosen Samstagabend im Januar 2012 der Fall war, an dem nach einem Facebook-Aufruf rund um den Internet-Aktivisten der Plagiatsjäger-Seite »vroniPlag«, Martin Heidingsfelder, Hunderte aufgebrachte Berliner mit ihren Schuhen in der Hand vor das Schloss Bellevue zogen, um wütend Bundespräsident Christian Wulff zum Rücktritt aufzufordern.


    Wirklich wichtig ist das spontane Nicht-anmelden-Müssen aber aus einem ganz anderen Grund. In der Natur der spontanen Zusammenkunft liegt es nämlich, der Polizei gegenüber weder Veranstalter noch Versammlungsleiter benennen zu können. Es gibt also keine Zentralinstanz, die den ganzen Spuk organisiert hat und auch vor dem Gesetz für ihn geradestehen müsste. Ein Punkt, der für das neue Protestieren zentral sein kann. Denn erstens entsteht auf Demonstrationen mit Verantwortlichen etwas, das Volksaufläufe eigentlich ablehnen: Hierarchie. Und zweitens werden die Polizisten stets versuchen, spontane Demonstranten zur ordentlichen Anmeldung ihres Zusammenkommens zu bewegen, da sie dann viel leichter jemanden haftbar machen können. Anders als früher zu Zeiten der großen Kolonnen-Demos ist das neue Protestieren heute viel dynamischer und organisationskritischer in seinen Zusammensetzungen verschiedener Menschen mit oftmals sehr verschiedenen Meinungen. Darum wird jetzt häufig darauf bestanden, alles spontan zu belassen und keinen einzelnen Auserwählten auf den großen Verantwortungs- und Häuptlingsschild zu hieven (Lieber kein Revolutionsführer werden).


    


    C. Anmelden Ob die Gesellschaft also lockerer und spontaner wird? Eine Antwort darauf wäre Kaffeesatzleserei, eindeutig aber verändert sich ihr innerer Zusammenhang (Leben in der Demo-Gesellschaft). Ob Prinzipien der Occupy-Bewegung, Online-Proteste, Flash- und Smartmobs oder das Konsensprinzip (Diskutieren und sich abstimmen): Selbst im kleinen Biotop der Protestformen wird überall mit Möglichkeiten herumexperimentiert, wie grundverschiedene Individuen temporäre Gemeinschaften eingehen und gemeinsame Aktionen durchführen können. Was freilich nicht davon ablenken soll, dass das Gros aller Demonstrationen nach wie vor nach Schema Ordentlich abläuft und dass etwa das Frankfurter Occupy-Camp seine Anmeldung als ziemlich ausgedehnte Demonstration beim Ordnungsamt alle 14 Tage verlängern musste. Angemeldet wird bei der zuständigen Versammlungsbehörde, die sich leicht über das Internet herausfinden lässt. Je nach Landkreis ist entweder die Polizeibehörde oder das Ordnungsamt zuständig. Im Internet finden Sie meist Online-Anmeldebögen, in denen Sie als Anmelder einiges auszufüllen haben: den gewünschten Ort der Demo und eine eventuelle Wegstrecke für einen Umzug, das Demo-Datum, ihren zeitlichen Beginn und ihr Ende, ihr Thema, den Namen des vor Ort erscheinenden Versammlungsleiters, die »Kundgebungsmittel« wie Lautsprecherwagen, Megafone, Transparente und Flugblätter, ob und wie viele Ordner Sie organisieren werden und mit wie vielen Teilnehmern Sie rechnen.


    Hakt da irgendetwas oder hat die Behörde Nachfragen, so wird sie Sie kontaktieren und Ihnen vielleicht sogar ein Vorgespräch vorschlagen. Gerade bei kleineren und handelsüblicheren Demo-Ideen aber stellt die ganze Anmeldung in der Regel nur einen Verwaltungsakt dar, den die Behörde dem zuständigen Polizeirevier weitermeldet. Wesentlich für Sie bleibt dann vor allem, wen Sie als Versammlungsleiter für die Demonstration benannt haben. Er ist für den ordnungsgemäßen Ablauf der Demo verantwortlich. Was nicht bedeutet, dass der Versammlungsleiter für jeden Quatsch, den Demo-Teilnehmer während der Versammlung begehen, geradestehen muss. Zur Rechenschaft gezogen wird er allerdings, falls der Quatsch systematisch gewollt wirkt oder auch durch schlappe Demo-Organisation und zu laxe Ordner verschuldet ist. Einen seiner wichtigsten Augenblicke hat jeder Versammlungsleiter schließlich ganz am Demo-Ende: Er löst die Demo durch eine offizielle Durchsage auf. Von diesem Moment an ist er nicht mehr verantwortlich. Die Menschen gehen auseinander. Bleiben sie als Masse versammelt, so wird die Polizei in der Regel schon bald versuchen, die Straße zu räumen und die Demonstranten zu zerstreuen, oder aber nachfragen, ob es sich bei dem Ganzen jetzt um eine Spontanversammlung handeln soll – womit das Spiel in eine neue Runde geht.


    


    


    DIE ZEIT UND DEN ORT WÄHLEN


    


    Entscheidungen über Entscheidungen, und die beiden wohl wichtigsten lauten: Wann und wo soll die Sache eigentlich steigen? Im letzten April bin ich einmal an einem frühen Donnerstagvormittag zufällig auf eine riesige Demo gestoßen, die sich eine verlassene Stichstraße irgendwo südlich vom Berliner Alexanderplatz entlangwälzte. Es waren Hunderte in Deutschland lebende Eritreer, die mit einer großartigen Trommelgruppe, einem Lautsprecherwagen und Dutzenden grandiosen Kostümen ausnehmend gut gelaunt für eine veränderte Politik gegenüber Eritrea demonstrierten. Oder für irgendetwas so Ähnliches, denn als Außenstehender verstand ich die Ziele auch mit Hilfe der Lautsprecherdurchsagen keineswegs. Als ich dann später zu Hause nachrecherchierte, kam mir das wichtigste Demo-Thema ziemlich dubios vor, nämlich die Forderung nach einer Art Zwangssteuer von zwei Prozent auf sämtliche Gehälter der Exil-Eritreer in Deutschland. Vermutlich ging es bei der Demo um die Motivation zu dieser Steuer innerhalb der eritreischen Gemeinde. Das gemeinsame Demonstrieren sollte vor allem den Zusammenhalt innerhalb der Community stärken – und dazu war die Uhrzeit vormittags an einem Werktag irgendwo in der Ödnis hinter dem Alexa-Einkaufszentrum völlig in Ordnung.


    


    A. Der richtige Ort Es gibt drei schlichte Möglichkeiten: Wollen Sie hin zu den Themen, hin zu den Menschen oder aber wie die eritreische Gemeinde vor allem hin zu sich selbst, also ein Gemeinschaftserlebnis erzeugen? In letzterem Fall wird es vor allem darum gehen, den Ort gut erreichbar für möglichst viele Ihrer Mitdemonstranten zu wählen, alles andere ist gar nicht so wichtig. Wichtig wird der Ort erst, sobald Sie der Kulisse Ihrer Demo mehr Symbolkraft abgewinnen wollen. Hin zu den Menschen, das heißt vor allem: hinein in ihre Köpfe, hinein in die öffentliche Wahrnehmung (Öffentlichkeitsarbeiter werden). Demonstriert wird dazu seit Jahrtausenden bevorzugt an den Orten, die Öffentlichkeit auf den Punkt bringen, also auf der jeweiligen Agora unserer Gesellschaft, etwa dem Marktplatz Ihrer Stadt oder vor dem Bundeskanzleramt. Gesucht werden öffentliche Plätze mit politischem Appeal, so wie das beispielsweise die Montagsdemonstranten der Hartz-IV-Bewegung auch heute noch tapfer vor einigen Rathäusern dieser Republik probieren.


    Wobei Rathaus ein gutes Stichwort dafür ist, was der Demo-Ort noch illustrieren kann. Hin zu den Themen, das bedeutet für die wöchentlichen Demonstrationen der Stuttgart-21-Protestler etwa, dass sie teilweise vor dem trostlosen Trümmerfeld der Seitenflügel des zum Abriss verurteilten Kopfbahnhofs abgehalten werden und teilweise vor dem Rathaus, wo sich dann die Redebeiträge bis zu den Oberbürgermeisterwahlen 2012 regelmäßig gegen den CDU-Amtsinhaber hinter den Rathausfenstern richteten. In Deutschland war es neben der Friedensbewegung vor allem die Anti-Atom-Bewegung, die seit den frühen siebziger Jahren den Schritt weg von den bereits etablierten Orten der Öffentlichkeit gegangen ist: Von Whyl bis Brokdorf hat sie an den Orten protestiert, an denen zunächst Atomkraftwerke geplant und dann gebaut wurden und wo dann irgendwann dieses Bauen angesichts der Proteste entweder eingestellt (Whyl) oder brachial durchgezogen (Brokdorf) wurde. Dadurch richtete sich der Blick der Öffentlichkeit auf neue Orte auf der politischen Landkarte. Eine kluge Demo-Ortswahl kann also im besten Falle der Medienlandschaft eine neue Agora eröffnen und Ihr Anliegen zum Thema machen.


    


    B. Die richtige Zeit Es gibt bloß zwei Möglichkeiten: den richtigen und den nur fast richtigen Zeitpunkt. Protestbereitschaft verläuft in Wellenbewegungen (Politisch denken), und Sie sollten sich darüber im Klaren sein, welche Demo-Ausformungen Ihrem Anliegen zu einem bestimmten Zeitpunkt angemessen sind. Denn um überhaupt Menschen auf die Straße zu bringen, muss das Thema grundsätzlich in der Luft liegen – tut es das absolut gar nicht, so bieten sich andere Aktionsmöglichkeiten weitaus stärker an als Demonstrationen. Blasen Sie lieber eine Demo ab, als mit ihr gar keine Effekte erzielen zu können. Machen Sie dann eben etwas anderes Tolles, die Möglichkeitenkiste ist prall gefüllt (Von der Demo zur Beteiligung).


    Denken Sie jedoch, dass Sie mit einer Demonstration Öffentlichkeit erzeugen können, dann geht es Ihnen im Idealfall um nichts als um Power in Numbers: Sie glauben, zeigen zu können, dass ein Thema viele Menschen aufwühlt und protestieren lässt. Erreicht das Thema wirklich viele Leute, so ist der richtige Zeitpunkt für die Planung von großen, simplen Protestzügen und -kundgebungen erreicht. Diese müssen rasch erfolgen, da die breite Bevölkerung meist nur für eine kurze Zeit bereit ist, für ein brandaktuelles Thema das Haus zu verlassen, wie das etwa 2011 bei den gewaltigen Massendemonstrationen nach dem Reaktorunglück von Fukushima der Fall war. Liegt nur der fast richtige Zeitpunkt in der Luft, so werden weniger Menschen aufkreuzen, und zwar solche, die leidenschaftlich über einen langen Zeitraum hinweg für ein Thema eintreten und darum auch bereit sind, kreativer und entschiedener für ihr Anliegen zu demonstrieren. Vielleicht aber demonstrieren sie auch überhaupt nicht, sondern engagieren sich so lange anders für die von ihnen gewünschte Veränderung, bis eines Tages das von der Bewegungsforschung so genannte »Window of Opportunity« sich weiter öffnet: Ein drohender Krieg, ein Gipfeltreffen hochrangiger Politiker oder ein Lebensmittelskandal vermag schlagartig und kurzfristig die Massen zu politisieren. »Wird ein solches Möglichkeitsfenster dann unverhofft aufgestoßen«, hat der ehemalige Pressesprecher des Netzwerks gegen Atomtransporte x-tausendmal quer Julian Bank einmal geschrieben, so »kann eine Bewegung durch bereits entwickelte Professionalität und bestehende Organisationsstrukturen die entscheidenden Grundvoraussetzungen für ihren Erfolg bereits mitbringen.« Aber auch die Zwischenzeit können Sie sich versüßen, indem Sie bei Ihrer Demo-Planung überlegen, wie Sie auch mit vergleichsweise wenigen Menschen möglichst große Medienaufmerksamkeit erzielen wollen – oder welche anderen Protestmöglichkeiten es noch gibt, möglichst viel Wirkung zu entfalten.


    


    


    SMARTPHONES UND SMARTMOBS ZUSAMMENDENKEN


    


    Apropos Medienaufmerksamkeit: Was für ein Handy benutzen Sie eigentlich? Etwa ein Smartphone, also ein Handy mit mobilem Internetzugang? Dann lechzen Sie ja nicht bloß nach Medienaufmerksamkeit, sondern sind in Wahrheit selbst Medienproduzent – ein potenzieller zumindest, die Macht dazu liegt ganz in Ihrer Hand! Als Beispiel hier die Geschichte einer Demonstration, der dabei verwendeten Medientechnik und ihrer Auswirkungen – keine schöne Geschichte, aber eine, die erzählt werden muss. Sicher kennen auch Sie das entsetzliche Foto von jener Stuttgart-21-Demo vom 30. September 2010 – der ältere Herr, der frontal vom Strahl eines Wasserwerfers getroffen worden ist und dem das Blut aus beiden verletzten Augen läuft. Gestützt wird er von zwei bleichen, fassungslosen jungen Männern, und mit diesen jungen Männern beginnt die Geschichte, genauer: mit ihren Handys.


    Öffentlich ist davon kaum die Rede gewesen: Handys, Computer und überhaupt gut konzipierte Vernetzung waren außerordentlich wichtig beim Stuttgarter Widerstand gegen den geplanten Tiefbahnhof. Die vielen Menschen, die Stuttgart 21 als abschreckendes Beispiel für eine Politik- und Planungskultur von oben herab vorbei am Bürger empfanden, bauten sich ab November 2009 mit ihrer Webseite www.parkschuetzer.de eine Anlaufstelle im Internet, die bis heute wie eine Art Facebook des Widerstands funktioniert. Die weit über 30.000 Bürger, die sich hier im Lauf der Zeit registriert haben, konnten angeben, ob sie im Falle des Anrückens von Baumaschinen auf die Bahnhofsflügel oder den Schlosspark per SMS benachrichtigt werden wollten. 2010 war das mehrfach der Fall, Tausende Menschen wurden binnen Sekunden informiert und blockierten dann die Maschinen.


    An jenem 30. September, in Stuttgart auch berüchtigt als der »Schwarze Donnerstag«, veranstalteten gerade 2000 Schüler eine Demonstration unter der Parole »Bildung statt Stuttgart 21«, als SMS-Alarm für den Schlossgarten gegeben wurde. Die Schüler konnten fast sofort die Zufahrtswege blockieren, während die anderen Parkschützer noch eintrafen. Die Polizei räumte den Park dann schockierend brutal; in den vergangenen zwei Jahren sind allein in Zusammenhang mit diesem Einsatz mehrere Gerichtsurteile gegen Polizisten ergangen. Zum ersten Mal seit vierzig Jahren wurden in Stuttgart Wasserwerfer eingesetzt, es gab über 100 Verletzte, darunter auch den älteren Herrn mit seinen Augen. Dokumentiert und bereits am nächsten Tag deutschlandweit in der Presse und zum Beispiel auch auf den Webseiten von Amnesty International diskutiert werden konnte dieser vollkommen unverhältnismäßige Einsatz vor allem, weil die Schüler unter den Demonstranten mit ihren Handys filmten, fotografierten und ihre Bilder live ins Internet weitergaben (Filmen und gefilmt werden).


    Mit Handys und Smartphones passt also die Revolution in die Hosentasche. Blockaden wie Demonstrationen lassen sich spontan verabreden, plötzliche Veränderungen der Lage umgehend weitergeben, das Geschehen für Medien und die Nachwelt dokumentieren. Die Demonstrationen werden beweglicher, ihre Teilnehmer immer kurzfristiger aktivierbar.


    Ist von Internet-Vernetzung und Demonstrationen die Rede, dann fällt meistens an genau dieser Stelle das Wort Flashmob. Die Stuttgarter Erfahrung zeigt jedoch, dass sich die Demo-Möglichkeiten von Internet und mobiler Erreichbarkeit nicht im Ausdenken überraschender gemeinsamer Aktionen erschöpfen – und überhaupt lehrt bereits der erste Blick in die Google-Suche, dass die Flashmob-Begriffshülse inzwischen häufig eine geradezu tragische Existenz als Dauerkalauer der Event-Industrie fristet. Denn was haben seit einigen Jahren abgehalfterte Dance-Companies, Junggesellenabschieds-Cliquen und dubiose Computerfirmen gemeinsam? Sie veranstalten per Internet ausgemachte Eine-Minute-Einfrieren-Happenings auf dem Bahnhofsvorplatz – irgendwie soll das lässig sein und wohl auch ein ganz klein bisschen revolutionär.


    Ein gut ausgedachter Flashmob kann durchaus Wirkung entfalten, überhaupt nichts dagegen einzuwenden. Aus der Distanz betrachtet, führen Handys und Smartphones unter Demo-Bedingungen aber zu eindeutig komplexeren Organisationsformen. Der US-amerikanische Medientheoretiker Howard Rheingold hat dem Phänomen bereits 2002 ein Buch gewidmet: Smart Mobs. The Next Social Revolution. Rheingold analysierte, wie bei den Unruhen auf den Philippinen 2001 die Proteste fast vollständig über Internet und Handys organisiert wurden. Überall, wo der Präsident auftrat, ballten sich damals sofort per SMS herbeigerufene Gegendemonstranten zusammen, die ihrer Abwendung von der Regierungspolitik durch das Tragen von schwarzer Kleidung Ausdruck verliehen.


    Ob Manila oder Stuttgart: Die Möglichkeit, sich selbständig und spontan zum kollektiven Smartmob zusammenzufinden, stellt für Rheingold nicht weniger als eine soziale Revolution dar, weil die Art und Weise grundsätzlich verändert wird, in der wir Menschen uns organisieren können. Bereits der Name sagt es: Smartmobs sind im Gegensatz zu normalen Mob-Zusammenballungen intelligent, denn ständig kann jeder der Teilnehmer neue entscheidende Informationen erhalten oder auch einspeisen – wie das am »Schwarzen Donnerstag« in Stuttgart der Fall war, als nicht nur ein paar auserwählte Aufpasser oder Demo-Anmelder formell zur Blockade einluden, sondern viele Stuttgart-21-Gegner ständig Neuigkeiten an alle weitergaben.


    Smartmobs verfügen über Schwarmintelligenz, und das fortwährend, denn jederzeit kann eine neue wichtige Nachricht auf dem Smartphone-Display aufleuchten. Wer ein Handy oder Smartphone besitzt, der trägt also im Prinzip einen ständigen Ticker mit Demo-Aufrufen bei sich – und kann mühelos auch selbst zu Demos einladen. Nicht bloß in Stuttgart bedeutet das, dass jeder jederzeit kurze, momenthafte Zusammenschlüsse irgendwo im Stadtbild organisieren kann. Die Möglichkeit, dass Menschen überraschend für etwas demonstrieren gehen, wird auf Permanenz umgeschaltet. Und diese Möglichkeit bedeutet nicht weniger als eine fundamentale Verschiebung für die gesamte Demokratie: Lediglich ein Mal alle vier Jahre ein Wahlkreuzchen machen, das ist mit dem Smartmob-Gedanken Schnee von vorgestern.


    


    


    DIE KINDER MITNEHMEN


    


    Vorsicht ist die Mutter aller Erziehungsmaßnahmen, und auf Demonstrationen habe ich schon oft über den Einfallsreichtum gestaunt, mit dem Eltern die Ohren ihrer Babys und Kinder vor dem Höllenkrach all der Ratschen, Vuvuzelas und Parolen-Brüller schützen. Vom Wickelschal bis zum Baustellenkopfhörer ist alles dabei. So viel Aufmerksamkeit in allen Ehren, aber stellt sich nicht eher die generelle Frage, ob man seine Kinder überhaupt mit auf Demos schleppen sollte? Hier die zwei möglichen Standpunkte.


    


    A. Kinder auf Demos? Auf keinen Fall! Mal angenommen, die Eltern sind Punks. Dürfen sie dann ihrem Fünfjährigen einen Irokesenhaarschnitt verpassen? Ihm die Wange piercen? Ihn tätowieren lassen? Unser Moralgefühl gibt eine eindeutige Antwort: Nein, auf keinen Fall, das sollen sie nicht dürfen. Kindeserziehung ist unserem modernen Verständnis nach Erziehung zur Mündigkeit. Und Mündigkeit bedeutet, dass man frei und autonom handeln kann – dass man also fähig ist, Vorgefundenes kritisch zu hinterfragen, um auf dieser Basis seine eigenen Entscheidungen zu treffen. Ein Fünfjähriger kann noch keine eigenen Entscheidungen treffen. Wird er auf eine Demonstration mitgeschleppt, so wird er in Wahrheit genauso brutal instrumentalisiert, wie wenn man ihm Piercingringe durch beide Pausbacken rammt. Ob »Freie Deutsche Jugend« in der DDR oder Kinderladen-Bewegung der 68er: In Deutschland können ganze Generationen von Menschen ein Lied davon singen, wie sie von ihren Windeljahren an für hehre politische Ziele eingespannt wurden, die sie in keiner Weise verstanden – und die sie dann oft als Erwachsene vehement ablehnten. Die Sache ist klar: Tun Sie Ihren Kindern einen Gefallen. Reden Sie mit ihnen über Politik, aber benutzen Sie sie nicht für Ihre Politik. Lassen Sie sie zu Hause.


    


    B. Kinder auf Demos? Unbedingt! Mal angenommen, die Eltern sind musikalisch. Dürfen sie dann ihren Fünfjährigen mit auf ihre Chorproben und Bandauftritte nehmen? Mit ihm singen? Ihn früh schon zum täglichen Üben verdonnern, weil gemeinsames Musizieren noch viel schöner ist? Unser Moralgefühl gibt eine eindeutige Antwort: Das dürfen die Eltern nicht nur, das sollen sie geradezu. Wenn Kindeserziehung Erziehung zur Mündigkeit ist, dann heißt das eben auch: das Kind ernst nehmen, das Kind einbeziehen. Was bedeutet, die eigenen Interessen nicht vor ihm zu verstecken. Denn Erziehung vermittelt unweigerlich Werte und Meinungen der Erziehenden, mit »Instrumentalisierung« hat das nun wirklich wenig zu tun. Ein Fünfjähriger kann vielleicht noch keine eigenen Entscheidungen treffen, schon richtig. Damit er aber später mal bewusst lebt und entscheidet, sollte er auch von Anfang an als Teil der Familie behandelt werden und nicht nur als störanfällige Zukunftsinvestition mit gigantischer Babysitter-Rechnung. Ihn auf eine Demo mitzunehmen ist darum genauso gut und wichtig wie jeder gemeinsame Konzertbesuch und jedes gemeinsame wilde Familienkonzert im eigenen Wohnzimmer. Klar, manche Generationen sind in Deutschland bis heute angeknackst und halb traumatisiert, weil Eltern oder Schule sie ideologisch stählen wollten. Aber genau darum ist es doch heute längst an der Zeit, die komplette Erziehungskiste gelassener anzugehen. Gute Familien teilen gemeinsame Erfahrungen. Betrügen Sie Ihre Kinder nicht um ihre Eltern. Reden Sie nicht nur mit ihnen über Ihr Engagement, lassen Sie sie auch daran teilhaben. Nehmen Sie sie mit.


    


    


    SOGAR BLOSS HALBGUTE PAROLEN MITRUFEN


    


    Wo wir gerade von Kindern sprachen – auch für Demos gilt jenes ungeschriebene Nachwuchsgesetz, das da lautet: Solange sie Lärm machen, sind sie wenigstens nicht tot. Anlass und Motto, Teilnehmerzahl und Kreativität der Teilnehmer – das alles ist rein gar nichts wert ohne ein paar Schallwellen. Kaum etwas ist unangenehmer als ein großer, eigentlich gut vorbereiteter Demo-Zug, dessen Teilnehmer aber allesamt verdruckst schweigend vor sich hin trotten.


    Obwohl. Doch. Da gibt es noch etwas, das sogar noch viel unangenehmer ist, nämlich einen solchen verstockt-muffligen Semi-Schweigemarsch wachrütteln zu wollen, also all seinen Mut zu sammeln und eine Parole in die Prozession hineinzurufen – um damit dann von den anderen Demonstranten im Regen stehen gelassen zu werden. Der klassische Demo-Rohrkrepierer: Jemand brüllt seinen Slogan einmal, ein paar wenige greifen ihn auf, zu wenige leider, und rums, lastet nach zwei zaghaften Wiederholungen erneut zögerliche Stille über dem Trauerzug.


    Unangenehm. Ich jedenfalls hadere auf fast jeder Demo mit solchen mutigen Slogan-in-die-Stille-Schreiern; ich bin nämlich kein sehr großer Mitbrüller. Demonstrationen sind wunderbar individuelle Angelegenheiten, bei denen man allerdings oft abwägen muss, wie weit man über den eigenen Schatten springen möchte. Angefangen beim Mitlaufen in einer Gruppe, macht man sich trotz aller Eigenständigkeit doch zum Teil einer Masse, erzeugt so zwar für sein Anliegen symbolische Bedeutung, verliert dadurch aber zumindest ein kleines Stück weit an Autonomie. Und da jetzt auch noch irgendeinen absonderlichen Sinnspruch mitschreien müssen? Diesen grobreimenden Unfug, den sich irgendein Typ einige Meter weiter vorne gerade ausgedacht hat? Ist das nicht wirklich übler Gruppenzwang?


    Demos werden besser, je entschiedener sie auf die Plätze und Straßen getragen werden. Nach der ersten Überwindung macht es sogar mir meistens Spaß, das Symbol des gemeinsamen Anliegens mitzuformen – und also nach Herzenslust mitzubrüllen, andere Ideen zu unterstützen, möglichst keinen einzigen unentschieden-ruhigen Moment aufkommen zu lassen. Schreien, bis der Arzt kommt! Oder aber schreien, bis das eigene Gehirn sich einschaltet: Ab und zu wird ja auch etwas vorgebrüllt, das einem nun wirklich ganz und gar nicht passt. Ich selbst, so haarspalterisch das jetzt klingen mag, skandiere auf linken Demos gerne die Antifa-Leitlosung mit, wie sie seit den Tagen des Spanischen Bürgerkriegs trotzig immer wieder in die Welt hinausgeschrien wurde: »Alerta, Alerta, Antifaschista!« – Aber »A-Anti-Antikapitalista!«, wie das auf genau den gleichen Demos ebenfalls gerne gerufen wird? Hm. Ich bin ja eher so ein euphorischer Demokratie-mit-demokratisch-kontrollierten-Märkten-Verfechter und glaube, dass der Kapitalismus durchaus transformiert werden kann (und unbedingt muss!) – und überhaupt habe ich es bis auf diese eine Sache mit den Faschisten nicht so sehr mit dem verschwenderischen »Anti«-Rufen. Ich mache dann also meistens ganz kurz Mitruf-Pause. Die nächste Parole folgt bestimmt.


    


    


    AUF DAS DAS-IST-DOCH-NUR-ETWAS-FÜR-GUTMENSCHEN-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie finden Demonstrationen gar nicht so schlecht und glauben durchaus, dass Protest draußen auf der Straße etwas bewirken kann. Ihre Freunde schweigen unsicher. Schließlich räuspert sich eine Freundin. Sehr bestimmt und bloß scheinbar etwas gelangweilt sagt sie: »Demonstrieren? Das ist doch nur etwas für Gutmenschen.«


    Das gute alte Gutmensch-Argument also. Bei dem es sich allerdings in Wahrheit um kein astreines Argument handelt, sondern eher um eine strategisch eingesetzte Anmaßung gegenüber Andersdenkenden. Wer »Gutmensch« sagt, der nimmt nämlich durch ein einziges Wort eine politische Grenzziehung vor: Er definiert, an welchen Prioritäten sich Politik seiner Meinung nach nicht messen darf. Wo das Wort »Gutmensch« fällt, sollte man also hellhörig werden – denn hier verrät jemand etwas Grundlegendes über seine eigenen politischen Maßstäbe. Und diese – das klingt jetzt genauso unschön, wie es ist – sind offensichtlich nicht davon geprägt, ein guter Mensch sein zu wollen.


    Wer »Gutmensch« sagt, der findet es offensichtlich naiv, einfach nur etwas moralisch Gutes erreichen zu wollen. Vermutlich vertritt er die Auffassung, dass sämtliche Gutmensch-Naivlinge einfach mal die Augen aufsperren sollten, um zu erkennen, dass die Probleme dieser Welt vielschichtig und ineinander verflochten sind. Wer »Gutmensch« sagt, für den gibt es auf diese komplexen Zusammenhänge nur eine einzige mögliche Antwort: nämlich die, vom hohen Ross herunterzukommen, auf alle hohen Ideale zu verzichten und möglichst kühl und pragmatisch auf die gegebenen Sachzwänge zu reagieren. Man nennt das auch »Realpolitik«, wobei das Konzept in reiner Ausprägung geradewegs zu schon wieder unrealistischer Kälte führen kann – den zynischsten Satz dazu hat Helmut Schmidt in seiner Zeit als Bundeskanzler gesagt: »Wer Visionen hat, soll zum Arzt gehen.«


    Worauf der Widerspruch natürlich lautet, dass jemand, der Visionen ächtet, bitte niemals Bundeskanzler werden sollte. Denn sicher fällt es manchmal schwer, zu überblicken, welche politische Alternative jeweils die bessere wäre, und zweifelsohne kann jedes Engagement auch naiv, zu kurz gedacht oder sogar kontraproduktiv ausfallen. Aber das darf nicht von der grundsätzlichen Richtungsentscheidung ablenken, etwas Gutes überhaupt erreichen zu wollen. Das Wort »Gutmensch« bringt nun aber Menschen mit moralischen Ansprüchen pauschal in Misskredit. Es suggeriert sogar, dass ihr Denken nicht nur kurzsichtig ist, sondern dabei auch noch irgendwie possierlich und selbstbezogen – als fühlten sich ein paar Ökos einfach nur pudelwohl in ihrem Wischiwaschi-Idealismus. Dabei gilt auch kühl betrachtet: Politisches Handeln kann überhaupt erst eine Zielrichtung entwickeln, wenn es von Überzeugungen geleitet wird. Wir alle sind in den vergangenen Jahren Zeugen des peinigenden Gegenbeispiels dazu geworden, als eine ganze Führungselite ach so pragmatischer Machtpolitiker sich ohne jedes weiterweisende Konzept allein nach Maßgaben des Wirtschaftssektors von einer angeblich »alternativlosen« Entscheidung zur nächsten treiben ließ. So kühl und effizient es wirken soll, ganz ohne Herzblut nur auf die harten Fakten zu blicken, so hilflos und unsouverän wirkt der Spott, mit dem das Einstehen für moralische Werte zur Absonderlichkeit abgestempelt wird.


    Vielleicht verändert sich ja aber gerade etwas im Umgang mit Menschen, die öffentlich für ihre Werte eintreten. Wie das zumindest aus Sicht der Politik aussieht, das erzählt im folgenden Abschnitt Claudia Roth, langjährige Bundesvorsitzende der Grünen.


    


    


    ES SPRICHT: DIE SCHLACHTENBUMMLERIN. CLAUDIA ROTH ÜBER DIE BÜRGER AUF AUGENHÖHE


    


    »Gutmensch«? Wenn ich das Wort bloß höre! Für mich ist das ein genauso irreführender Begriff wie »Wutbürger«. Beide Namen schieben doch den Protest in Nischen, sortieren den weg. Und das ist falsch, denn der Protest ist jetzt mitten in der Gesellschaft angekommen. Für die Leute gilt inzwischen überall der Gedanke: Wir können etwas verändern. Wir haben Kraft, wir haben Macht. Überall kann man das sehen. Mir fällt nur als Beispiel Wunsiedel ein, die Blockade eines Nazi-Aufmarschs: Da hat sich der Bürgermeister plötzlich mit auf die Straße gesetzt und untergehakt und blockiert. Ein CSU-Mann! Ein ganz toller Typ, der hat mir dann gesagt, dass er selbst völlig fertig war über seinen eigenen Mut. Und außenrum standen seine Wunsiedeler Polizisten und wussten nicht, ob sie jetzt gleich vielleicht ihren eigenen Chef wegtragen sollen. In Wunsiedel hat auf diese Weise alles geklappt. Die ganze Stadtgesellschaft hat dem Nazi-Terror gemeinsam etwas entgegengesetzt.


    Protest ist jetzt also ein anerkanntes Mittel, und natürlich verändert das das Protestieren. Man sitzt jetzt in keinen ideologischen Schützengräben mehr, wenn man protestieren will, man ist viel weniger wütend und viel konstruktiver beteiligt – und genau in dieser Veränderung liegt ja die absolute Bescheuertheit dieser Worterfindung vom »Wutbürger«. Das ist wirklich ein komplett anderes Protestieren als früher. Ich erinnere mich zum Beispiel noch an Brokdorf, 1981, das war für mich eine bestürzende Erfahrung: Da gab es diese riesige Demo, deren Verbot dann Jahre später zum legendären Brokdorf-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts führte, der das Versammlungsrecht stärkte. Und die Polizei damals? Die ist mit Hubschraubern Tiefflugattacken auf uns geflogen, zwei, drei Meter über dem Boden. Wir lagen auf der Erde und hatten Todesangst. Und eine Wut, weil wir doch nur etwas machten, was in einer Demokratie möglich sein muss, aber dafür wie militärische Feinde behandelt wurden. Und das ist jetzt anders, das hat sich durch das erweiterte Spektrum der Protestierenden für immer verändert.


    Aus anderem Blickwinkel erlebe ich das auch bei den Wahlkämpfen: Es gibt jetzt einfach völlig selbstverständlich einen Anspruch auf Dialog, auf Augenhöhe miteinander. Die Leute wollen nicht mehr einfach nur delegieren, sie wollen wirklich erklärt bekommen, worum es geht. Es gibt also eine Veränderung des Verhältnisses von Staat und Bürgern: Nicht die Menschen müssen sich dem Staat anpassen, sondern der Staat wird endlich als Diener der Bürgerinnen und Bürger gesehen.


    Für die Politik bedeutet das, dass sie viel mehr als früher erklären muss, dass sie ihr altes Elitedenken abschütteln muss. Und dass wir in den Parteien auch an unseren eigenen Ansprüchen arbeiten müssen: Wenn wir Grüne durch Proteste und Volksbegehren ein Ansinnen verlieren, dann haben wir eben auch wirklich etwas falsch gemacht, dazu müssen wir dann auch stehen. In Hamburg war das zum Beispiel so, wo wir im Streit um die Schulreform unterlegen sind, bei der eine sechsjährige Primarschulzeit eingeführt werden sollte, um ein längeres gemeinsames Lernen der Kinder zu erreichen. Ich finde, dass unsere Idee sehr gut war, aber wir haben sie einfach den Leuten nicht gut genug erklärt und sie nicht genügend überzeugt: Warum wollen wir das? Warum benachteiligt das niemanden? Warum geht es uns besonders um die Gruppe jener Bürgerinnen und Bürger, die vom Schulbegehren profitieren sollten und die dann aber leider bei den Demonstrationen und der Abstimmung fast gar nicht mitgemacht haben?


    Wenn die Politik konsequent miteinbezieht und transparent kommuniziert, dann baut das die Spannungen in der Gesellschaft ab. Bei den Protesten gegen den neuen Bahnhof in Stuttgart haben das Schlichtungsverfahren und der Volksentscheid absolut zur Deeskalation beigetragen. Aber natürlich gibt es dort immer noch viele Menschen, die empört sind und die weiter protestieren – alles Leute, die über viele Jahre völlig unzureichend informiert worden sind und denen ich darum auch nie im Leben das Recht abstreiten würde, entrüstet zu sein. Und ebenso wenig das Recht, jetzt auch weiter zu demonstrieren. Die Politik ist in der Verantwortung, und daran erinnern Proteste immerzu. Klar, oft kann solcher Widerstand auch ganz schön schmerzen. Für uns Grüne als eine Partei, die aus Protest und Engagement heraus entstanden ist, sind da mit der ersten Regierungsbeteiligung zum Teil auch Brüche passiert. Viele Leute hatten plötzlich das Gefühl, dass wir jetzt nicht mehr zur Zivilgesellschaft gehören können. Mit den Anti-AKW-Leuten war das dann so richtig enttäuschte Liebe, und zwar wechselseitige. Und ich fand es jedes Mal auch ungerecht, wenn sie alle wieder bei uns und nicht vor dem SPD-Haus demonstriert haben. Aber so etwas muss man aushalten. Solche Proteste sind wichtig, das gehört dazu.


    


    Claudia Roth, Jahrgang 1955, war von 1971 an Mitglied der damals linksliberalen Jungdemokraten. Ende der siebziger Jahre arbeitete sie als Dramaturgie-Assistentin an verschiedenen Theatern und dann bis 1985 als Managerin von Ton Steine Scherben. 1987 trat sie den Grünen bei, die sie zuerst im Europaparlament vertrat und für die sie seit 1998 im Bundestag sitzt. Sie stellte 2001 und 2002 die Bundesvorsitzende ihrer Partei, zu der sie im Herbst 2004 erneut gewählt wurde; zuletzt wurde sie im November 2012 in ihrem Amt bestätigt.


    

  


  
    

    3 Die Demo und die Demokratie


    POLITISCH DENKEN


    


    Ob Ego-Shooter-Kompetenz, Mensch-Tier-Zusammenleben oder Jungunternehmer-Basics: Wer einem Thema größtmögliche allgemeine Relevanz attestieren möchte, der schlägt es gerne als dringend einzuführendes neues Schulfach vor. Was Demonstrationen, die neue Bürgerbeteiligung und die dadurch einsetzenden Veränderungen unserer Demokratie angeht, so habe auch ich hiermit einen Vorschlag zu machen. Ich bin aber zurückhaltend und verzichte auf ein komplettes neues Unterrichtsfach namens Demokratie. Stattdessen schlage ich lediglich eine Pflichtexkursion für die Mittelstufe vor: Alle Achtklässler der Bundesrepublik einmal für einen Demo-Tag nach Gorleben!


    Gorleben hat mich einfach umgehauen. Ich hatte so etwas noch nie in meinem Leben gesehen, ich hatte überhaupt nicht gewusst, dass es so etwas auf diesem Planeten gibt. Zum ersten Mal bin ich dort an einem ganz gewöhnlichen Tag im März 2012 gewesen – und ein ganz gewöhnlicher Tag in Gorleben, das ist eben ein Tag mit Demonstration. Bereits über viele Monate hinweg lief dort ein Programm namens »Gorleben365«, bei dem die Menschen aus dem Wendland sowie Initiativen und Freundeskreise aus ganz Deutschland buchstäblich über 365 Tage hinweg an möglichst jedem Kalendertag vor den Toren des Endlagers demonstrierten. So wollten sie zeigen, wie vielfältig die gesamte Gesellschaft gegen diesen schwarzen Fleck einer von oben herab verordneten Energiepolitik eintritt. Am einen Tag protestierten dort Schüler-Arbeitsgemeinschaften und am nächsten Chöre. Mal führten Torblockierer Gruppenmeditationen durch, und mal bereiteten andere eine Protestaktion gegen die Waffenfirma Heckler & Koch im Schwarzwald vor. Mal heiratete ein Lüchow-Dannenberger Paar und stellte seine Hochzeitstafel als Absperrblockade direkt vor das Tor, und mal wurde für das Wochenende eine echte Großdemo mit Tausenden Teilnehmern aufgezogen.


    Und eine dieser Großdemos betrat ich wie vom, pardon, revolutionären Blitz getroffen. Oder zumindest vom Donnerschlag partizipatorischer Möglichkeiten gerührt und vollkommen von den Möglichkeiten berauscht, wie Menschen in dieser Gesellschaft zusammenleben können. Denn in Gorleben ist genau diese Erfahrung zu besichtigen: Was es eigentlich bewirkt, wenn sich eine ganze Gesellschaft gemeinsam in die Politik einmischt, wenn alle zusammen immer wieder auf die Straße gehen. Es ist die Erfahrung, die der liberale Philosoph Alexis de Tocqueville bereits in den 1830er Jahren von seiner USA-Reise mitbrachte: Dass eine Zivilgesellschaft, bei der sich die Bürger einmischen und aktiv teilnehmen, eine zukunftsfähige Demokratie erzeugt, die die Machtansprüche der Regierung beständiger Kontrolle unterzieht. Ein wenig können wir uns Gorleben als eine Art Modellstandort für eine derartige Demo-Zukunft Deutschlands vorstellen, mit all seinen demonstrierenden Landwirten und den Anzugträgern von »Unternehmen gegen Atom«, mit den Rentnerinnen auf ihren eigens angekarrten Bierbänken und ihren lässigen Enkeln mit den tiefsitzenden Hosen und »Atomkraft? Nein danke«-T-Shirts. Familien picknickten und Infostände informierten, Liebespaare tranken Sekt und Solartechnik-Genossenschaftler debattierten – und schließlich, als die Sonne zu sinken begann, versperrten wir alle zusammen im Schneidersitz die Zufahrtswege zum Bergwerk.


    Nach diesem Tag wusste ich: Protestieren verändert nicht bloß das politische System – es verändert auch die Menschen, die durch den gemeinsamen Protest viel enger aufeinander bezogen werden, eine gemeinsame Diskussionskultur entwickeln und völlig selbstverständlich ihr eigenes Leben als politisch veränderbar begreifen. Die Protestforschung spricht von shifting involvements, um zu kennzeichnen, dass es in einer Gesellschaft unterschiedliche Stimmungslagen geben kann, die sich mal besser und mal schlechter auf die Beteiligung an Protesten auswirken. Bisweilen herrscht Aufbruchsstimmung: Die Menschen sind offen für Veränderungen und protestbereit. Zu anderen Zeiten dagegen ist die Atmosphäre pessimistischer gefärbt: Die Menschen glauben nicht, dass sie viel bewirken können, und ziehen sich möglichst weit in ihr privates Leben zurück. Proteste verlaufen darum in Wellen; am meisten Protestereignisse gab es bislang bei den 68ern, Anfang der achtziger Jahre und in den frühen neunziger Jahren. Insgesamt steigt die Zahl aber langfristig, denn beginnt man wie die Gorlebener erst einmal, sich politisch zu artikulieren, und hört damit einfach nicht mehr auf, so ist man geradewegs dabei, sich seine eigene self-fullfilling prophecy zu schaffen: Weil man ja ohnehin schon dabei ist, etwas zu verändern, hat man auch das Gefühl, dass die Welt für Veränderungen offen steht. Und dieses Gefühl wächst umso stärker, je ähnlicher die Gemeinschaft der Menschen um einen herum das sieht.


    Wodurch zu guter Letzt auch die Ansprüche wachsen, was man als ganz gewöhnlicher Bürger überhaupt verändern kann. So wie in Gorleben längst auch mal über deutsche Waffenexporte wie die von Heckler & Koch diskutiert wird, haben sich viele weitere Bezugsgruppen zu Themen gebildet, die beileibe nicht direkt auf die Kritik am deutschen Endlager-Geschacher zielen müssen. Die Protestforscher nennen es framing und master framing, wenn die anfangs lediglich persönliche Unzufriedenheit zunächst in gemeinsame Problemerklärungen einer protestierenden Gemeinschaft und schließlich in immer größere moralische Deutungsmuster gefügt wird. Wir werden gegen Ende dieses Buches darauf zu sprechen kommen, was dieser Wiedereinzug der ständigen moralischen Debatte für unser Alltagsleben bedeuten könnte (Auf das Da-geht-doch-noch-mehr-Argument antworten).


    


    


    ZIVIL UNGEHORSAM SEIN


    


    Ziviler Ungehorsam? Mir fallen zuerst unser Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse und gleich danach jede Menge kleine Steinchen ein. Um Thierse gab es im Mai 2010 großes Geschrei: Er hatte sich in Berlin an einer Sitzblockade gegen Neonazis beteiligt. Angelastet wurde ihm, dadurch die Würde seines Amtes beschädigt zu haben. Darüber lässt sich streiten, hatte Thierse doch lediglich seiner eigenen Ablehnung des Rechtsextremismus Ausdruck verliehen, die hoffentlich vom gesamten Parlament geteilt wird – und die ich als höchst würdevoll empfinde. Der Berliner Aufmarsch der Neonazis war genehmigt worden und musste darum von der Polizei geschützt werden; das ist wichtig und nötig in einer Demokratie. Es gehört aber auch zu einer Demokratie dazu, dass Andersdenkende ebenfalls von ihren Grundrechten Gebrauch machen und gewaltfrei gegen Neonazis protestieren dürfen (Unbedingt Gegendemonstrant werden).


    In einem für die sozialen Bewegungen historischen Urteil vom 10. Januar 1995 hat das Bundesverfassungsgericht klipp und klar definiert, dass Sitzblockaden keine Gewalt darstellen (Bei einer Sitzblockade mitmachen); damals wurden die verurteilten Sitzblockierer gegen die Raketen-Nachrüstung in Mutlangen nachträglich freigesprochen. Das Gericht hat also eine der wichtigsten Formen des zivilen Ungehorsams in den letzten Jahrzehnten entkriminalisiert. Bleibt bloß die Frage, was denn eigentlich so schlimm daran gewesen wäre, wenn Thierse ein bisschen kriminell geworden wäre, also im Schutz seiner Immunität auf einer Demo gezielt gegen Gesetze verstoßen hätte. Der große Witz von zivilem Ungehorsam besteht ja genau darin, dass einzelne Gesetze und Rechtsnormen absichtlich verletzt werden – dies jedoch als »moralisch begründeter Protest, dem nicht nur private Glaubensüberzeugungen oder Eigeninteressen zugrunde liegen dürfen«. So hat das der Philosoph Jürgen Habermas in einer Übertragung der Theorien des Moralphilosophen John Rawls auf das deutsche Protestgeschehen geschrieben, um noch eine zweite zwingende Bedingung hinzuzufügen: nämlich dass ziviler Ungehorsam nur vonstatten gehen darf, »ohne den Gehorsam gegenüber der Rechtsordnung im ganzen zu affizieren«.


    Womit wir bei den vielen kleinen Steinchen wären. Die Rede ist natürlich vom sogenannten Schottern, dieser wilden Aktionsform, mit der 2010 und 2011 Tausende Atomgegner die Organisatoren des Castor-Transports zur Weißglut trieben. »Schottern« bedeutet: irgendwie zu den Gleisen durchbrechen, auf denen der Castor nach Gorleben rollen soll, und diese Gleise dann unbrauchbar machen, indem die Steine aus dem Gleisbett abgetragen werden. Eine Heidenarbeit übrigens, bei der die »Schotterer« sich alle paar Minuten abwechseln müssen, und das bei ständiger Jagd durch die Polizisten.


    Denn legal am Schottern ist – rein gar nichts. Die Gerichte werten es bevorzugt als »Störung öffentlicher Betriebe«, sie hätten aber auch jede Menge andere Tatbestände zur Hand. Die Schotterer nehmen diese Bestrafungen nicht unbedingt in Kauf. Zum gemeinsamen Konsens ihrer Aktionen gehört es beispielsweise, dass man sich vermummen darf, also sein Gesicht vor Polizei und Justiz verbirgt (Sich verkleiden) – womit Habermas’ Bedingung des Gehorsams gegenüber der Rechtsordnung nicht erfüllt wäre.


    Immer wieder stellt sich die Frage, wo die Grenzen des zivilen Ungehorsams verlaufen und wo Gewalt und Willkür militanter Minderheiten anfangen (Die Gewaltfrage weglachen). Ein Regelbruch wie das Schottern ist zwar eine Gesetzesübertretung, die darauf hinweist, dass ein Teil der Bevölkerung ein dringendes gesellschaftliches Ziel auf anderem, legalem Wege nicht erreichen kann. Problematisch an ihm kann man aber finden, dass derart radikale Aktionen kaum an den Gerechtigkeitssinn der Mehrheit appellieren. »Sie sind nicht in der Lage, breite gesellschaftliche Mehrheiten zu mobilisieren«, wie es Anfang 2012 in einem lesenswerten Streitgespräch zwischen zwei Aktivisten in der tageszeitung hieß, »denn sie verschrecken Teile der Öffentlichkeit und wichtige Akteure in sozialen Bewegungen.«


    Ziviler Ungehorsam ist also ein Konzept, das in Bewegung ist; immer erneut stehen linke und linksradikale Gruppen vor der Frage, wie erklärbar und nachvollziehbar das Brechen allgemeiner Regeln gehalten werden soll. Für das linksradikale Spektrum spielt es beim Widerstand gegen eine als ungerecht empfundene Gesellschaft selbstredend keine zentrale Rolle, dass diese Gesellschaft durchaus von solchen Verstößen lebt, weil ihre Rechtsetzung sich fortwährend im Umbau befindet: Sie wird durch Ungehorsam produktiv herausgefordert und muss Reaktionen auf seine Themen entwickeln. Schottern beispielsweise wird wie jede andere Form von Sachbeschädigung niemals entkriminalisiert werden – zum Glück! –, wohl aber hat es Staat und Öffentlichkeit unübersehbar auf die Beweggründe der Tausenden Schotterer aufmerksam gemacht. Der Gesellschaft und ihrer Verfassung nützen und sie verändern kann also gerade der couragierte Bürger, der für seinen moralischen Protest über konkrete Gesetze hinwegtritt. Von friedlichen Sitzblockaden ganzer Familien bis zu direkten Aktionen von Kampagnenprofis versuchen sich viele unterschiedliche Protagonisten daran. Bei den Protesten gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm genauso wie zum Beispiel bei den Protesten gegen die Castor-Transporte bestanden viele Formen nebeneinander: Im Wendland etwa vom Schottern über die Traktorblockaden der Bäuerlichen Notgemeinschaft und die Sitzblockaden von x-tausendmal quer bis zu den Einzelaktionen von Greenpeace-Aktivisten. Der Sozialwissenschaftler Peter Grottian hat das als eine »neue Toleranz der Radikalitäten« beschrieben, bei der das alte Ringen der Linken um die »richtige« Strategie endlich außer Kraft gesetzt sei: »Alles wurde jeweils ermutigend aufgenommen und akzeptiert … Dieser – noch nicht bei allen sozialen Bewegungen angekommene – Lernprozess hat das Zeug zu einer neuen Qualität.«


    


    


    DIE IDEE DER MONTAGSDEMONSTRATION


    


    Bitte überlegen Sie sich das gut. Gelebte Demokratie ist eine feine Sache, manche Protestformen aber können Ihren Lebensrhythmus ganz schön ramponieren. Wer eine Demo vom Zaun bricht, der kann ruhig auch mal danebenliegen. Wer jedoch das Projekt einer Montagsdemo lostritt, der legt damit sich und seinen Protest für lange Monate fest. Wer Montagsdemos durchführen will, der sollte also skeptisch bedenken, wie viel Chancen er sieht, jede Woche von neuem Menschen auf die Straße zu bekommen.


    Vielleicht sollte er sogar so skeptisch sein, dass er möglichst wenig an die größte und stolzeste Demo-Erfahrung denkt, die dieses Land in den vergangenen Jahrzehnten vorzuweisen hat. Ich meine natürlich die Montagsdemonstrationen in vielen Städten der DDR. Dort trauten sich ab September 1989 von Montag zu Montag mehr Menschen, bei den friedlichen Kundgebungen mitzumachen. Die DDR ist weder durch einzelne Großaktionen noch durch die Visionen einzelner Köpfe zu Fall gekommen, und schon gar nicht dank eines einzigen Funktionär-Verhasplers in einer Pressekonferenz. Sie ist zusammengebrochen, weil sich die Kritik dauerhaft öffentlich manifestierte oder, demo-technisch gesprochen: weil es mutige Bürgerrechtler gab, die als harter Kern eine Protestform erfanden, die vielen anderen mutigen Menschen ein einfaches regelmäßiges Mitmachen ermöglichte.


    Montagsdemonstrationen sind genau dann wirkungsvoll, wenn eine Protesthaltung bereits Menschen aktiviert hat und noch mehr zu motivieren verspricht – wie etwa bei den wöchentlich mehreren Tausend Fluglärmgegnern in Frankfurt, wo die betroffenen Anwohner in ihrer Verzweiflung ganz sicher nicht nach einigen Demo-Montagen ihren Protest aufgeben werden. Und sie sind ebenfalls sinnvoll, wenn eine starke Protestbewegung sich selbst ihren Zusammenhalt beweisen und zugleich von Woche zu Woche die neuesten Informationen austauschen will, wie das etwa in Stuttgart bei den wöchentlich mehreren Tausend Montagsdemonstranten gegen Stuttgart 21 der Fall ist.


    Dass das allerdings auch fürchterlich schiefgehen kann, ist an einer anderen Protestbewegung zu sehen, die inzwischen seit fast zehn Jahren mit Montagsdemonstrationen herumexperimentiert. Ich habe die Berliner Montagsdemos der Erwerbslosen-Initiativen besucht, und ehrlich gesagt war ich danach ganz schön deprimiert. 2004 brachten die Kämpfe gegen Hartz IV und die Agenda 2010 noch Zigtausende von Menschen auf die Straßen; jetzt, acht Jahre später, waren die Berliner Demonstranten an einem Abend im Februar 2012 bloß noch zu acht. Sie hatten einen Wagen mit einem Lautsprechersystem und ein großes Transparent dabei, Lieder wurden abgespielt und Reden gehalten; das alles war zwar professionell, aber praktisch vollkommen frei von wirklichem Elan. Auf Einzelheiten schien es überhaupt nicht mehr anzukommen, die Puzzleteile der Rede wirkten wie schon Dutzende Male vorgetragen, und irgendwann begann auch noch das Mikrofon furchtbar zu fiepen, was die acht Aufrechten überhaupt nicht zu berühren schien – der Redner sprach einfach weiter, vollkommen unbeachtet von den Passanten und nahezu unverständlich inmitten seiner eigenen Störsignale.


    Revolutionärer Esprit sieht anders aus. Freilich: Bei keinem noch so wichtigen Protestanliegen wird sich das Möglichkeitenfenster für Massenproteste auf Dauer offen halten lassen (Die Zeit und den Ort wählen). Überdenken Sie das also gut mit Ihren wöchentlichen Demos. Wennschon, dann planen Sie sie so, dass Ihr Protest möglichst abwechslungsreich in der Öffentlichkeit ankommt. Überlegen Sie sich als Ergänzung zu Montagsdemos auch andere Protestformen und kündigen Sie am besten bereits zu Anfang an, dass nur einige Monate lang von Woche zu Woche demonstriert werden soll und bald noch ganz andere Aktionsideen aus dem Ärmel gezaubert werden.


    Oder aber genau anders herum: Sie machen so richtig Ernst mit dem Immer-weiter-öffentlich-sichtbar-Bleiben. Denn seit Anfang der zehner Jahre gibt es einen Demo-Ansatz, der die Montagsdemo quasi neu erfindet. Wenn nämlich Montagsdemos darum kämpfen, Protest dauerhaft in der Öffentlichkeit wachzuhalten, dann ist ihre konsequenteste Anwendung ihre absolute Ausweitung: Mo – So, keine Sperrstunde, 24/7, auch an Feiertagen, auf immer und ewig, Demo till doom. Ich meine die Platzbesetzungen durch Demonstranten, wie sie 2011 vom Tahrir-Platz in Kairo über die Puerta del Sol in Madrid, den Rothschild Boulevard in Tel Aviv und New Yorks Zuccotti Park bis nach Deutschland gekommen sind. Zu diesem zumindest über lange Monate hinweg wahr gewordenen Rauschtraum einer unendlichen Montagsdemo später mehr (Ein Demo-Camp aufschlagen).


    


    


    DISKUTIEREN UND SICH ABSTIMMEN


    


    Im Februar 2012 habe ich zum ersten Mal das größte deutsche Demo-Camp der Occupy-Bewegung besucht, das dann ein halbes Jahr später, im August 2012, geräumt wurde. In Frankfurt auf dem Platz vor der Europäischen Zentralbank sah alles ganz genauso aus, wie ein von verschiedensten Menschen gemeinsam besetztes Stück Boden nach mehreren Monaten improvisierten Ausbaus und einem klirrend kalten Winter einfach aussehen muss: etwas schmutzig, ziemlich marode und äußerst chaotisch. Ein Typ mit Bommelmütze hatte vor einer Parkbank Teile eines Schlagzeugs aufgebaut und schlug auf einzelne Toms ein. Ein anderer in einem Fellmantel versuchte, ein Feuer in einem gusseisernen Ofen in Gang zu bekommen. Auf manche Zelte waren politische Slogans gesprüht worden, an Wäscheleinen hingen Dutzende Zettel mit Forderungen und Statements. Und ganz vorne auf der nördlichen Seite gab es ein Schutzzelt mit einem Infotisch. Dort ging ich hin. Ich hatte keine größeren Fragen, ich wollte einfach bloß mal gucken. Aber bloß gucken, von wegen – beeindruckender bin ich in meinem ganzen Leben an keinem Infotisch begrüßt worden. Ich stand nämlich kaum vor dem Tisch, als mich die drei, die auf der anderen Seite saßen, schon zu sich hinüber einluden: Was ich denn über Occupy wissen wolle? Als ich gleich darauf zwischen ihnen saß, erklärte einer der drei als Erstes lachend, dass seine Zeit im Camp genauso angefangen habe: Um sich für die Aktionen der Occupy-Leute zu bedanken, sei auch er einfach nur mal zum Infozelt geradelt – und das sei jetzt bereits vier Monate her, seitdem gehöre er fest dazu und lebe fast nur noch im Camp.


    Ich bin dann zwar nicht dauerhaft bei den Frankfurter Occupy-Leuten geblieben, habe aber an diesem nasskalten Spätnachmittag mehr über die politischen Ansätze einer Gruppe und ihre Begründungen erfahren als je bei einem anderen Straßeninfo-Anlass. Und ich glaube, dass mein erster Occupy-Kontakt ganz gut für die große Gretchenfrage stehen könnte, vor die sich Protestierende immer wieder gestellt sehen: Wie haltet ihr es eigentlich intern mit der Demokratie?


    Ob nämlich der Umgang mit einem Schaulustigen wie mir, allererste Planungstreffen für eine Demo oder aber vier fast vollständig im Demo-Camp verbrachte Monate: Sie werden sich mit dem Problem konfrontiert sehen, ob Ihr Protest selbst bereits die Gesellschaft verkörpert, die Sie durch ihn erreichen wollen. Muss nicht jede Begrüßung am Occupy-Infotisch genauso schrankenlos und hierarchiefrei erfolgen, wie die Welt aussehen soll, für die Occupy eintritt? Wie ist der Umgang der Demonstranten untereinander, und wie ist er mit Außenstehenden? Und zu guter Letzt das eine Problem, an dem sich regelmäßig das Wohl und Wehe ganzer Protestbewegungen entscheidet: Wie werden eigentlich die Entscheidungen getroffen?


    Im Falle von Occupy war die Beantwortung dieser Fragen höchst symbolträchtig. Immer wieder berichteten die Medien über die sogenannten Asambleas, bei denen Applaus oder Ablehnung durch Handzeichen aufgezeigt wurden, weil Zwischenrufe gestört hätten. Außerdem wurden bei großen Versammlungen die Worte der jeweils Redenden von allen Beteiligten nachgesprochen, damit sie überall verstanden werden konnten; »menschliches Mikrofon« nennt man das. Beide Techniken werden schon lange in sozialen Bewegungen verwendet. Bei Occupy aber verbanden sie sich besonders anschaulich mit dem Anspruch der Bewegung, keine Einzelperson in den Vordergrund zu rücken und keine konkreten Forderungen zu stellen. Sie standen stellvertretend für das Ringen einer Gemeinschaft um möglichst direkte Demokratie.


    Überall in der Protestlandschaft werden Ihnen unterschiedliche Antworten darauf begegnen, wie Menschen miteinander umgehen sollten. So gibt es da draußen unzählige Gruppen, die anders als Occupy zuallererst effizient arbeiten wollen. Dazu wird bei ihnen Macht dauerhaft ungleich verteilt. Einige Funktionäre haben also grundsätzlich mehr Entscheidungsrechte als andere Mitglieder. Beispiele wären etwa eine Demo, die vom Ausschuss einer Parteijugend vorbereitet wird, oder auch eine wilde Straßenaktion von Greenpeace, der mit weit über einer halben Million Fördermitgliedern beliebtesten Umweltorganisation der Deutschen (deren Aufsichtsrat übrigens anders als bei Parteien überhaupt nicht gewählt wird; Greenpeace ist also eigentlich eher eine Art Firma). Doch selbst die meisten kleineren Protestinitiativen vor Ort entscheiden sich früher oder später dafür, Verantwortungsgebiete dauerhaft mit einem Befugten zu besetzen, der dann mehr als der Rest bestimmen darf – jede sonstige Lösung wäre ganz einfach unpraktisch.


    Andere wiederum nehmen ein klein wenig Unpraktischsein liebend gern in Kauf, um dafür nur gerechter zu sein. Es sind gerade kurzfristiger aufflammende Protestbewegungen mit hochmotivierten Mitstreitern, die versuchen, möglichst viele Entscheidungen komplett von allen Beteiligten mittreffen zu lassen. Dadurch sind viele Menschen an jeder Entscheidung beteiligt, und zugleich können viele Entscheidungen relativ rasch hintereinander abgehandelt werden.


    Klassisches Problem der Mehrheitsentscheidung im Plenum ist allerdings der Umstand, dass sich auch bei scheinbar absoluter Gleichberechtigung bald schon eine kleinere Gruppe herauskristallisieren wird, die die Vorschläge für das Plenum ausarbeitet und dann in der Regel auch noch selbst am allermeisten am Mikrofon zu ihnen zu sagen hat. Es entwickelt sich also eine Machtelite. Was ja ganz sicher nicht der ursprüngliche Impuls war, aus dem heraus sich eine Gruppe für das Dauerabstimmen entschieden hat.


    Als Kritik am Mehrheitsbeschluss hat sich darum die Idee der Konsensentscheidung entwickelt: Beschlüsse werden nur gefasst, wenn sie samt und sonders vom gesamten Plenum einstimmig verabschiedet werden. Dazu wird so lange debattiert, bis wirklich restlos alle Meinungen in die Entscheidungsfindung eingegangen sind. Der Konsens stellt also zwingend eine Lösung dar, mit der alle Beteiligten leben können – und seine Unterstützung wird ungleich größer sein, als wenn ein Teil der Gruppe einfach nur überstimmt worden wäre. Das Konsensprinzip ist wichtig für das Konzept des »Bezugsgruppensystems« (Gruppen und Finger), wie es viele Initiativen der Friedens- und Umweltbewegung einsetzen. Attac etwa baut sämtliche großen Beschlüsse bis zum höchsten Entscheidungsgremium des alljährlichen »Ratschlags« darauf auf – ein Umstand, den Außenstehende regelmäßig erstaunlich finden. Genannt werden meist zwei Vorbehalte gegen Entscheidungen, die wie in den Occupy-Camps bisweilen mit mehreren Hundert Teilnehmern erst dann getroffen werden, wenn es wirklich absolut gar keine Gegenstimme mehr gibt. Da ist zum einen die Angst vor dem Gruppenzwang: Stimmt man am Ende womöglich nur mit, weil man nicht weiter stören will? Und zum anderen die Angst vor dem Zeitaufwand: Wenn so lange debattiert wird, bis alle einer Meinung sind, dann kommt man ja nie ans Ziel!


    Ich selbst habe nur wenige kürzere Asembleas und ähnliche Konsens-Plenumsveranstaltungen mitgemacht und fand diese aufregend, jedoch öfter auch etwas chaotisch und zerfahren. Alle Leute, die ich danach gefragt habe und die mehr und länger mit dem Ausschließlich-im-absoluten-Konsens-Entscheiden zu tun gehabt hatten, erzählten mir aber von geradezu euphorischen Erfahrungen: Wenn man sich erst einmal an die andere Entscheidungstechnik gewöhnt habe, dann begreife man, wie sehr es sich lohne, viel Zeit einzusetzen, um dafür auch wirklich etwas gemeinsam zu beschließen. Meistens würden sich beim konsensorientierten Diskutieren langfristig von allen unterstützte Gesprächsregeln herauskristallisieren, die weitgehend verhinderten, dass Gruppenzwang aufkomme. So sei es üblich, Probleme, bei denen lediglich wenige Mitsprecher stark unterschiedliche Meinungen hätten, erst einmal zur Klärung an diese anfänglichen Kontrahenten weiterzudelegieren; beim nächsten Plenum wolle man dann von ihnen einen konstruktiven gemeinsamen Vorschlag unterbreitet bekommen. Das würde funktionieren – aber warum spreche ich hier eigentlich im Konjunktiv? Ich habe das von so vielen Leuten mit mal mehr und mal weniger Euphorie erzählt bekommen, dass ich zu sagen wage: Es braucht oft viel Zeit, es muss sich erst einspielen, es bedarf gewisser Grundregeln und Erfahrungswerte, aber es funktioniert – und demokratischer geht es nicht.


    


    


    DAS PRINZIP CRITICAL MASS


    


    Fahrrad fahren: toll. Fahrrad-Demos: auch toll. Aber gleich so toll, dass sie hier in dieses Kapitel gehören? Ehrlich gesagt interessiert mich die Demo-Technik, die die Fahrradfahrer in den neunziger Jahren erfunden haben, gar nicht so sehr wegen der fahrbaren Untersätze, sondern eher aus konzeptionellen Gründen. Mich interessiert, was die Visionen echter Basisdemokratie, wie wir sie gerade für Protestgemeinschaften angeschaut haben, für einzelne Demos bedeuten könnten. Und da stößt man unweigerlich auf das Prinzip critical mass.


    Seit 1992 treffen sich weltweit Fahrradfahrer regelmäßig zu einer gemeinsamen Fahrt durch ihre Stadt; 2012 war in Deutschland sicherlich Hamburg der Spitzenreiter mit oft über 1000 Mitradlern, die sich an jedem letzten Freitag im Monat zusammentaten. Und genau das ist auch schon alles – das sind die vollständigen Rahmenbedingungen für eine critical mass. Es gibt keine zentrale Organisation, die die Veranstaltung plant und anmeldet, und es gibt auch keine Hauptverantwortlichen, die für Verstöße gegen die Straßenverkehrsordnung haftbar gemacht werden könnten. Irgendjemand radelt eben voraus, die anderen folgen ihm – und das mit bis zu 80.000 Teilnehmern, wie 2008 in Budapest, wo die Regierung als Reaktion auf den so diffusen wie gewaltigen Protest noch im selben Jahr die bewilligten Gelder für den Ausbau von Fahrradwegen enorm erhöhte.


    Dabei sind Fahrradwege keineswegs das erklärte Ziel der Massenfahrten – es gibt gar kein zentrales Ziel. Eher geht es um die schiere Präsenz von vielen fröhlich zusammenkommenden Menschen in Städten, die für alles Mögliche ausgelegt sind, aber nicht unbedingt für viele fröhlich zusammenkommende Menschen. Was zunächst einmal recht unpolitisch klingt, in Wahrheit aber geradezu radikal politisch ist. Denn critical mass-Happenings erinnern an diverse andere Interventionen hinein ins Alltagsleben, wie sie seit den neunziger Jahren unter dem Schlagwort »Kommunikationsguerilla« bekannt geworden sind. Die Kommunikationsguerilleros verabschiedeten sich damals von der Idee, bei einem Protest direkt etwas einfordern zu wollen, da das ihrer Ansicht nach nur wieder zur uralteingespielten Fehde mit »dem Staat«, »der Macht« oder was auch immer führt. Stattdessen sollen die herkömmlichen Strukturen des Zusammenlebens verwirrend durchbrochen werden; die Konfusion soll überraschen und weiterführendes Denken ermöglichen (Ruhig mal hedonistisch denken). Die Protestaktionen in dieser Manier belassen also absichtlich im Unklaren, was genau mit ihnen ausgesagt werden soll; einem berühmten Slogan zufolge, der den Philosophen Roland Barthes zitiert, ist das Ziel, »die Codes zu entstellen, statt sie zu zerstören«.


    In Deutschland übrigens ist zumindest die kreativ-spaßige »Entstellung« des Straßenverkehrs geradezu überraschend einfach: Ab 15 Radlern darf laut Straßenverkehrsordnung auf einer Fahrbahn nebeneinander gefahren werden, zugleich wird die Kolonne ab dieser Zahl als ein einziges großes Fahrzeug gewertet – springt also beispielsweise die Ampel während der Durchfahrt auf Rot, so müssen die Nachfolgenden das nicht beachten. Das Prinzip critical mass nützt also bestehendes Recht aus, es sucht nach Gesetzeslücken und füllt diese Lücken mit Ideen, die Staat und Öffentlichkeit manchmal ein klein wenig überfordern, vor allem aber erfinderisch überraschen. So ist die Polizei bei critical mass-Aufzügen regelmäßig verzweifelt damit beschäftigt, Verantwortliche für das Ereignis zu suchen – und nimmt dann oft wahllos die Personalien der Radfahrer an der Spitze auf.


    Im Kapitel Die Demo und die liebe Polizei (Polizisten verstehen) werden wir noch darauf zu sprechen kommen, wie einschneidend der Staat in den vergangenen Jahrzehnten aufgerüstet hat und wie massiv der öffentliche Raum inzwischen kontrolliert wird. Auf diese verschärften Bedingungen reagiert die einzelne Demo, indem sie dynamischer wird. In China, Russland und Weißrussland waren Spaziergänge, die an einem verabredeten Tag in einer verabredeten Gegend absolviert wurden, in den vergangenen Jahren oft die letzte Möglichkeit zum stillen Protest. Es wäre zynisch, die ungeheuer vielfältigen Möglichkeiten der westlichen Protestkultur damit vergleichen zu wollen. Klar ist aber dennoch, dass die kreativen Demos der jüngsten Zeit häufig nicht mehr auf Crashkurs zu den Regeln der Demokratie gehen. Ihre Guerillataktiken umschiffen diese Regeln eher, wie das etwa auch geschieht, wenn ein Flashmob in einem Einkaufszentrum veranstaltet wird oder wenn Demonstranten statt des alteingespielten Frontalzusammenpralls mit der Polizei versuchen, eine ganze Stadt durch Sekunden-Zusammenkünfte kurzzeitig verwirrend zu »fluten«. Wird das neue Demonstrieren also einfach nur chaotischer und unplanbarer? Nein, sicher nicht. Vielmehr verändert sich die Art und Weise, in der es von den Demonstranten geplant wird. Geplant wird eher weniger, kein Entscheider maßt sich an, auf Demonstrantenseite über die Ablaufhoheit für eine komplette Demo zu verfügen, und häufig besteht der programmatische Masterplan gerade darin, keinen Masterplan zu besitzen.


    


    


    NICHT AN DAS SANKT-FLORIANS-PRINZIP GLAUBEN


    


    Erinnert sich eigentlich noch jemand an Peter Lustig, diesen grundguten Alleserklärer mit seiner Nickelbrille, dem Schnurrbart und dem ewigen Blaumann aus der Kindersendung Löwenzahn? Der im Bauwagen lebte? Warum lebte der eigentlich im Bauwagen – einfach nur so zum Spaß? Nein, leider nicht. Spaßig war die Sache bloß für uns Zuschauer; in Wahrheit war sie bitterernst. Man sollte sich die Anfangsminuten der allerersten Löwenzahn-Folge, ausgestrahlt vom ZDF im März 1981, noch einmal genau anschauen – und hätte Material für ein Historikerseminar zum Thema »Der lange, lange Weg zur politischen Beteiligung«.


    Peter Lustig zieht nämlich in den Bauwagen, weil ihm die Politik das Leben in seinem eigenen Haus zur Hölle macht. Peter Lustig geht weg von zu Hause, weil eine Flugroute genau über sein Haus gelegt worden ist und der ständige Fluglärm sein Leben zerstört. Im Bauwagen draußen vor der Stadt macht er dann über die nächsten 200 Folgen hinweg genau das, was auch in Wirklichkeit zahllose von der bundesrepublikanischen Politik Vergrätzte seit den siebziger Jahren getan haben: Von der eigenen Marmelade bis zur Mini-Windkraft-Anlage baut er sich seine eigene bessere Welt im Kleinen auf – möglichst sicher und autark vor der politischen Wirklichkeit da draußen.


    Anders gesagt: Er hält sich raus.


    Was schon damals nicht nötig gewesen wäre. Bereits 1967 etwa hatte sich die »Bundesvereinigung gegen Fluglärm« gegründet. Parallel zur Studentenbewegung wandelte sich auch das Kompetenzbewusstsein der Bürger; ihr Verlangen nach Mitgestaltung stieg radikal. Die Medienaufregung um die Stuttgarter »Wutbürger« von 2010 ignorierte oft, dass solche selbstbewussten Einmischungsversuche bereits seit Anfang der siebziger Jahren öffentlich diskutiert worden sind und dass früh schon von einer ganzen »Bürgerinitiativbewegung« die Rede war.


    Peter aber bekam das alles nicht mit. Seine Nachfolger von heute mögen Windkraft und Marmelade auch ganz gerne. Sie würden aber nicht mehr auf die Idee kommen, einfach abzuhauen. Wo heute in Deutschland politischer Durchsetzungswille stark in das Leben der Menschen eingreift, da wollen diese ein Wörtchen mitsprechen. Im Frühjahr 2012 ergab eine Umfrage des Allensbach Instituts, dass fast 40 Prozent aller Bürger denken, sie selbst könnten durch ihr persönliches Handeln etwas in Politik und Gesellschaft bewirken. Vor zwanzig Jahren hatte nicht einmal jeder Fünfte diese Frage mit Ja beantwortet.


    Komisch bloß, unter was für Schlagworten diese Veränderung gerne kategorisiert wird. Ist mal zur Abwechslung nicht von angeblich verkniffenen »Wutbürgern« die Rede (Auf das Das-sind-doch-alles-bloß-Wutbürger-Argument antworten), dann wird gern Sankt Florian herbeizitiert, der Schutzheilige aller Feuerwehrleute, Wappenspruch: »Verschon mein Haus, zünd andre an!«


    Auch Sie gehen demonstrieren, um einen Eingriff in Ihr direktes Lebensumfeld zu verhindern oder abzuändern? Dann werden Sie unvermeidlich auf diesen ominösen Sankt Florian und sein Motto stoßen. Sei es in einem Kommentar in Ihrer Stadtteilzeitung, sei es bei einem Gespräch unter Nachbarn – fällt der Name Sankt Florian, so wird ein Mechanismus aktiviert, der Ihnen die Rolle des selbstsüchtigen Blockierers zuweist, und dieser Mechanismus funktioniert so:


    


    
      
      

      
        	
          1.

        

        	
          Der Eingriff in Ihr Umfeld dient den Interessen der Gemeinschaft.

        
      


      
        	
          2.

        

        	
          Sie wehren sich dagegen.

        
      


      
        	
          3.

        

        	
          Würde anderswo eingegriffen, würden Sie sich nicht wehren.

        
      

    


    


    Resultat des Versuchsaufbaus, der auch unter dem Schlagwort Not in my backyard bekannt ist: Angeblich denken Sie nur an sich (und ob das wirklich so schlimm wäre, dazu gleich noch mehr im nachfolgenden Abschnitt). Wegen eigennütziger Verhinderer wie Ihnen geht Deutschland den Bach hinunter, haben Innovation und größere Konzepte hierzulande keine Chance mehr. Doch halt … Einspruch!


    Was, wenn der behauptete Mechanismus so gut wie nichts mit der Wirklichkeit zu tun hätte? Wenn Protest in Wahrheit gar nicht automatisch bedeutete, dass nur gegen Dinge protestiert wird? Bleiben wir doch bei Peter Lustigs Beispiel und nehmen die Fluglärmgegner von Frankfurt und ihre aktuellen Proteste gegen die neuen Flugrouten und die neue Landebahn Nordwest. Zugegeben: Zunächst einmal wird da tatsächlich gegen Veränderungen protestiert. Unter anderem wehren sich die Flughafenanwohner – denen beispielsweise in der Gemeinde Flörsheim noch nach 2000 garantiert wurde, dass die Neubaugebiete von keinerlei Projekten gefährdet seien, als sie damals ihr Geld in Baugrund und Häuser investierten – gegen die Ausweitungen dieser Flüge hinein in jene sechs Stunden ungestörten Nachtschlafs, die ihnen verblieben sind, gegen eine Landespolitik, die ihren Besitz systematisch entwertet, und gegen eine Politik, die einseitig nur auf Unternehmensprofit setzt, wenn sie einen Flughafen in einem dicht besiedelten Großraum zu einem internationalen Drehkreuz für Umsteiger aus den USA und Asien ausbaut, wovon die Region selbst kaum wirtschaftlich profitieren kann.


    Wie aber bei nahezu jeder Bürgerinitiative, die sich vor Ort zu von der Politik verhängten Änderungen bildet, wird auch in Frankfurt bereits seit Jahren keineswegs mehr bloß dagegen demonstriert. Längst schon haben die Fluglärmgegner Diskussionsrunden abgehalten, Experten eingeladen und unter Einsatz von Tausenden von freiwilligen Arbeitsstunden Stellungnahmen, Gegenkonzepte und Vorschläge für die Novellierungen des »Gesetzes zum Schutz vor Fluglärm« und der entsprechenden EU-Richtlinien entwickelt. Sie haben also nicht nur gegen etwas gekämpft, sondern für etwas. Der Mechanismus sieht in Wahrheit folgendermaßen aus:


    


    


    
      
      

      
        	
          1.

        

        	
          Der Eingriff in Ihr Umfeld dient den Interessen der Gemeinschaft.

        
      


      
        	
          2.

        

        	
          Sie protestieren und machen produktive Änderungsvorschläge.

        
      


      
        	
          3.

        

        	
          Würde anderswo eingegriffen, würden Sie sich natürlich nicht wehren – was völlig in Ordnung ist, da dann dort vor Ort hoffentlich ebenfalls Menschen konstruktiv protestieren.

        
      

    


    


    Peter Lustig baute sich seine eigene bessere Welt im Kleinen auf. Protestieren und Demonstrieren dagegen baut die große Welt da draußen konstruktiv um. Selbstverständlich kann es Proteste geben, die das Gemeinwohl schädigen, und selbstverständlich können auch diese berechtigt sein. So gut wie nie aber werden sich längerfristige Proteste von Bürgerinitiativen einfach nur einseitig gegen Eingriffe richten. Das wäre in seiner Blockadehaltung schlicht zu demotivierend und könnte auf Dauer keine Bewegung zusammenhalten. Den vielen unterschiedlichen Demonstranten dieser Jahre die Haltung »Verschon mein Haus, zünd andre an« zu unterstellen, tut diesen unrecht. Das Haus wird vielmehr gemeinsam umgebaut, und es wird besser als jeder Wohnwagen!


    


    


    AUF DAS IST-DAS-NICHT-GANZ-SCHÖN-EGOISTISCH-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie werden ab jetzt hier vor Ort jedes Wochenende demonstrieren gehen, und zwar so lange, bis das Landesamt seine Bauarbeiten unterbricht und zum Dialog mit den betroffenen Anwohnern bereit ist. Ihre Freunde blicken Sie empört an. Schließlich rückt Ihre beste Freundin nach vorne und setzt zu einer kleinen Rede an: »Bei keiner anderen Sache hast du deinen Hintern hochbekommen. Jetzt bist du einmal persönlich betroffen, und schon gehst du demonstrieren. Ist das nicht ganz schön egoistisch von dir?«


    Ach nee, die Egoismus-Keule. Würden Sie für ein Anliegen eintreten, das nichts mit Ihnen zu tun hätte, so hätte Ihre beste Freundin Ihnen bestimmt vorgeworfen, ein naiv idealistischer Gutmensch zu sein (Auf das Das-ist-doch-nur-etwas-für-Gutmenschen-Argument antworten). Jetzt treten Sie jedoch für ein Anliegen ein, das mit Ihnen zu tun hat, und schon sind Sie ein krankhaft selbstsüchtiger Egoist. Gutmensch oder Egoist – mehr Möglichkeiten sind gar nicht vorgesehen, offensichtlich liegt für jeden Beteiligungsversuch stets der passende Generalverdacht bereit.


    Womit wir bei der großen Rätselfrage wären: Was wäre eigentlich so schlimm daran, aus egoistischen Gründen für etwas einzutreten? Persönliche Betroffenheit ist doch keine Schande, sondern ganz im Gegenteil: Wenn jemand mitteilt, dass etwas ihm Unbehagen bereitet und warum er es gerne anders hätte, so ist das unbedingt ein Gewinn für alle. Und zwar auf allen Ebenen unserer demokratischen Mitbestimmung. In Wirklichkeit ist persönliche Betroffenheit sogar die Grundsubstanz, auf der ein politisches System wie das der Bundesrepublik erst aufbaut: 62 Millionen wahlberechtigte Deutsche (nun ja, fast alle von ihnen) entscheiden sich aus ihrer jeweiligen persönlichen Situation für diejenige Partei, die ihnen persönlich und ihrer eigenen, nicht notwendig egoistischen Weltsicht am meisten entspricht – und aus den widerstreitenden Entscheidungen der Wähler entsteht dann das, was wir Demokratie nennen. Gefährdet wird eine Demokratie also keineswegs von den Menschen, die ihre persönliche Betroffenheit »egoistisch« im Wahllokal einbringen, sondern genau umgekehrt von allen anderen, die ihre Meinung nicht ausdrücken und lieber zu Hause bleiben.


    Viele Egoisten sind also mitnichten etwas Schlechtes, wir sollten uns über jeden von ihnen freuen. Nicht jedoch über die Bezeichnung »Egoist«, das klingt so unsozial und bösartig. Bedenkt man aber, dass sich bei Bürgerprotesten und Demonstrationen viele Menschen gemeinsam trauen, für ihre jeweiligen Interessen einzutreten, so trifft die Egoismus-Keule schon nicht mehr ganz so hart. Das Egoismus-Argument isoliert Sie als Demonstranten, dabei stehen Sie mit Ihrer Betroffenheit höchstwahrscheinlich nicht alleine da. Politische Beteiligung bedeutet also letztlich, dass man zugleich egoistisch und solidarisch handeln kann (Nicht mehr alleine sein), dass sich beides nicht ausschließt. Protestieren isoliert nicht, es vernetzt. Und diese Möglichkeiten der Vernetzung sind es, von denen im Folgenden der Journalist und Autor Daniel Boese sprechen wird, der für ein großes Reportagebuch einer weltweiten Protestbewegung gefolgt ist, die sich ganz sicher nicht so leicht mit dem Ego-Vorurteil abstempeln lässt: den neuen Klimaschützern.


    


    


    ES SPRICHT: DER DEMO-BEOBACHTER. DANIEL BOESE ÜBER DIE NEUE PROTEST-GENERATION.


    


    Vor zwei Jahren habe ich ein Buch über die weltweiten Klimaproteste geschrieben: Wir sind jung und brauchen die Welt. Ich bin dafür um die ganze Welt gereist, auf der Suche nach der neuen Protestgeneration. Machen wir uns nichts vor: Im vergangenen Jahrzehnt sind alle staatlichen Klimavereinbarungen der Weltgemeinschaft gescheitert. Da ist einfach viel zu wenig passiert, eine Bankrotterklärung. Was das Klima angeht, ist inzwischen klar, dass die Weltbevölkerung sich nicht auf ihre Regierungen verlassen kann. Der Protest muss darum jetzt radikaler ausfallen, die junge Generation muss völlig anders ansetzen als die großen etablierten Umweltorganisationen. Die haben nämlich seit mitunter 50 oder sogar 100 Jahren gemächliche Reformpolitik betrieben, so nach dem Motto: hier ein Schäufelchen, dort ein Schippchen. Für die neuen Umweltproteste gilt aber: Die Zeit ist abgelaufen. Es muss jetzt sofort radikal praktisch gearbeitet werden. Appelle an die Politik nützen fast gar nichts mehr. Und genau damit kommt jetzt das Internet ins Spiel.


    Ein großartiges Beispiel für die neue Protestgeneration ist das Coal Swarm Wiki. Das ist die Internetplattform der Anti-Kohle-Bewegung. Und die wiederum ist eine riesige Protestbewegung, von der die Öffentlichkeit bloß noch nichts gemerkt hat. Den Coal Swarm gibt es überall auf der Welt, denn Probleme mit Kohleabbau und Kohleverbrennung entstehen genauso in Kanada wie in Indien oder auf den Philippinen. Der Coal Swarm ist keine Organisation im klassischen Sinn – es gibt weder so etwas wie einen Greenpeace-Sprecher noch so etwas wie ein Greenpeace-Logo und schon gar keine Spenden in der Höhe von Greenpeace. Stattdessen besteht der Coal Swarm aus vielen kleinen Graswurzelbewegungen, also selbstorganisierten Initiativen, die sich von ganz alleine überall dort gebildet haben, wo Kohle abgebaut oder verbrannt wird. Allein in Deutschland gibt es über zwanzig hochaktive Anti-Kohle-Gruppen, von der Lausitz bis nach Köln. Weltweit hat der Coal Swarm bereits unglaublich viel erreicht: gemeinsam Schäden dokumentiert, sich untereinander für Proteste vernetzt, den Bau von Kraftwerken komplett verhindert und Kraftwerksschließungen erstritten – allein in den USA werden derzeit 124 geschlossen. Aber als eine neue gesellschaftliche Kraft erkennt man den Coal Swarm nicht, noch ist er durch seine Schwarmstruktur nahezu unsichtbar.


    Mich selbst hat diese Renaissance von sozialen Bewegungen am Anfang meiner Recherche sehr überrascht: Als Kind wurde ich in den achtziger Jahren auf die Ostermärsche der Friedensbewegung mitgenommen – seitdem war Demonstrieren ganz klar etwas für die Generation meiner Eltern, tendenziell etwas langweilig. Vor dem Klimagipfel in Kopenhagen 2009 entdeckte ich dann aber, dass längst eine neue Generation von Aktivisten mit neuen Formen und Strategien arbeitete.


    Es gibt nämlich nicht nur den Coal Swarm, es gibt viele derartig bahnbrechende Plattformen. Sehr wichtig sind zum Beispiel die Klimaschützer von 350.org – das sind bloß sechs Gründer und dazu noch dreißig oder vierzig Helfer. 350.org verfügt aber über einen E-Mail-Verteiler mit mehreren Millionen Kontakten, ähnlich wie auch in den USA die Campaigner von avaaz und in Deutschland Campact. Wenn 350.org zu Demonstrationen aufruft oder eine andere Kampagne startet, dann passiert umgehend weltweit etwas. Woraus sich zwei Schlüsse ziehen lassen: Erstens braucht es jetzt nur noch wenige Personen, um auf allen Kontinenten gemeinsame Aktionen durchführen zu können und ganze Bewegungen zusammenzuhalten. Und zweitens lassen sich viele solche Ansätze über das Netz perfekt verbinden. Kleine Bürgerinitiativen vor Ort hat es ja gegen Flughäfen oder gegen Kohlekraftwerke schon seit Jahrzehnten gegeben. Aber erst jetzt können sie sich über das Internet untereinander vernetzen, Informationen austauschen, gemeinsam Aktionen starten.


    Ob das wirklich neu ist? Nicht unbedingt, wie man am 13. Oktober 1908 sehen kann. Das war der »Rush on Parliament«, da haben sich 60.000 Menschen vor dem britischen Parlament versammelt, um für das Wahlrecht der Frauen zu demonstrieren. Eine der Suffragetten ist bis in den Plenarsaal vorgedrungen und hat dort ihre Forderungen verkündet. Wenn man solche Massenproteste wie die der Suffragetten oder auch die der Abolitionisten-Bewegung gegen den Sklavenhandel betrachtet, dann lernt man zuerst einmal: So neu ist vieles am neuen Protestieren auch nicht. Die waren damals fast genauso gut vernetzt wie wir heute. Bloß eben mit dem Unterschied, dass die Mobilisierung zu Protesten damals viele Jahre gedauert hat.


    Ist die Geschwindigkeit heute also wirklich der einzige Unterschied? Es kommt noch ein zweites Element dazu – durch die neuen Möglichkeiten des Internets erreichen die neuen Proteste immer zwei Ebenen zugleich: Es wird lokal gekämpft, eben gegen das Kraftwerk vor der Stadt oder für den Windpark in der Region. Und zugleich wird jeder lokale Kampf problemlos weltweit eingebracht, eben durch gemeinsame Mobilisierungen und kreative Gemeinschaftsaktionen. Und das ändert alles. Man muss das wirklich als eine Revolution für die Möglichkeiten des Protestierens verstehen. Durch das Internet passieren genau jetzt in diesen Jahren Sachen, mit denen zuvor kaum zu rechnen war.


    Das gilt natürlich nicht nur für die Klimaproteste – sämtliche sozialen Bewegungen aktualisieren sich vollständig neu durch das Internet. Und letztlich hängen sie dabei jetzt plötzlich alle miteinander zusammen – die Proteste in den arabischen Staaten im Jahr 2011 etwa richteten sich ja teilweise gegen die überteuerten Lebensmittelpreise, ein Thema, das genauso auf die Spekulation mit unseren Ressourcen durch eine Machtelite hinführt wie die globalen Klimaproteste. Und diese haben dann eben mehr mit solchen Protesten auf lokaler Ebene wie Stuttgart oder in München gegen die geplante dritte Landebahn zu tun, als man auf den ersten Blick denken würde. Die vielen Proteste können jetzt alle ineinandergreifen, und das ist vollkommen neu.


    


    Daniel Boese, Jahrgang 1977, arbeitet als Online-Redakteur beim Kunstmagazin art in Hamburg. Er hat für Vanity Fair über Green Glamour geschrieben, für Neon die »33 grünsten Deutschen« gesucht und für das Stadtmagazin zitty die Klimaschützer Berlins porträtiert. Sein Buch Wir sind jung und brauchen die Welt erschien 2011; 2012 sendete das ZDF einen auf das Buch zurückgehenden Dokumentarfilm: Die Weltretter 3.0.


    

  


  
    

    4 Die Demo und ihre Räume


    EINEN STRASSENUMZUG MITMACHEN


    


    Achtung, Achtung, hier spricht Ihr Ordnungsamt:


    


    Im Auftrag des Herrn Landrats bestätige ich Ihre Anmeldung für den so genannten Ostermarsch gegen Atomwaffen. Soweit die Demonstration durch das Gebiet Obernburg führt, darf nur auf Feldwegen und Landstraßen 3. Ordnung demonstriert werden. Die rechte Straßenseite ist streng einzuhalten und es darf nur in Zweierreihen gegangen werden.


    


    Wir schreiben die Swinging Sixties in der deutschen Tiefprovinz; so sah damals eine offizielle Genehmigung für einen Ostermarsch aus. Auf die Gefahr hin, dass sich sämtlichen Bürokratinnen und Bürokraten vom Sechziger-Jahre-Ordnungsamt Obernburg der Magen umdreht, schalten wir jetzt ruckartig 51 Jahre in die Zukunft – es folgt ein Aufruf zu einer Massendemonstration im Jahre 2012:


    


    Macht mit im Ökologie-Finger bei der Blockade der Europäischen Zentralbank am 18.5.! Mit Fässern, weißen Schutzanzügen und Mundschutz bringen wir die unzähligen ökologischen Katastrophen zum Ausdruck. Bringt Taucherbrillen und Schnorchel mit als Symbol gegen steigende Meeresspiegel!


    


    Oha. Da hat sich etwas getan beim Demonstrieren auf der Straße. Dabei ist die Demo-Technik des Straßenumzugs doch eigentlich so einfach gestrickt, dass an ihr nicht viel umzumodeln sein sollte: Man trifft sich, man läuft gemeinsam ein paar Straßen entlang, man geht wieder auseinander. Warum ist ausgerechnet dieses gemeinsame Straßenlaufen der Dauerbrenner unter den Protestformen? Wie verändert es sich? Und was bedeutet das wiederum für die größere Fragestellung, um die es in diesem Kapitel gehen soll: Inwiefern verändern die vielen verschiedenen Demonstranten dieser Jahre durch ihr Demonstrieren die Orte und Räume dieser Republik?


    


    A. Eine eigene Ordnung schaffen Nicht bloß das Amt Obernburg, auch die Öko-Demonstranten mit ihren Taucherbrillen und Schnorcheln wollen bestimmen, welches Bild Deutschlands Straßen und Alleen abgeben sollen.


    Historiker haben beschrieben, wie sich das Demonstrieren in Straßenumzügen erst ab Mitte des 19. Jahrhunderts als feste Protestform zu etablieren begann und ungeregeltere Straßenproteste rasch ersetzte. Erst nachdem im deutschen Kaiserreich 1890 das »Sozialistengesetz« gefallen war, das jegliche sozialistischen und sozialdemokratischen Aktivitäten verboten hatte, konnten die geordneten Märsche der organisierten Arbeiterschaft zur Regel werden. Bis zu den Anfängen der Weimarer Republik bemühten sich die Arbeiter sogar darum, ganz besonders ordentlich zu wirken – sie gingen in ihrer Sonntagskluft demonstrieren und verhielten sich ruhig und diszipliniert, denn sie wollten dem Staat möglichst wenig Anlass bieten, ihre öffentlichen Auftritte zu untersagen. Im Grunde sind Straßenumzüge bis heute so eine ordentliche Angelegenheit, selbst wenn die Teilnehmer mit Schnorcheln und Taucherbrillen aufkreuzen sollten. Denn sobald Sie einen Umzug von A nach B mitmachen, disziplinieren Sie sich geradezu zwangsläufig – Sie flottieren nicht mehr einfach bloß einzelgängerisch und nach Gutdünken in der Gegend herum.


    


    B. Einem Massenkörper angehören Ebendiese überaus leicht herzustellende Erkennbarkeit ist der Grund dafür, dass Straßenumzüge und ihre Vorformen seit den Festzügen und Prozessionen des Mittelalters so beliebt sind. Dadurch, dass Menschen sich eng zusammenschließen, erzeugen sie eine gemeinsame Form, sie bilden einen identifizierbaren Massenkörper. Dieser Massenkörper steht aber bei einem Umzug nicht einfach in der Gegend herum, sondern vielmehr unter Strom: Er bewegt sich auf ein Ziel zu, und rein theoretisch könnte dieses Ziel überall im öffentlichen Raum liegen. Mit einem Straßenumzug unterstreichen Sie also, dass Sie Ihren Protest überall und jederzeit ausführen können, dass auch Sie und Ihre Meinung ihren Platz in der Öffentlichkeit haben.


    Bleibt bloß die Frage, wem Sie das eigentlich beweisen. Im Unterschied zu anderen möglichen Protestformen geht es bei Straßenumzügen nicht in erster Linie um das Herstellen von allgemeiner Akzeptanz. Da können noch so viele Demonstrationszüge seit den sechziger Jahren den Gaffern am Straßenrand die beliebte Parole »Bürger lasst das Glotzen sein, reiht euch in die Demo ein« zugebrüllt haben – Straßenumzüge sind und bleiben in aller Regel exklusive Statements, die da lauten: Wir sind auch wer, und egal, was ihr Bürger zu Hause oder dort am Straßenrand so treibt, wir können hier ganz nach unserem eigenen Gusto entlanglaufen.


    


    C. Ein Vehikel für Ideen haben Jedes Mal, wenn ich Demo-Fotos der frühen 68er-Zeit betrachte, staune ich darüber, wie brav die Demonstrationen wirken, die damals die Welt oder zumindest unsere muffige Eben-gerade-noch-Adenauer-Republik aufmischten. Denn Haare bis über die Ohren, Happenings und wilde Emotionen – das alles findet sich dann zwar ab etwa 1967, häufig ist aber die Masse der Demonstrierenden derart akkurat gekleidet, dass ich große Mühe habe, mir ihre Demos als rebellisch vorzustellen. Geradezu absonderlich unrebellisch finde ich aus meiner heutigen Perspektive auch die Schilder, die oft nur einige wenige Demonstranten hochhalten: In Schönschrift wird da eine längere politische Forderung präsentiert, und gerne auch werden bald darauf dann wie bei einer religiösen Prozession weihevoll Ikonenbilder von Che, Mao und Konsorten gezeigt.


    In Wahrheit freilich sind alle diese 68er-Fotos Beweisstücke eines rasanten Übergangs. Von den Arbeiter-Prozessionen des deutschen Kaiserreichs bis zu den Sechziger-Jahre-Demonstranten in ihren Anzügen und Kleidern, die auf den Fotos höflich gegen den Vietnam-Krieg protestieren und sich dabei auffälligerweise viel häufiger als heute gegenseitig unterhaken, war es schon ungewöhnlich und aufrührerisch genug, sich überhaupt zum Protestieren hinaus auf die Straße zu trauen. Die Jahre um 1968 politisierten dann auf einen Schlag so viele Menschen, dass von da an viele individuelle Zugänge zu Protest und Veränderung möglich wurden. Anfang Juni 1967 war bei einer Berliner Demonstration der Student Benno Ohnesorg erschossen worden, im April 1968 ereignete sich der Mordanschlag auf Rudi Dutschke. In Reaktion auf diese Taten gingen Tausende frisch politisierte Menschen auf die Straße, die noch niemals zuvor demonstriert hatten. Ihre Demonstrationszüge kombinierten sie mit neuartigen Protestideen, wie sie die amerikanische Bürgerrechtsbewegung vorgemacht hatte: mit zivilem Ungehorsam (Zivil ungehorsam sein), zum Beispiel Blockaden vor Gebäuden des Springer-Verlags, der in seinen Zeitungen immer wieder gegen Dutschke und die Studenten gewütet hatte. Seit diesen ersten direkten Aktionen werden ständig neue Mittel und Wege ausprobiert und weiterentwickelt, Straßenumzüge ebenso wie andere Protestmöglichkeiten interessanter und wirksamer zu gestalten.


    


    


    BEI EINER SITZBLOCKADE MITMACHEN


    


    Wer für die Freiheit aufsteht, der setzt sich öfter gleich schon wieder hin. Die Sitzblockade ist nicht bloß irgendeine unter vielen Demo-Techniken, sondern der ultimative Verstärker für nahezu jedes Anliegen. Benötigt wird dazu nicht mehr als der eigene Hosenboden – und jemand, den Sie blockieren können und den das Blockieren auch so richtig stört.


    


    A. Einen moralischen Appell darstellen In Neuruppin waren wir zwanzig Leute, damals im April 2012. Ein Neonazi-Bündnis hatte einen Umzug durch die brandenburgische Kleinstadt angekündigt; einen ebensolchen hatte es dort nur wenige Monate zuvor schon einmal veranstaltet. Seinerzeit hatten viele Neuruppiner Bürger gemeinsam mit angereisten Nazi-Gegnern aus der ganzen Republik versucht, ihnen den Weg zu verstellen – und waren dafür abgestraft worden: Die Polizei hatte über 300 Demonstranten eingekesselt (Die Polizeitaktik kennen), sie nicht mit Wasser versorgt, ihnen erst sehr spät einen Toilettenwagen bereitgestellt und beim Auflösen des Kessels nach langen Stunden Einzelfotografien sämtlicher Demonstranten mit vorgehaltenen Nummern geschossen. Seit 2007 waren die Neonazis bereits fünfmal durch Neuruppin marschiert, jetzt im April wollten sie schon wieder angebliche Volksnähe zeigen.


    Im Regionalexpress waren, neben der obligatorischen Begleitung durch einen Trupp hochgerüsteter Polizisten, vielleicht vierzig Anti-Nazi-Demonstranten aus Berlin: fast alle sehr jung, Autonome, Studenten, Punks, Schüler, und alle sehr gut gelaunt. Auf dem Vierersitz neben mir verwickelte ein Mädchen im schwarzen Kapuzenpulli die mitreisenden Sonntagsausflügler mit ihren Trekkingjacken und Nordic-Walking-Stöcken sofort in einen Disput darüber, warum Gegendemonstrationen eigentlich wichtig seien: »Machst du das oft?«, »Und die Schule?« Angekommen in Neuruppin, wurden wir und die anderen eintrudelnden Demonstranten durch Sperrgitter und mitlaufende Polizisten in eine bestimmte Richtung gelotst: Man versuchte, uns zu den angemeldeten Gegendemonstrationen der Jugendorganisation der Linkspartei und des lokalen Anti-Nazi-Bündnisses »Neuruppin bleibt bunt« hinzuschleusen, die natürlich beide nicht auf der geplanten Marschroute der Nazis lagen. Für derartige »bravere« Demonstranten können renitentere Protestler wie an diesem Tag wir durchaus ein Problem darstellen, denn heftigere Aktionsformen ziehen immer die größere Aufmerksamkeit auf sich. Durch sie könnten »die ›bürgerlicheren‹ Formen des Protests gegen Rechtsextreme und Neonazis zurückgedrängt werden«, wie das Alfred Roos von den Brandenburger Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie einmal ausgedrückt hat. Andererseits kann es eine demokratische Gewissensentscheidung sein, möglichst effizient gegen Feinde der Demokratie vorgehen zu wollen. Darum brachen wir in Neuruppin aus, sobald sich die erste Gelegenheit bot, und versuchten, möglichst nahe an die spätere Aufmarschstrecke der Neonazis heranzukommen.


    Was uns gelang. Irgendwann nämlich sahen wir plötzlich vor uns Polizeiwagen und eine dünn aufgestellte Kette von Polizisten – und rannten auf sie zu, weil einige von uns wussten, dass genau dahinter die von den Nazis angemeldete Demo-Route verlief. Zumindest bei mir angesichts der Polizisten hochkochende Aufregung, knallender Puls, ich musste mich da durchkämpfen, koste es, was es wolle. Zugleich das dumpfe Gefühl, dass dieses Scharmützel irgendwie kindisch-pseudomaskulines Rambo-Gehabe sein könnte, aber Quatsch, das hier war wichtig! Die Polizisten konnten mindestens zwei von uns abfangen, aber natürlich nicht alle (Durch jede Polizeikette kommen). Einer riss mich am Arm, ich lief weiter, mitten auf der Straße warfen wir uns nieder. Galt jetzt nicht das Versammlungsrecht, das war doch eine Spontanversammlung? Die Polizisten schien das nicht zu stören, wir verflochten die Arme und Beine ineinander, schrien dabei die ganze Zeit, was man am besten schreit, wenn martialische Gestalten mit Schlagstöcken, Pistolen, Kabelbindern und Pfefferspray am Halfter an einem reißen und zerren und mit allen möglichen heftigen Schubsern und Griffen versuchen, Einzelne aus dem verletzlichen Menschengewirk herauszuschleifen: »Keine Gewalt! Keine Gewalt!«, »Wir sind friedlich, was seid ihr? Wir sind friedlich, was seid ihr?«


    Es ist diese letzte Parole, die die Idee der Sitzblockade auf den Punkt bringt. Wer sich nämlich hinsetzt, der macht es anderen zwar unbequem, er übt dabei aber selbst keine Gewalt aus. Im Unterschied zu sonstigen Aktionen zwingt das Sitzblockieren jedoch die andere Partei dazu, zu weit zu gehen: den Staat, die Polizei. Die Bilder, die dabei regelmäßig entstehen, stellen einen einzigen moralischen Appell dar, der die Opferbereitschaft und Friedlichkeit der Demonstranten betont und umgekehrt die Rücksichtslosigkeit und Aggressivität des Staates vorführt: schwer bewaffnete Polizisten, die sich über am Boden sitzende hilflose Menschen beugen, an ihnen zerren und sie schließlich wie störendes menschliches Sperrgut fortschleppen.


    


    B. Auf Händen getragen werden Da saßen wir also, mitten auf der Route des Nazi-Aufmarschs. Die Polizisten rückten uns jetzt nicht mehr zu Leibe, sie berieten, was zu tun sei. Wie oft bei wilderen Demonstrationen näherten sich uns stattdessen Polizisten eines »Anti-Konflikt-Teams«, einer sich seit einigen Jahren über die Bundesländer verbreitenden neuen Spezialität. Sie waren mit ihren neongelben Westen, den schwarzen Kappen und ohne jede Schutzrüstung leicht zu erkennen. Einer von ihnen, bestimmt ihr bester Kumpeltyp mit grauen Schläfen und herzlich-dankbarem Lachen über jede Reaktion von unserer Seite, kniete sich umständlich neben uns nieder und versuchte, uns zu beschwatzen, dass wir doch einfach aufstehen und ein paar Meter nach hinten gehen sollten, da wir hier an dieser Stelle ganz bestimmt von der Polizei geräumt werden müssten – »und dit macht uns allen doch bloß Arbeit« (Auf das Damit-machst-du-dir-keine-Freunde-Argument antworten)!


    Wir bewegten uns selbstredend keinen Millimeter, wussten aber, dass die Polizisten unser winziges Sprengsel von Blockierern jederzeit auflösen konnten, wenn sie nur wirklich wollten. Wird eine Blockade durch die Polizei aufgelöst, so gibt es für Sie genau vier mögliche Verhaltensweisen.


    Erstens muss noch so berechtigter Protest keineswegs bedeuten, sich dafür von Beamten anpacken, herumzerren und -schleifen zu lassen. Gerade die Älteren unter uns, aber überhaupt jeder, der keine Lust auf zu viel Polizeikontakt hat, steht im Ernstfall einfach auf und geht. Eine absolut respektable Entscheidung. Zweitens gibt es die sogenannte Paket-Technik, bei der Sie Ihre Arme in der Hocke unter den Beinen verschränken – eine Haltung, in der Sie sich kaum verletzen können und die es den Polizisten ermöglicht, Sie für beide Seiten einfach und schmerzfrei anzufassen, hochzuheben und wegzutragen. Drittens gibt es das Unterhaken, das es der Polizei sehr schwer machen kann, Blockaden von der Straße zu bekommen. Je verflochtener die Körper sind, indem man etwa mit einer Beinschere jemand anderen vor sich umklammert, desto unlösbarer wird das Menschenpuzzle. In ihrer Ausbildung lernen Polizisten, untergehakte Menschen dadurch zum Loslassen zu bewegen, dass sie ihnen gezielt Schmerzen zufügen: So werden etwa Handgelenke, Arme und Beine verdreht und bestimmte Nervenpunkte im Gesicht und an den Armen gedrückt. Solche Gewaltanwendung ist vollkommen unverhältnismäßig, und sobald Fotografen dabei sind, wird sie wesentlich seltener eingesetzt (Filmen und gefilmt werden). Viertens gibt es die Spaghetti-Variante, bei der Sie es bis zuletzt weder sich noch den Polizisten in irgendeiner Weise leichtmachen wollen. Dazu lassen Sie möglichst alle Muskelspannung aus dem Körper. Es ist schwer für die Polizisten, einen derart reglosen, nicht hilfsbereit angespannten Körper wegzuschleppen – und weil es so schwer ist, kann es durchaus passieren, dass Sie sich dabei wehtun oder dass man Sie sogar fallen lässt. Was im Chaos eines Demo-Masseneinsatzes durchaus auch mal absichtlich geschehen kann. Auf das zentrale Demo-Problem der Polizeigewalt kommen wir später noch zu sprechen (Pfeffer, Wasser und Schläge ertragen), hier ist über Sitzblockaden bloß zu sagen, dass ihre Auflösung für Polizisten physisch wie psychisch ungeheuer anstrengend ist. Dieser geballte Stress trägt sicherlich nicht dazu bei, dass sie besonders zimperlich mit denjenigen Menschen umgehen, die sich da für ihren Widerstand einfach nur friedlich hingesetzt haben.


    


    C. Im Recht sein Erstaunlich, wie unsozial einem von einer Sitzblockade aus das ganz gewöhnliche Demonstrieren im Gehen und Stehen vorkommt. Stunden später an jenem Tag im April hatten wir zwanzig den Neonazi-Marsch weit in seinem Ablauf zurückgeworfen. Er war umgeleitet worden, und wir waren irgendwann aufgestanden, wieder in die Stadt zurückgelaufen und mit vielen Dutzend anderen an einer zweiten Stelle zur neuen Route durchgebrochen. Szenen wie diese spielen sich an jedem Wochenende irgendwo in Deutschland ab. Ich werde nie vergessen, wie wir bis auf die Polizisten alle klatschten und jubelten, als eine Neuruppiner Mutter mit ihrer vielleicht dreizehnjährigen Tochter durchkam und sich zu uns setzte.


    Wie schon erwähnt (Zivil ungehorsam sein), hat das Bundesverfassungsgericht die Sitzblockierer von Mutlangen nachträglich freigesprochen. Der Straftatbestand der Nötigung greift heute nur noch, wenn eine Blockade »nicht zu überwinden ist«, sie also nicht bloß auf liegenden, sitzenden oder stehenden Menschen basiert, sondern wenn diese Menschen sich in irgendeiner Weise festgekettet oder verbarrikadiert haben. Versammlungsrechtlich handelt es sich bei den meisten Sitzblockaden um Spontanversammlungen, da eine langfristige Demo-Anmeldung für einen Ort, an dem eine Blockade wirklich stören könnte, kaum Aussicht auf Erfolg hat. Das Recht auf eine solche Spontanversammlung muss von der Polizei gegen die Rechte der anderen am Geschehen beteiligten Gruppen abgewogen werden – im Fall unserer Neuruppiner Straßenblockaden etwa gegen das Recht der Neonazis auf ihre angemeldete Demonstrationsroute. In Neuruppin war zwar der Straßenasphalt kalt, aber das störte uns nicht sonderlich. Eine Zeitlang hörte man irgendwo aus der Ferne die monotone Hassmusik aus den Boxen des vom Bahnhof aus nur 800 Meter weit gekommenen Nazi-Aufmarschs und die schnarrenden Vorträge eines Redeführers, denen wir von unserer Blockade aus viel lauter unsere Gegenparolen entgegenschrien. Ungehindert laufen ließ die Zivilgesellschaft die Nazis an diesem Tag nur in eine einzige Richtung; frustriert kehrten sie viel früher als geplant zum Bahnhof zurück.


    


    


    AUF PLÄTZEN DEMONSTRIEREN


    


    Wir hatten sie fast vergessen. Fürchterlich sinnentleert war die Existenz, die die innerstädtischen Plätze bis vor kurzem führen mussten, ein Dahinvegetieren als Geschwulste am Ende jener Fressmeilen, die früher einmal Hauptstraßen hießen.


    Doch dann kehrten sie zurück.


    In den Nachrichten konnte man plötzlich Plätze sehen – Plätze ohne Grillwalker und Bistro-Lounges, dafür aber voller dicht beieinanderstehender Menschen. In den Zeitungen wurden ganze Protestbewegungen knapp zusammengefasst, indem die Journalisten einfach die Namen der zugehörigen Plätze sagten: »Die Menschen vom Tahrir«, »Die Jugendlichen auf der Puerta del Sol«, »die Camper vom Zuccotti Park«.


    Am erstaunlichsten am Erstaunen über die Renaissance der Plätze ist wahrscheinlich, wie die meisten von uns überhaupt so lange ausblenden konnten, dass es ein menschliches Bedürfnis nach sozialem Zusammenkommen gibt, das allein durch gemeinsames Bistro-Lounge-Herumsitzen nicht gestillt werden kann.


    In Deutschland gehen die letzten gewaltigen Massenmobilisierungen auf das Konto der Anti-Atom-Bewegung: Im April 2010 etwa bildeten über 100.000 Menschen eine Kette über 120 Kilometer hinweg zwischen den AKWs Krümmel und Brunsbüttel. Nach dem Reaktorunglück von Fukushima kam es dann zu gleich mehreren Massenkundgebungen inmitten der Städte, darunter am 26. März 2011 zu den größten Anti-Atom-Demonstrationen in der Geschichte der Bundesrepublik mit insgesamt 250.000 Teilnehmern, davon alleine 120.000 in Berlin.


    Die Außenwirkung, die solche Massen in Innenstädten entfalten, unterscheidet sich auffällig von Demo-Formen wie der Krümmel-Brunsbüttel-Menschenkette. So schrieb der Soziologe Ulrich Beck 2011 in einer frühen Analyse der Platzbesetzungen von Occupy: »Nicht die ›Überflüssigen‹ …, nicht die Ausgeschlossenen, nicht das Proletariat, sondern die Mitte der Gesellschaft protestiert auf den öffentlichen Plätzen. Das delegitimiert und destabilisiert ›das System‹.« Wird also massenhaft auf Plätzen demonstriert, so erhebt dem Augenschein nach die Mitte der Gesellschaft selbst ihre Stimme. Der Protest steht dann stellvertretend für die Gesellschaft.


    Ich wollte eine Demonstration auf einem Platz erleben, bei der diese »Mitte der Gesellschaft« zusammentrat. An einem Montag im Juni 2012 spazierte ich deshalb durch Stuttgart. Matthias von Herrmann, der Pressesprecher der »Parkschützer« und von Anfang an mit dabei beim Widerstand gegen den geplanten Tiefbahnhof, hatte mich vom Zug abgeholt. Er führte mich am Landtag vorbei zum Marktplatz, wo gleich um 18 Uhr wie jede Woche die große Demo steigen sollte. Um uns herum strömten die Menschen ebenfalls dorthin, viele von ihnen mit eingerollten Transparenten über der Schulter oder Plakaten unter dem Arm.


    Von Hermann ist ein wacher, schlaksiger Enddreißiger, der während des Studiums ehrenamtlich für Greenpeace gearbeitet hat und sich seither vollständig dem Stuttgarter Widerstand widmet. Er spricht sehr freundlich und besonnen und klingt höchstens etwas zornig, wenn er auf die Deutsche Bahn, die Stadt- oder die Landespolitik zu sprechen kommt. Nach allem, was er in den letzten Jahren an deprimierenden Fakten und Erlebnissen erfahren hat, müsste er mit einiger Berechtigung verbittert wirken, wenn es da nicht noch ein anderes großes Thema für ihn gäbe: die Gemeinschaft der Demonstranten. Von Hermann erzählte mir von dem Phänomen der »Oben bleiben!«- und »Anti-Stuttgart 21«-Ansteckbuttons, um die in den ersten Protestjahren ein regelrechter Kult ausgebrochen sei. Viele hätten die von anderen Protestlern ideenreich entworfenen Button-Motive gesammelt, manche hätten zeitweise Dutzende Buttons an ihre Jacken und Rucksäcke gesteckt, und begegnete man in Stuttgart auf der Straße einem Unbekannten mit Button, so grüßte man sich; man wusste, dass man nicht allein war.


    Auf dem Stuttgarter Marktplatz hatten sich an diesem Abend bestimmt 3000 Menschen versammelt. Buttons schienen nicht mehr so populär wie früher. Unübersehbar aber war, dass die Leute einander andauernd grüßten, sich zuriefen und zuwinkten.


    Anders als Straßenumzüge sind Kundgebungen auf Plätzen weniger dynamisch nach außen gerichtet, ihre Ansage zielt vielmehr sowohl nach außen wie nach innen. Nach außen gilt zunächst einmal das kraftvolle Signal, dass es einer Bewegung möglich ist, einen ganzen Platz mit Vertretern ihrer Meinung zu füllen. Und nach innen gilt, dass diese Vertreter dabei keineswegs ein und dieselbe Meinung vertreten müssen. Denn Stehversammlungen, bei denen wie in Stuttgart jeder nach Herzenslust herumgehen, sich zu Bekannten begeben oder mit den Freunden ein paar Meter absondern kann, ermöglichen größere Differenziertheit als gewöhnliche Umzüge. Gibt es Rednerbeiträge, dann meist von Vertretern unterschiedlicher Initiativen, damit sich die gesamte soziale Mischung der Anwesenden repräsentiert fühlen kann. Genauso wurde das etwa schon bei einer berühmten deutschen Auftaktkundgebung gehandhabt, als Bürger und Burschenschaftler zum Hambacher Schloss zogen, um dort oben nicht weniger als dreißig Reden verschiedener Gruppierungen über sich ergehen zu lassen. Das war 1832, als vor allem im liberalen Bürgertum die Ideen der Französischen Revolution längst bekannt waren und die Unzufriedenheit über das deutsche Feudalstaatswesen kochte. Und heute, gut 180 Jahre später?


    Betrachtet man die Zeitungsbilder der gewaltigen Massenzusammenkünfte, die seit dem Frühjahr 2011 plötzlich weltweit auf städtischen Plätzen stattfanden, so sind da kaum Bühnen zu sehen, von denen herunter wenige Redner den Demonstrationsablauf bestimmten. Auch auf dem Stuttgarter Rathausplatz mit seiner Bühne fiel mir auf, dass die Teilnehmer den Reden intensiv lauschten, dass aber dazwischen sehr viel Zeit blieb, in der die Menschen vor allem miteinander sprachen und sich gegenseitig informierten. Ich glaube, dass die Wiederentdeckung der Plätze unmittelbar mit diesem Austausch zu tun hat. Denn an Informationen kommt ja heute nahezu jeder leicht heran – an Gemeinschaftserlebnisse dagegen beileibe nicht. Der Affront, den die großen Platzdemonstrationen der letzten Jahre in den Augen vieler Beobachter bedeuteten, hatte etwas mit der Sehnsucht nach Gemeinschaft zu tun (Nicht mehr alleine sein). Er erzählt von unserer fragmentarisierten Gesellschaft – und vom Willen der Menschen, der Zersplitterung etwas entgegenzusetzen.


    


    


    DEM ÖFFENTLICHEN RAUM RAUM EINRÄUMEN


    


    Sie waren zu sechst, und sie mussten leider draußen bleiben. Am 11. März 2003 beförderte der Bundesgrenzschutz die Mitglieder des »Aktionsbündnisses gegen Abschiebungen« hinaus aus dem Frankfurter Flughafen, wo sie Flyer gegen die unmittelbar bevorstehende Abschiebung eines Irakers nach Griechenland verteilt hatten. Flug LH 3492 nach Athen startete dann leider trotz ihrer Aktion – die Demonstrantin Julia Kümmel aber klagte gegen das Flughafenverbot durch die Fraport AG und ließ sich damit auf einen jahrelangen Rechtsstreit mit einem mächtigen Gegner ein. Die Fraport AG gehört bis heute mehrheitlich dem Staat. Es galt also prinzipiell das Versammlungsrecht, bloß dass es sich im Fall der geschlossenen Flughafen-Shopping-Welt um einen sogenannten halböffentlichen Raum handelte, bei dem ein Hausherr eigene Regeln aufstellt. Am 22. Februar 2011 fällte das Bundesverfassungsgericht schließlich ein wegweisendes Urteil, Julia Kümmel spricht von einer »Unterrichtsstunde in angewandter Demokratie«. Das Gericht stärkte nämlich die Grundrechte der Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Folgende goldenen Sätze diktierte es allen Demo-Gegnern in den Block:


    


    Das Verbot des Verteilens von Flugblättern kann nicht auf den Wunsch gestützt werden, eine »Wohlfühlatmosphäre« in einer reinen Welt des Konsums zu schaffen, die von politischen Diskussionen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen frei bleibt. Ein vom Elend der Welt unbeschwertes Gemüt des Bürgers ist kein Belang, zu dessen Schutz der Staat Grundrechtspositionen einschränken darf.


    


    Noch gibt es keine Schiedssprüche darüber, wie sich dieses Urteil in ähnlichen Flanier- und Konsumiertempeln auswirkt, die nicht mehrheitlich dem Staat gehören, sondern ganz in Privatbesitz sind – etwa im Sony-Center in Berlin oder in den komplett an einen Einkaufszentrum-Betreiber verpachteten Promenaden des Leipziger Hauptbahnhofs. 2011 waren sich die Kommentatoren des Urteils allerdings sicher, dass das Recht auf Versammlungen in den kommenden Jahren auch an solchen eigentlich privaten, aber als öffentlich präsentierten Orten weiter gestärkt werden wird. »Wer neue Marktplätze schafft«, urteilte etwa die Süddeutsche Zeitung, »muss die Marktplatzregeln für und gegen sich gelten lassen«.


    Das sind gute Nachrichten aus einem Bereich, aus dem man gute Nachrichten nun wirklich nicht gewohnt ist. Denn der öffentliche Raum in unseren Städten steht unter Druck. Längst ist es nicht mehr selbstverständlich, dass Stadtbewohner sich unkontrolliert und frei auf öffentlichem Grund bewegen, sobald sie ihre Wohnungen verlassen. Die Probleme, die der heutige öffentliche Raum und Sie als demonstrationswilliger Bürger miteinander haben, beginnen keineswegs erst damit, dass Kameras Sie überall kontrollierend filmen können, dass das Geschäft, gegen das Sie protestieren wollen, in einer privaten Einkaufsmeile liegen kann oder dass plötzlich auf einer scheinbar ganz normalen Straße private Wachleute vor Ihnen stehen und behaupten, Sie würden die Anwohner in der Luxusresidenz dort drüben stören. Nein, auch dort, wo nichts dergleichen Sie einschränkt, verändern sich die Innenstädte. Bestes Beispiel sind die Fußgängerzonen, in denen es anders als früher häufig nahezu unmöglich geworden ist, mit einer kleineren Demonstration die Aufmerksamkeit der dahinhetzenden Shopper auch nur für einen Moment auf sich zu lenken.


    Die vielen verschiedenen Protestierenden dieser Jahre haben ein ganzes Set von Strategien entwickelt, das auf solche Herausforderungen reagiert. Demonstriert wird oft genau dort, wo es schmerzt und wo den Passanten schlagartig bewusstgemacht werden kann, dass der Sozialstaat längst nicht mehr das Gebot verfolgt, die öffentliche Infrastruktur für alle Menschen gleichermaßen öffentlich zu halten. Das ist etwa der Fall, wenn Demo-Theaterstücke eigens vor und für Überwachungskameras aufgeführt werden, wenn kurze Schockaktionen mitten im Einkaufszentrum stattfinden oder wenn die Demonstranten sich als Wach- und Schutzleute verkleiden und willkürlich-satirisch Passanten kontrollieren.


    Viel stärker als das klassische Demonstrieren mit Straßenumzug oder Kundgebung weisen derartige Aktionen auf die Utopie eines wahrhaft öffentlichen Raums hin, wo zumindest der Theorie nach keiner den anderen kontrolliert und keiner nur deshalb, weil er etwas besitzt, mehr Macht ausübt als irgendjemand anders. Es geht um Machtkritik, und dementsprechend haben die Demonstranten dieser Jahre zwei Strategien verfeinert, die vor allem auf gutes Zusammenleben und gute Laune aus sind und eben gerade nicht auf Macht. Die Rede ist vom Camp und von der Party. Auf das Camp kommen wir gleich im Anschluss zu sprechen; für die Party im öffentlichen Raum gilt aber bereits hier: super Idee, denn jemand, der einfach auf der Straße eine Party feiert und dazu alle Vorbeikommenden einlädt, vermag »die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen«, wie das die sogenannte Reclaim the Street-Bewegung seit Ende der neunziger Jahre proklamierte. Auch wenn spontane Feierexzesse im Zeitalter von Facebook-Partys in Verruf geraten sind und Dauerangst vor Alkoholkrawallen herrscht, war die Erfindung der öffentlichen Party, wie etwa bei den scheinbar spontanen »Nachttanzdemos« mit Soundsystemen unter Brücken oder auf Plätzen, demo-historisch ein wichtiges Aufbruchsignal. Denn wenn jeder einfach mittun und mitfeiern darf, dann gehört vom Anspruch her auch der Raum nicht irgendwem, sondern allen zusammen.


    


    


    EIN DEMO-CAMP AUFSCHLAGEN


    


    Das Wort hat »Kotti & Co«, ein Zusammenschluss von Mietern der bis vor wenigen Jahren preiswerten Berliner Gegend rund um die U-Bahn-Station Kottbusser Tor, die bei den Anwohnern zärtlich »Kotti« heißt. »Kotti & Co« protestiert gegen die Vertreibung der ursprünglichen Mieter aus dem Bezirk, nachdem der Berliner Senat nichts gegen steigende Mieten im sozialen Wohnungsbau unternimmt und keine Mietpreisdeckelungen erwägt. Im Juli 2012 schrieben die Mieter auf ihrer Facebook-Seite Folgendes:


    


    Liebe Leute, ab 20. beginnt Ramadan – die Nicht-Muslime unter uns sind also doppelt gefragt, ihren fastenden NachbarInnen ein paar Nachtschichten abzunehmen. Kommt zum Gecekondu, tragt euch ein und wartet nicht, bis wir Alarm machen müssen;)


    


    Sommernächte am Kotti sind toll, probiert’s aus!


    


    Ein Gecekondu, das ist ein informell errichtetes türkisches Siedlungsgebäude, und genau so eines haben sich die Kotti-Mieter in ihrer Empörung auf dem öffentlichen Grund des Platzes am Kottbusser Tor zusammengezimmert. Mit ihrem schönen Aufruf zur solidarischen Hilfe während der muslimischen Fastenzeit habe ich hier angefangen, weil die Geschichte der neuen Demo-Camps eine Geschichte der Zusammenkunft der unterschiedlichsten Stadtbewohner ist, die ohne Camp und Anlass vermutlich auch weiterhin aneinander vorbeileben würden.


    Sicher gibt es Besetzungen und Ähnliches schon so lange, wie es Besitz zum Besetzen gibt, und sicher hat die Protestform des Besetzens in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland bereits zu anderen Zeiten Früchte getragen, von den Hüttendörfern auf dem Gelände der geplanten Startbahn West bis zur Republik Freies Wendland 1980, mit der die Wendländer der deutschen Demokratie einen Monat lang derart tatkräftig Konkurrenz machten, dass sie sogar eigene Ausweise ausstellten. Die Protestzeltlager und -hütten, die seit 2011 auftauchen, tragen aber einen anderen Charakter, denn sie etablieren ihren Protest nicht weitab der Zentren der Macht, sondern symbolhaft öffentlich inmitten der Städte. Hier im Buch werden dazu noch der Essayist Mark Greif über das Occupy-Camp in New York und der Journalist Paul Ingendaay über die Platzbesetzung auf der Puerta del Sol in Madrid berichten. Aber nicht nur Occupy und die spanische Jugend zogen dauerhaft auf die Straßen und Plätze. Es gibt jetzt eben auch eine Hütte wie die von »Kotti & Co« oder im Sommer 2012 in ganz Deutschland insgesamt zehn innerstädtische Demo-Camps von Asylsuchenden, die gegen ihre skandalöse Behandlung in unserem angeblich so gastfreundlichen Land bei faktischem Arbeitsverbot, Lagerunterkünften und Residenzpflicht aufbegehrten.


    Noch vor wenigen Jahren wäre der Gedanke abwegig erschienen, dass Menschen auf einem Stück Wiese oder einem Platz inmitten der Stadt kampieren könnten, um dauerhaft auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen. Die Platzbesetzungen der achtziger Jahre stellten direkt die Machtfrage an den Staat. Sie forderten ihn heraus, indem in den meisten Fällen versucht wurde, Baustellen zu besetzen und zu verhindern: Waldhütten statt Frankfurter Flughafen-Startbahn, Wendland-Republik statt Gorlebener Salzstock-Tiefbohrung. Die heutigen Stadt-Camps dagegen besiedeln Nischen, deren Nutzung vorher überhaupt nicht im Raum stand. Plötzlich tauchen Zelte auf einem kaum genutzten öffentlichen Platz auf, plötzlich wird inmitten des alltäglichen Zusammenlebens der Menschen ausprobiert, ob eigentlich noch andere Möglichkeiten derartigen Zusammenlebens bestehen. In aller Öffentlichkeit wenden die neuen Camps sich also von dieser Öffentlichkeit ab, organisieren sich ihr eigenes besseres und gerechteres System einfach selbst, vom geteilten Abwaschdienst über das tägliche Plenum bis zur AG-Sitzung, bei der Maßgaben für ein sozial faireres Berliner Mietrecht entworfen werden.


    Dieser letzte Punkt stellt eine echte Neuerung für das Demonstrieren dar, die noch vor zehn Jahren kaum denkbar gewesen wäre. Zwischen 1999 und 2001 kam es zu einem Protesthöhepunkt der weltweiten Globalisierungskritik, bei dem vor allem Spaß und Karneval für die Massendemo entdeckt wurden (Ruhig mal hedonistisch denken). In seinem Buch Inside Occupy über die Entstehung der Occupy-Bewegung in New York beschreibt der bekannte US-amerikanische Aktivist und Kulturanthropologe David Graeber seinen Eindruck von der Entwicklung seither folgendermaßen:


    


    Im Vergleich zur gegenwärtigen Mobilisierungsrunde ging es damals … sowohl militanter als auch schrulliger zu. Occupy Wall Street ist dagegen keine Party, es ist eine Gemeinschaft. Und es geht weniger, wenigstens nicht primär, um Spaß als um soziales Engagement.


    


    Graeber schrieb diese Sätze, als die meisten US-amerikanischen Occupy-Camps noch nicht geräumt waren. Heute, nicht viel später, ist man natürlich einmal mehr viel klüger. Fast überall sind die Occupy-Camps verschwunden, und auch alle anderen Versuche von Innenstadt-Camps stehen vor großen Herausforderungen. Als tückisch erweist sich regelmäßig, dass der Anspruch, eine dauerhafte Gemeinschaft und permanentes soziales Engagement umzusetzen, eben gerade nicht für jeden in der Gesellschaft in Frage kommt. In Camps bleiben langfristig nur junge, opferbereite Aktivisten übrig, für große Teile der Bevölkerung kommt ein derart improvisiertes und radikales Leben einfach nicht in Frage. Das Ergebnis ist ein Paradox, das sich leider auf Dauer zwangsläufig gegen die Idee der Camps wendet: Was als Symbol für andere Möglichkeiten des gesellschaftlichen Zusammenlebens begonnen hat, kann sich leicht in ein Symbol dafür verwandeln, wie ungeheuer schwierig und kräftezehrend es ist, andere Formen von Gesellschaft tatsächlich zu leben.


    


    


    AUF DAS DIE-IDEE-IST-JA-VIELLEICHT-GUT-ABER-DIESER-DRECK-UND-DIESE-UMGANGSFORMEN-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie werden ab jetzt regelmäßig das Demo-Camp besuchen, das sich vor kurzem bei Ihnen in der Stadt gegründet hat. Ihre Freunde schauen Sie nicht bloß skeptisch an, sondern entsetzt, als hätten sie sich ein Leben lang in Ihnen getäuscht. Schließlich sagt einer von ihnen mehr als bloß leicht angeekelt: »Die grundsätzliche Idee der Leute von diesem Camp ist ja vielleicht gut. Aber dieser Dreck und diese Umgangsformen dort. Das hat doch nun wirklich nichts mit der Idee zu tun, das ist einfach nur widerlich!«


    Nun ja. In einer noch reaktionäreren Variante richtet sich das Argument ausschließlich auf die Plätze, die die Demo-Camps angeblich verschandeln: »Dieser Dreck! Wir wollen unsere Grünanlagen zurück!« In dieser Form ist das Argument wirklich unterste Schublade. Es war beispielsweise beim Frankfurter Occupy-Camp geradezu absurd, wie viele erhitzte Bürger in den Leserkommentaren bei Spiegel online oder der Frankfurter Rundschau plötzlich behaupteten, ihre Taunusanlage vor der Europäischen Zentralbank sofort wieder als grüne Naherholungsfläche zurückhaben zu wollen – eine Stelle mitten im Bankenviertel, an der ansonsten nun wirklich nicht oft Freizeitsuchende gesichtet worden sind.


    Das Argument zielt also in Wahrheit darauf, dass man in Ruhe gelassen werden möchte, dass zumindest an der Oberfläche der Grünanlagen und öffentlichen Plätze alles hübsch ordentlich und geregelt aussehen soll. Womit wir beim zweiten Stichwort wären, auf das Ihr Freund verwiesen hat – und da wird die Sache zumindest etwas zwiespältiger. Denn das Zusammenleben in Camps, die jeden ohne jede Regelsetzung willkommen heißen, kann sich selbstverständlich kompliziert gestalten. In Frankfurt etwa sagten sogar viele der Occupy-Camper am Ende, dass es mit ihrem Camp von der Hygiene bis zu den sozialen Zuständen in dieser Form nicht weitergegangen wäre.


    Solche Entwicklungen hin zu latenter Verwahrlosung sind aber selbstverständlich nicht beabsichtigt – es führt also schlichtweg in die Irre, ein Verdikt über die prinzipielle Verwerflichkeit von Camps lediglich an ihrem Zustand nach einigen Monaten festmachen zu wollen. Wenn die Situation in den Occupy-Camps oft über Monate hinweg immer komplizierter wurde, so lag das ganz einfach daran, dass diese Camps etwas einzulösen versuchten, was die gegen sie vorgehenden Demokratien und ihre Behörden schon lange aufgegeben haben: In ihnen sollten wirklich einmal möglichst alle Teile unserer Gesellschaft an einem Strang ziehen; in ihnen erklärten sich Menschen solidarisch zueinander und versuchten, sich gegenseitig so gut wie möglich zu helfen. Man wollte einen Anspruch an Demokratie verwirklichen, wie ihn bereits Mitte des 18. Jahrhunderts der Philosoph Jean-Jacques Rousseau beschrieben hat: Der »Volkswille« sollte nicht durch einzelne Interessengruppen verzerrt, sondern als direkte Demokratie authentisch von möglichst allen gemeinsam umgesetzt werden.


    Im Grunde waren die Occupy-Camps wahre Reagenzgläser, in denen sich die Chancen wie auch Probleme eines solchen Versuchs wild mischten. Mark Greif hat mir über Occupy Wall Street erzählt, dass sich dort ab einem gewissen Zeitpunkt E-Mails häuften, in denen die Occupy-Leute herumfragten, wer sich mit Themen wie Sozialtherapie, Wohnungsbeschaffung und Umgang mit Drogensüchtigen auskenne. Im Frankfurter Camp zelteten zunehmend auch Obdachlose, Menschen, denen es psychisch schlecht ging, und in den letzten Monaten vor der Räumung am 8. August 2012 mehrere Familien mit neugeborenen Kindern. Die Camps arbeiteten an ihrem Anspruch, echte soziale Gemeinschaft herzustellen – was aber auch bedeutete, dass das Ganze sich oft über die Monate hinweg von programmatischer politischer Arbeit hin zu selbstloser Sozialarbeit entwickelte.


    Wer angesichts dieser Problemkonstellation die Nichteinhaltung der Knigge-Umgangsformen beklagt, der packt die Sache falsch herum an. Sicherlich erzeugen Camps Dreck, ebenso sicher aber kein schlechtes Sozialgefüge. Die derzeitigen Camps in den Innenstädten halten vielmehr der Gesellschaft den Spiegel vor, wenn sie auch aus dem Blickfeld verdrängten Menschen ein gleichberechtigtes Forum in der Mitte der Gesellschaft anzubieten versuchen. Und sprechen wir von Gleichberechtigung für Menschen mit vielen unterschiedlichen Möglichkeiten und Lebensentwürfen, so muss jetzt das Wort Pathologisierung fallen. Denn es ist ein brutaler Mechanismus von Mehrheitsgesellschaften, abweichendes Verhalten dadurch aus dem allgemeinen Gespräch auszuschließen, dass es pathologisiert wird – dass es also als krankhaft, eklig und anormal beschrieben wird. Boulevardmedien, Politik und ganz gewöhnliche Zeitgenossen hatten unterschiedliche Beweggründe, wenn sie etwa die Studentendemonstranten von 1968 jahrelang bevorzugt als »Gammler« bezeichneten; bei den Protesten gegen die Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation WTO 1999 in Seattle wurde dann fälschlich behauptet, Demonstranten würden Urin mit Wasserpistolen auf Polizisten spritzen, und eine Fotostrecke zur Räumung des Frankfurter Occupy-Camps schließlich war bei Bild online mit folgendem mehrdeutigen Satz kommentiert: »Wenn die Baggerschaufel kommt, flüchten die Ratten.«


    Aber wie war das, bevor die Bagger kamen? In New York wurde das allererste Occupy-Camp Mitte September 2011 im Zuccotti Park gegründet, das dann in der Nacht zum 15. November 2011 gewaltsam geräumt wurde – und zwar unter Verwendung von Abschirmwänden, damit nur ja keine negativen Fotos in die Medien gelangen konnten. Von seinen acht Wochen mit dem Camp berichtet jetzt der Essayist Mark Greif – und übrigens: Geräumt wurde Zuccotti Park offiziell nicht aus politischen Gründen, sondern der Hygiene wegen …


    


    


    ES SPRICHT: DER OCCUPY-DENKER. MARK GREIF ERKLÄRT DEN ZUCCOTTI PARK


    


    Als die Sache mit Occupy und dem Zuccotti Park losging, da sagte ich immer wieder zu den Studenten in meinen Literaturkursen an der New School University in New York: Macht, was ihr wollt – aber macht euch klar, dass das jetzt ein außergewöhnlicher Moment ist. Es gibt nur wenige Augenblicke im Leben, in denen die Geschichte neu geschrieben wird. Soziale Bewegungen warten jahrzehntelang auf diese seltenen Gelegenheiten, auf die Momente, in denen die Menschen plötzlich auf den Straßen zusammenkommen und all ihre natürliche Trägheit und privaten Sorgen einfach über Bord werfen. Ihr lebt in einer außergewöhnlichen Stadt, in der genau jetzt etwas höchst Außergewöhnliches geschieht. Wenn ihr euch in irgendeiner Weise für Demokratie interessiert, egal, wie diffus dieses Interesse ist, dann solltet ihr jetzt losgehen – einfach, damit ihr zumindest eine Erinnerung an die Proteste habt, für euer gesamtes weiteres Leben.


    Mein eigenes Interesse an Demokratie ist wahrscheinlich weniger diffus, sondern eher ziemlich traditionell geprägt. Ich stelle mir Demokratie als Kombination jener Ideen vor, die die radikalen Demokraten bei der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 und ebenso auch bei der Französischen Revolution von 1789 formulierten. Und diese Ideen lauten: Dass es so etwas wie Demokratie tatsächlich gibt, die in Regierungen und Staaten zum Leben erwacht, die normale Menschen dazu bringt, sich zu versammeln, ihren Nachbarn zuzuhören, gemeinsam Gesetze und Wirtschaftsformen zu entwickeln, die Frieden zwischen sämtlichen Interessengruppen schaffen und die Grausamkeiten des Lebens mildern sollen – die Armut, den Hunger, die Unterdrückung der Schwachen durch die Starken … In den USA würde man mich »liberal« schimpfen, einen von diesen »Liberalen mit dem ewig blutenden Herzen«, wie man beleidigend sagt. Für mich aber ist unser gegenwärtiges Problem nicht, dass unsere Demokratie in irgendeiner Form neu erfunden werden müsste – für mich ist unser Problem, dass die demokratischen Vorsätze von 1776 noch immer nicht erreicht sind. Für mich sind sie nach wie vor unser Ziel.


    Ich habe das Occupy-Camp im Zuccotti Park als eine Wiederauferstehung der demokratischen Visionen unserer amerikanischen Gründerväter erlebt. Bis zu seiner gewaltsamen, sinnlosen Räumung im November 2011 war es nichts anderes als ein monatelanges Bürgertreffen, bei dem alle gleichberechtigt sind, voller Respekt und Solidarität, die nicht auf gleichen Ansichten oder der Zugehörigkeit zur gleichen Klasse oder dem gleichen Beruf beruhen, sondern einfach darauf, dass man im gleichen Raum sitzt, dass man Nachbar ist, Mit-Bürger im wahrsten Sinne des Wortes. Dies sind die grundlegenden Dinge des Lebens, und sie sind gar nicht neu – sie begleiten das Konzept der Demokratie als eine ständige Hoffnung. Aber in gewisser Weise reißt es uns alle immer brutaler auseinander – denn die Medien distanzieren uns immer weiter voneinander, wir haben es fast nur noch mit medialen Zerrbildern aller anderen zu tun, es gibt dort draußen so gut wie keinen echten Austausch mit realen Positionen mehr. Der Zuccotti Park dagegen war eine Neuerfindung der alten Idee von einer echten, direkten, unmittelbar gelebten Demokratie.


    Und diese Neuerfindung hatte zweifellos etwas mit Raum zu tun – mit der Entscheidung, zusammen an einem einzigen Ort zu bleiben, einen einzigen Platz dauerhaft zu besetzen, dort einfach eine eigene kleine Welt zu gründen. Auf bestimmte Weise war es vielleicht die Rückkehr in einen Park – und damit in den öffentlichen Raum par excellence –, die uns allen die Augen öffnete, wie eingepfercht wir zuvor jahrzehntelang von Gesetzen und Parlamentsbeschlüssen gewesen waren. Selbst die einfachsten Dinge, die man in der Öffentlichkeit tun möchte – sitzen, liegen, laut sein, sich versammeln, debattieren, schlafen, essen, trinken, rauchen –, sind in unserer heutigen Gesellschaft unmöglich! Die Einschränkungen, mit denen das Versammlungsrecht in diesem eigentlich öffentlichen Park überzogen wurde, waren entlarvend. Das war eine wichtige soziale Erfahrung für uns dort im Park, denn sie berührte alle in gleicher Weise, ganz unabhängig von allen persönlichen Einstellungen oder dem sozialen Hintergrund. Die Einschränkungen machten uns allen schlagartig deutlich, dass sogar der letzte Platz, an dem man vielleicht so sein könnte, wie man sein möchte, an dem man vielleicht tun könnte, was man möchte, dass diese wenigen verbliebenen öffentlichen Plätze, die vor langer Zeit einmal zur freien Verfügung für jedermann geschaffen wurden, schon lange nicht mehr jedermann gehören.


    Diese Erfahrung hatte auch mit der topografischen Lage des Zuccotti Park zu tun – diesem kleinen Flecken Land mitten in Manhattan und ganz nahe bei der Wall Street, den man eigentlich kaum als »Park« bezeichnen kann und der förmlich dicht umzingelt war von den unnötigen Polizeischwadronen, den kolossalen Hochhäusern, dem Eindruck von Geld und Macht – und überhaupt vom »normalen Alltagsleben« um uns herum in Manhattan in seiner ganzen einschränkenden Anmutung. Dieser Kontrast des Lebens im Park zum Leben um den Park herum war von radikaler Eindrücklichkeit – wie es sich in den gleichen Monaten auch in vielen anderen Ländern als höchst kraftvoll erwies, sich inmitten der Städte zu versammeln, auf Plätzen, die förmlich mit Symbolkraft aufgeladen waren. Zuccotti Park ist winzig, trivial, irrelevant, ein Nichts, von dem vor den Tagen von Occupy kaum jemand überhaupt gehört hatte, eine Briefmarke von einem Stück Land, gedacht für Büroangestellte, damit sie mittags ihr Sandwich dort essen können. Und ausgerechnet hier gab es jetzt plötzlich so viel Kreativität und Freude, so viele verschiedene Menschen und ihr reales Handeln, ihre realen Diskussionen, ihr reales Miteinander!


    Denke ich an den Park und an die Möglichkeit dieses Miteinanderlebens, dann muss ich auch an die Rolle der neuen Medien denken. Es war meine Zeit im Zuccotti Park, während deren ich endlich lernte, das Internet zu lieben. Ehrlich gesagt ist das Internet in meinem Leben bis dahin etwas gewesen, von dem ich mir zwar theoretisch viel versprach, dessen Bedienung aber eigentlich ständig nur zu kleineren technischen Unannehmlichkeiten führte. Hier im Park aber sah ich junge Menschen, die sich absolut wohl dabei fühlten, vor Kameras zu sprechen und zu leben – wobei die Fotos und Videoaufzeichnungen von ihnen nicht zu Bearbeitung und Weiterverkauf an Medienkonzerne gingen, sondern über das Netz freiwillig mit allen Menschen geteilt wurden, die gerne auch im Park mit dabei gewesen wären.


    Dieser Umgang mit den Medien erzeugte eine wirklich beispiellose Gemeinschaft. Manchmal konnte ich nicht im Park dabei sein und war bei mir zu Hause. Ich lag dann in meinem Bett und guckte mir über das Internet den Livestream aus dem Park an; ich schaute mir auch immer wieder an, was in den anderen Occupy-Camps los war, in Oakland oder Chicago. Von mir zu Hause in New York aus konnte ich mit dem Bus innerhalb einer halben Stunde wieder zur realen Gemeinschaft der Menschen im Zuccotti Park zurückkehren, zu jenen Menschen, die ich gerade eben noch über den Livestream gesehen hatte – und anders als sonst so oft störte es mich im Camp angekommen überhaupt nicht, dass nun wiederum andere Menschen an anderen Orten mich vielleicht in Videoaufzeichnungen und Streams sehen konnten, dass sie mich ohne meine ausdrückliche Erlaubnis sehen durften … Denn hier im Zuccotti Park offenbarten sich die Menschen der Öffentlichkeit von selbst und freiwillig, zusammen mit allen Anwesenden und über das Internet sogar zusammen mit allen interessierten Abwesenden. Ich wünschte, ich könnte das noch viel besser ausdrücken – es war eine sehr wichtige Erfahrung.


    


    Mark Greif, geboren 1975, ist Gründungsherausgeber der Zeitschrift n+1 und lehrt an der New School University in New York. Die Occupy-Bewegung begleitete Greif mit Essays und der Occupy Gazette, einer Zeitung der Bewegung. Im Herbst 2012 war er einer der Herausgeber von The Trouble is the Banks. Letters to Wall Street, in dem eine Auswahl der Briefe von über 8000 US-Amerikanern veröffentlicht wurde, die sich physisch nicht an Occupy beteiligen konnten, aber ihre Zweifel über das Finanzsystem und ihre eigene finanzielle Situation dokumentierten. In Deutschland bekannt wurde Greif 2011 mit seinem Essayband Bluescreen.


    

  


  
    

    5 Die Demo und ihr Personal


    OTTO NORMALDEMONSTRANT


    


    Hamburg. Das Rathauscafé, in dem nachmittags die Touristen und die Abgeordneten der Hamburger Bürgerschaft durcheinandersitzen. Hier habe ich zwei Menschen getroffen, denen der Gedankensprung zwischen einem Landesparlament und einer Demo-Kampagne keine Mühe bereitete. Die Rede ist von den Streitern für die Hamburger Schulreform von 2010, eines der viel zu wenigen kühnen Bildungsgroßprojekte in Deutschland, ein Projekt, das erst für große Emotionen sorgte und dann heftig gegen eine Wand prallte – und zwar gegen eine Betonwand erregter Bürgerproteste und eines anschließenden Volksentscheids.


    Die Proteste der Bürgerinitiativen rund um die Hamburger Schulreform interessieren mich, weil sie ein gutes (und, wie ich finde, tragisches) Beispiel für das sind, worum es in diesem Kapitel gehen soll: Was für Personen, Gruppen und Milieus treten da eigentlich aktuell an auf der Bühne des neuen Demonstrierens? Und gibt es eigentlich so etwas wie einen Otto Normaldemonstranten, einen heutigen typischen Demonstranten der Deutschen?


    


    A. Wer inzwischen protestiert Im Café im Rathaushof habe ich im April 2012 Sonja Isaacs und Jan Vlamynck getroffen, die beide enthusiastisch mit der Bürgerinitiative ProSchulreform für die Umsetzung der Schulreform gestritten hatten. Sprecherin von ProSchulreform war damals Stefanie vom Berg gewesen, eine Lehrerin, die nach dem Kampf um die Hamburger Schulreform Anfang 2011 als Abgeordnete für die Grünen in die Hamburger Bürgerschaft gewählt wurde.


    Hätte ich mich aber mit den erbitterten Gegnern von ProSchulreform verabreden wollen, ich hätte am gleichen Tisch sitzen bleiben können. Denn auch Walter Scheuerl, ein in Hamburg bekannter Rechtsanwalt, ist direkt nach dem Schulstreit in die Bürgerschaft eingezogen, und zwar als parteiloser Kandidat auf der CDU-Landesliste. Scheuerl gründete 2008 die Initiative Wir wollen lernen!, die sich in großen Teilen gegen die geplante Reform richtete. Überhaupt gründeten die Hamburger Bürger zwischen 2008 und 2010 etliche Bildungs-Bürgerinitiativen – wer sich auch nur ein Fitzelchen für Bildungspolitik interessierte, war damals entweder radikal für oder radikal gegen jenen Vorschlag, den die schwarz-grüne Senatsmehrheit präsentiert hatte: Neben die Gymnasien sollten »Stadtteilschulen« treten, die die Real- und Hauptschulen ersetzen würden und auf denen alle drei Abschlüsse absolviert werden könnten (dieser Teil der Reform ist heute umgesetzt); die Grundschulklassen sollten in einer »Primarschule« sechs Jahre zusammenbleiben; das Elternwahlrecht, das unabhängig von allen Schulnoten den Eltern die Entscheidung darüber überlässt, auf welche weiterführende Schulform ihre Kinder gelangen, sollte abgeschafft werden – was im Übrigen keineswegs bedeutet hätte, dass jedem in der Grundschule schwächelnden Zögling das gesamte Leben verpfuscht gewesen wäre: Durch die Primarschule hätten ja genau umgekehrt Möglichkeiten bestanden, aus einer Schulform in die andere zu wechseln. Es ging also darum, individuelle Lernchancen für jedes Kind nach seinen eigenen Ansprüchen zu ermöglichen.


    Sonja Isaacs und Jan Vlamynck fanden diesen Ansatz unbedingt unterstützenswert. Sie hatten sich beide bereits in den Elternbeiräten der Schulen ihrer Kinder engagiert, würden sich parteipolitisch am ehesten den Grünen zuordnen und meinten, dass das neue Modell sowohl für sozial schwächere als auch bessergestellte Familien größere Bildungsmöglichkeiten bieten würde – eine Überzeugung, für die sie schließlich jahrelang informierten, debattierten und demonstrierten.


    Aber eben nicht nur sie alleine. Längst sind es nicht mehr bloß die Befürworter dessen, was man einmal die »politische Linke« genannt hat, die sich engagiert für ihre Anliegen einbringen. Die Schulreform wurde in großen Teilen gestoppt, weil umgekehrt auch ihre Gegner informierten, debattierten und demonstrierten. Diese befürchteten vor allem die Zerstörung der Institution des Gymnasiums und zogen wirklich alle Register der Protestkampagnenarbeit: Den Bewahrern des alten Schulsystems rund um Wir wollen lernen! gelang es in Windeseile, ein Netzwerk innerhalb der besten Kreise der Stadt aufzubauen, das finanzkräftig und engvertraut mit den ansässigen Medien für die eigene Sache trommelte. Prominente ergriffen öffentlich das Wort, Massenkundgebungen wurden abgehalten. Von einem eigens angemieteten Hauptquartier in Citylage aus verschafften Scheuerl und die Seinen sich virtuos Gehör. Schließlich brachte Wir wollen lernen! einen Volksentscheid gegen die sechsjährige Primarschule auf den Weg. Am 18. Juli 2010 sprach sich eine Mehrheit der Hamburger gegen ihre Einführung aus. Die Bildungsreform war damit zwar nicht komplett tot, aber in einem zentralen Punkt beschädigt. Geballter Protest hatte sie zerlöchert.


    Zugegeben: Wären mir persönlich die Ziele von Wir wollen lernen! sympathischer, so hätte ich die Kampagnenarbeit und den Sieg der Hanseaten rund um Walter Scheuerl sicher positiver beschrieben. Ich reiße mich also am Riemen und versuche, möglichst neutral zu diagnostizieren: Demonstrieren und Protestieren kann heute jeder, Demo und Protest sind nicht mehr an bestimmte politische Lager gebunden, und selbstverständlich müssen sie auch nicht immer notwendig emanzipativ oder sozialpolitisch gerecht sein. Jan Vlamynck klingt zwar durchaus verbittert, als er über den verlorenen Kampf um eine in seinen Augen gerechtere Schule spricht. Er sagt aber auch einen Satz, den ich mir zu merken vornehme. Zumindest nach seinen Erfahrungen der letzten Jahre sei mehr Partizipation für alle absolut nicht unbedingt erstrebenswert – man müsse die Arbeit von Bürgerinitiativen stets kritisch beobachten, weil natürlich auch diese immer Interessengruppen seien. Für ihn ist der Maßstab dabei klar: »Jede Form von Partizipation muss sich daran messen lassen, ob sie dem Gemeinwohl dient.«


    


    B. Wer leider nicht protestiert Stimmt das denn? Die Menschen müssen doch auch das Recht haben, sich für ihre Interessen zu engagieren, selbst wenn diese nicht der Mehrheit nützen (Auf das Ist-das-nicht-ganz-schön-egoistisch-Argument antworten). Der Hamburger Bildungsstreit zeigt vor allem, wie ungeheuer schwierig es sein kann, abzuwägen, welche Interessen und welches Engagement inwieweit berechtigt sind und welche eher nicht. Die vielen selbstbewussten und hochaktiven Bürgerinitiativen dieser Jahre enthüllen viel stärker als die frühere Planungspolitik der Ämter und Gremien, wie komplex, facettenreich und in ihren Folgen kaum abschätzbar gesellschaftliche Entscheidungen geradezu zwangsläufig ausfallen. Im Jahr 2010 jedenfalls zeigte sich in der hochkochenden Hamburger Debatte, dass allem Anschein nach zumindest Bildungspolitik in letzter Instanz Glaubenssache ist: Gutachten folgte auf Gutachten, jede Konfliktpartei wartete mit immer neuen Statistiken und Gründen auf, warum ihre Standpunkte in Wahrheit langfristig besser und gerechter als die der Gegenseite seien. Was besonders den Verteidigern der Schulreform zu schaffen machte, da es immer schwieriger ist, komplexe Vorschläge zu erklären, als sich wie ihre Widersacher einfach nur dagegen zu empören. Bis zu den Wahlurnen wurde diese Faktenschlacht betrieben. Spätestens dort stellte sich freilich heraus, dass Bürgerinitiativen als Interessengruppen selten bis nie für die gesamte Gesellschaft sprechen können. »Nein«, sagt Sonja Isaacs, »es mischen sich bei weitem nicht alle ein, und das war ja unser Problem. Wir sind nicht herangekommen an jene bildungsferneren Familien, denen die Reform wie allen anderen auch genützt hätte. Die gehen einfach nicht auf die Straße, sie protestieren nicht, und sie sind auch nicht zur Volksabstimmung gegangen.«


    In den vergangenen Jahren ist wiederholt nachgewiesen worden, dass zwar das gesellschaftliche Engagement insgesamt zunimmt, dass es aber leider nicht die gesamte Gesellschaft erfasst. In einer Analyse des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung vom April 2012 heißt es dazu warnend:


    


    Die Teilnahme an unterschiedlichen Formen der politischen Partizipation steigt mit der Verfügbarkeit von Einkommen und Bildung. In Deutschland führen soziale und wirtschaftliche Ausgrenzung nicht zu einer gesteigerten Bereitschaft für Protest und politisches Engagement, sondern zu verstärkter politischer Apathie … Diejenigen, die im politischen System besser repräsentiert sind und ihren Interessen Ausdruck verleihen können, werden mit größerer Wahrscheinlichkeit von politischen Reformen profitieren.


    


    Es ist primär die gebildete Mittelschicht, die unabhängig von allen politischen Überzeugungen immer stärker den Weg auf die Straße findet und direktere politische Beteiligung einfordert – und es sind eben nicht die vielen weniger bevorteilten Namenlosen, denen Proteste doch eigentlich so dringend nützen müssten (Lieber kein Revolutionsführer werden). Der Otto Normaldemonstrant unseres politischen Systems, entspricht er etwa doch jenem Medienphantom des egoistischen, besitzstandsverteidigenden »Wutbürgers«, gegen dessen Anrufung ich mich doch eigentlich später noch zur Wehr setzen wollte (Auf das Das-sind-doch-alles-bloß-Wutbürger-Argument antworten)?


    


    C. Viele verschiedene Proteste Aber es gibt ja nicht nur einen einzigen Otto Normaldemonstranten, sondern Tausende von seinem Kaliber, zumindest was die Protestbereitschaft und den Kampagnenwillen angeht – bloß mit jeweils anderen Interessen und Absichten, so wie es eben auch nicht nur eine Initiative Wir wollen lernen! gab, sondern auch eine Gegeninitiative ProSchulreform. So etwas wie eine einzige auf Abschottung abzielende Tendenz der Protestbereitschaft existiert nicht, denn unsere Öffentlichkeit wird immer pluralistischer und mit immer spezifischeren Protesthaltungen bereichert. Wenn sich Milchbauern neben Tierhaltungskritikern, Schulreformer neben Verteidigern des altsprachlichen Gymnasiums für ihre jeweiligen Anliegen einsetzen, dann bedeutet diese Entwicklung vor allem eine Erweiterung der Möglichkeiten unseres Pluralismus. Die Gegner und Befürworter der Hamburger Schulreform haben nicht einfach Politik blockiert, sondern die politische Debatte hinein in die Bevölkerung getragen.


    In einer Gesellschaft, in der nicht bloß die Politiker, sondern viele Menschen um politische Ergebnisse ringen, wird es kaum eindeutige Siege für eine einzige Interessengruppe geben. Politik und Gesellschaft greifen ständig diverse Protestimpulse auf und vollbringen unter dem Druck, der von allen möglichen Seiten ausgeübt wird, immer weiter neue Anpassungsleistungen. Es ist also nicht schädlich oder gar destruktiv, wenn viele verschiedene Proteste, Ansprüche und Kritikpunkte zum Ausdruck gebracht werden; es stärkt im Gegenteil das Gesamtsystem und setzt immer neue Themen in all ihrem Für und Wider auf die Agenda. Die Kritik sozialer Bewegungen wirke wie ein »Immunsystem« der Gesellschaft, das reagiert, wenn aufkommende Probleme ignoriert werden, hat der Soziologe Niklas Luhmann in den achtziger Jahren über Proteste formuliert. Ich stelle mir das derzeitige Aufkommen vieler spezifischer Proteste wie eine Kneipp-Kur für dieses Immunsystem vor: heftig und mitunter durchaus unangenehm, aber gerade dadurch insgesamt kräftigend für die Gesellschaft.


    


    


    GENERATIONENGERECHT DEMONSTRIEREN


    


    Anfang Juli 2012 las ich von zwei verschiedenen Demonstrationen; beide hatten wenige Tage zuvor in Berlin stattgefunden.


    Zum einen hatten dreizehnjährige Schüler einer Spandauer Oberschule unter Anleitung eines externen Workshopleiters endlich einmal ihre Projekttage für etwas Sinnvolles genutzt: Sie waren – auf eigene Initiative, wie der Workshopleiter betonte – auf Exkursion zum Bundeskanzleramt gefahren, wo sie sich aus Protest gegen die Waffengeschäfte der Bundesrepublik mit Saudi-Arabien auf den Boden legten und in blutrot verfärbte Bettlaken hüllen ließen. Sie hatten Erdbeersaft benutzt. Wie Kinderleichen sah das aus, genau wie auf den Fotos der Leichenschauen nach Kriegs- und Terrorgräueln im Nahen Osten. Ein schreckliches, eindringliches Bild, für das der Workshopleiter allerdings nicht zu Unrecht Ärger bekam, da die Eltern der Schüler nicht darüber informiert worden waren, was ihre Sprösslinge bei dem Fotoprojekt genau vorhatten.


    Und zum anderen gab es eine Gruppe von Pankower Rentnern, die bereits seit Wochen rund um die Uhr ihre Tagesstätte besetzt hielten, weil die Stadt die Immobilie ohne jede weitere Lösung für die betagten Nutzer einfach verhökert hatte. Die Rentner, deren Anliegen der Stern mit »Occupy Seniorenklub!« betitelte, waren von ihrer Tagesstätte aus zu einer Demo-Aktion vor ein Kino gezogen, in dem ein Filmteam rund um den Schauspieler Otto Sander die Premiere einer harmonischen Generationenkomödie feierte.


    Glaubt man den vielen Artikeln und Analysen, die in den letzten Jahren über das Phänomen der neuen Altersdurchmischung der Demonstranten verfasst worden sind, so bedeutet das neue Demo-Generationen-Miteinander für Deutschland alles Mögliche, aber keine harmonische Komödie. Spätestens das Aufkommen des »Wutbürger«-Begriffs (Auf das Das-sind-doch-alles-Wutbürger-Argument antworten,) hat deutlich gemacht, dass längst nicht mehr wie noch in den Bürgerinitiativen der siebziger Jahre die 25- bis 40-Jährigen das Protestgeschehen dominieren. Politikwissenschaftler vom Göttinger Institut für Demokratieforschung haben 2010 und 2011 verschiedene Bürgerproteste wie die gegen Stuttgart 21 oder den neuen Berliner Flughafen statistisch untersucht und herausgefunden, dass dort gut 70 Prozent der Demonstranten älter als 45 Jahre waren. Dagegen stünden »die Jahrgänge, die historisch üblicherweise das Ferment öffentlicher Empörung bilden, also die der 16- bis 25-Jährigen … nur zu circa einem Prozent und damit nachgerade peripher wutbürgerlich auf dem Platz«.


    Allerdings hat es zeitgleich ebenso große Aufmerksamkeit für Protestereignisse gegeben, die absolut nicht in das Raster derartiger Artikel und Umfragen passen. Wird nur von den wohlorganisierten und lokal verankerten Protesten gegen von der Politik verhängte Infrastrukturvorhaben gesprochen, so richtet sich naturgemäß der Blick auf einen Ausschnitt aller Protestierenden – nämlich auf jene, die selbst lokal verankert sind und oft auch durch die Infrastrukturvorhaben etwas zu verlieren haben, und das sind nun einmal im heutigen Deutschland wie in den meisten Industrienationen vor allem ältere Menschen. Parallel dazu gibt es aber eben auch eine Bewegung wie Occupy, über die wiederum die Göttinger Forscher Stine Marg und Franz Walter schreiben: »In den neuen Protestbewegungen 2011 dominierten junge Leute mit Abitur und Hochschulausbildung, für die allerdings der Einstieg in eine sichere, materiell attraktive Berufslaufbahn versperrt ist/bleibt.«


    Womit wir wieder bei den dreizehnjährigen Spandauer Gymnasiasten wären, denen jeder Anflug von Berufslaufbahn erst noch bevorsteht und von denen ein paar zu Hause sicherlich für ihre nicht abgesprochene Anti-Waffenhandel-Aktion jede Menge Ärger bekamen. Wieso eigentlich? Wenn wir wollen, dass diese Kinder in fünf Jahren wählen gehen, dass sie überhaupt mündige und aktive Staatsbürger werden, dann sollten wir doch wohl auch wollen, dass sie sich an politischen Ideen versuchen, die gern auch mal kreativ sein können, solange sie den Boden des Grundgesetzes nicht verlassen. Menschen, die auf diese Weise aktiv in ihre Rechte auf Protest und Mitsprache eingeführt werden, werden sich womöglich ihr Leben lang stärker an der Politik ihres Landes beteiligen. Womit sich der Kreis schließt, denn für eine solche Einführung in lebenslang angewandte Demokratie gibt es ja bereits die ersten großen Vorbilder: Ebenjene älteren Demonstranten von Stuttgart bis Schönefeld, die laut den Göttinger Umfragen in ihrer großen Mehrheit erste Demonstrationserfahrungen bereits seit 1968 gemacht haben. In einer alternden Gesellschaft werden wir zwangsläufig immer mehr solchen älteren Demonstranten begegnen, die bereits vor Jahrzehnten mit Protest und Partizipation umzugehen lernten.


    


    


    ORGANISIEREN UND ORGANISIERT WERDEN


    


    Ich lernte ihn auf einer organisierten Busreise kennen – natürlich fuhren wir zu einer Demonstration. Nennen wir ihn Karl. Karl stand plötzlich neben meinem Bussitz und fragte freundlich, was ich denn so machen würde, und es war klar, dass er wissen wollte, bei welchen Organisationen ich mich engagierte. Karl erklärte mir, er sei Rentner und Mitglied bei Anti Atom Berlin, einem Netzwerk für die Berliner Region. Er unternehme auch viel gegen den Berliner Energie-Monopolisten Vattenfall, beschäftige sich mit dem Widerstand gegen das Pressen von CO2 unter die Erde und fahre regelmäßig für Rad-Demos hinaus in die Lausitz, wo seit Jahren mehrere Dörfer verzweifelt gegen ihre vollständige Vernichtung durch den Braunkohletagebau kämpfen.


    Karl fragte nach meiner E-Mail-Adresse, ich kritzelte sie ihm auf einen Flyer. Seither habe ich fast jede Woche eine Rundmail von ihm erhalten: Mal lud er zum großen Klima- und Energiecamp in Cottbus ein, mal organisierte Anti Atom eine Aktion gegen eine »Orchideenwanderung« der Vattenfall-Belegschaft in der Oberlausitz. Karl leitet nicht nur die Informationen an seinen gesamten Verteiler weiter, er schreibt auch bei jedem Demo-Anlass außerhalb Berlins dazu, dass man sich nur bei ihm zu melden brauche, er werde sich um alles kümmern: »Tickets besorgen wir. Kassiert wird im Zug. Wir fahren im vorletzten Wagen des Zuges.«


    Wo immer Sie auch hinkommen bei Ihrem Protest, Sie werden auf Menschen treffen, ohne die er unmöglich wäre. Protestbewegungen sind angewiesen auf Verstärker, auf Menschen wie Karl, die Verantwortung übernehmen, Informationen weitergeben und überhaupt erst zum Protestieren motivieren. Denn, so der Soziologe und Protestforscher Dieter Rucht: »Nicht alle Protestierenden gehören einer Gruppe an. Aber ohne organisierende Kerne und Netzwerke sind größere und anhaltende Proteste, geschweige denn soziale Bewegungen, nicht möglich.«


    Ich habe Karl seither auf etlichen Demonstrationen im Berliner Umkreis gesehen, oft trug er eine Binde als »Ordner«, der die Veranstalter unterstützte, manchmal war er aber auch einfach nur so dabei. Vermutlich ist die Funktion solcher Protest-Multiplikatoren für die heutige Demo-Landschaft gar nicht zu überschätzen – und zwar auf allen Ebenen. Im März 2011 hat der Journalist Martin Kaul in einem taz-Artikel unter der Überschrift »Manager der Massen« sogar nachvollzogen, dass die kolossalen Großdemonstrationen der Anti-Atom-Bewegung im Grunde von nur fünf Personen gemeinsam in Gang gesetzt werden, nämlich von den Köpfen hinter dem Umweltschutzverband BUND, der Arbeitsgruppe Schacht Konrad, Robin Wood, ausgestrahlt und Campact (Spontan sein).


    Wenn die Demonstrationswilligen immer freier zwischen immer mehr Möglichkeiten des Protestierens auswählen, dann brauchen sie dabei ganz einfach gute Entscheidungshilfen, und die bieten ihnen besser vernetzte Aktivisten und Organisationen. Das Engagement wird also punktueller, worauf die institutionellen Kerne reagieren, indem sie wiederum immer einfachere Mitmach-Möglichkeiten anbieten. Längst gibt es frei zugängliche Internet-Plattformen wie das »Tool für Onlinekampagnen« Krautbuster von Campact oder die »Plattform für Veränderung« www.bewegung.taz.de der tageszeitung mit 6000 eingetragenen Mitmachern und 1000 eingetragenen Organisationen, die es jedem möglich machen sollen, Ideen oder Initiativen für Aktionen an möglichst viele andere Mitstreiter zu bringen. Im Kleinen wie im Großen wird das Protestieren also immer beweglicher.


    


    


    GRUPPEN UND FINGER


    


    Im April 2012 fuhr ich mit der Berliner S-Bahn hinaus nach Dahlem, zu dem fantastisch verworrenen »Rostlauben«-Gebäude der Freien Universität, wo ein Bündnis linker Studenten ein »Aktionstraining« für Demonstrationen anbot. Wir waren zu neunt und saßen im Hof im Kreis auf dem Betonboden. Eine junge Frau, die gerade ein halbes Jahr lang bei Occupy Wall Street in New York mitgemacht hatte, verteilte einzelne Teile der letzten Ausgabe der ZEIT, zum Schutz gegen die Bodenkälte. Ich saß auf dem Politikteil. Gleich würden wir üben, uns aus Blockaden heraus von Polizisten wegtragen zu lassen, würden über unsere Rechte bei einer Verhaftung und über das richtige Verhalten innerhalb von Polizeikesseln sprechen. Aber zunächst erklärte eine andere Studentin noch einmal das »Bezugsgruppensystem«, und sie wiederholte dabei mehrfach einen sehr einfachen, sehr schönen Satz: »Achtet gegenseitig auf euch.«


    In Europa sind Bezugsgruppen mit den Friedens- und Anti-Atom-Protesten der siebziger Jahre aufgekommen; heute werden sie bei den Demonstrationen und Aktionen vieler Protestgruppen eingesetzt. »Bezugsgruppensystem«, das bedeutet: Ein paar Leute schließen sich bereits vor den anstehenden Ereignissen zusammen, und zwar unter der einfachen Prämisse, bei allem, was kommt, zusammenhalten und aufeinander aufpassen zu wollen. Gebildet werden die Gruppen aus Menschen, die einen möglichst ähnlichen »Aktionskonsens« unterschreiben könnten, die also eine ähnliche Vorstellung davon haben, wie sanft, wild oder irgendetwas dazwischen sie protestieren wollen. Das Ganze wird gut vorbesprochen, man will sich kennen und verstehen.


    Wichtig ist dann bei den Aktionen, dass alles selbstorganisiert und gleichberechtigt abläuft, dass die Freunde innerhalb einer Gruppe alle Entscheidungen im Konsens treffen (Diskutieren und sich abstimmen). Und es fallen viele solcher Entscheidungen an: Wollen wir jetzt eine Pause machen? Uns auf die Absperrung zubewegen? Zurück zum Treffpunkt gehen? Konsens bedeutet in der Regel, dass die zurückhaltendste und moderateste Meinung von der Gruppe akzeptiert und umgesetzt wird – Konsens pazifiziert also nicht zwangsläufig, macht aber Rücksicht und Sorge umeinander zum zentralen Anliegen.


    Bezugsgruppen können Demonstrationen von unten her strukturieren. Ohne Hierarchie sorgen sie dafür, dass noch im chaotischsten Menschengewimmel Entscheidungen getroffen und sogar waschechte Taktiken umgesetzt werden. Dazu geben die Bezugsgruppen sich selbst Namen, um rasch alle Mitglieder versammeln zu können. Gesucht werden kurze einprägsame Worte mit leicht zu rufenden Vokalen – Evergreens sind etwa »Taxi!« oder »Rettich!«, abgeraten wird von potenziell Verwirrung stiftenden Begriffen wie Vornamen (sonst strömen plötzlich Dutzende »Sarahs« auf einen zu) oder von Warnrufen (bei »Polizei« kommt Leben in die Menge). Taktisch wichtig ist das Konzept gerade auch bei wilderen Großdemonstrationen, wo in den vergangenen Jahren manchmal Bezugsgruppen die kleineren Einheiten von sogenannten Fingern bildeten: Um etwa 2007 bei den Protesten gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm auf dem Marsch zum Zaun, hinter dem sich die Politiker verschanzt hatten, Polizeiketten zu überwinden, teilten sich die Tausende Demonstranten in verschiedene »Finger« ein, die erst einmal alle wild durchmischt losliefen. Näherte sich die Kolonne einer Polizeisperre, so sortierten sich die Finger abrupt und rannten jeweils ihrer eigenen Wege. Die Finger konnten später wieder zusammengeführt werden, um aber bei Bedarf noch mehr strategisches Durcheinander zu erzeugen, konnten sie sich auch noch weiter in ihre einzelnen Bezugsgruppen auffächern. Die Polizei mag dieses extrem dynamische »Finger«-Konzept zweifelsohne gar nicht, und überhaupt beobachtet sie sicherlich mit Schaudern, dass die Demonstranten in den letzten Jahren gleich mehrere erfolgreiche Bewegungsstrategien perfektioniert haben, gegen die schwerlich ganz dicht zu halten ist (Durch jede Polizeikette kommen).


    


    


    IM SCHWARZEN BLOCK MARSCHIEREN


    


    Wie es sich anfühlte? Krass. Aufregend. Erschreckend. Ziemlich befremdlich und durchaus ganz schön bescheuert. Eines allerdings kann ich nicht eindeutig bestätigen, nämlich das, was der Literatur-Nobelpreisträger Elias Canetti in seiner berühmten Studie Masse und Macht folgendermaßen beschrieben hat, als er über die Gleichheit als eine der Haupteigenschaften von Menschenmassen nachdachte:


    


    Um dieser Gleichheit willen wird man zur Masse. Was immer davon ablenken könnte, wird übersehen. Alle Forderungen nach Gerechtigkeit, alle Gleichheitstheorien beziehen ihre Energie letzten Endes aus diesem Gleichheitserlebnis, das jeder auf seine Weise von der Masse her kennt.


    


    Nein, so deutlich habe ich das wirklich nicht erlebt. Dabei geht es doch bei den sogenannten schwarzen Blocks auch offiziell ganz eindeutig um das Erlebnis von Gleichheit. Das erschreckende Bild, das Hunderte Menschen (meistens Hunderte Männer und einige wenige Frauen, um genau zu sein) ergeben, die alle vollkommen schwarz gekleidet sind, sich an den Armen unterhaken und dicht an dicht schnell und grimmig die Straße entlanghasten, ist auf nichts anderes als auf größtmögliche Homogenität getrimmt. Jedenfalls funktioniert so das Bild der schwarzen Blocks, wie es durch die Nachrichten geistert. Es wirft sich vielen Fernseh- und Zeitungsberichten zufolge eben leichter und skrupelloser mit Steinen, wenn man vermummt und dicht umringt von Hunderten anderen Vermummten ist.


    Dieser Medienbotschaft muss aber entgegengehalten werden: Auch ein schwarzer Block mit Hunderten von Teilnehmern wirft nicht Hunderte von Steinen. Unter radikalen Linken gilt die Schwarzvermummung eher als Kampf um Anonymität gegen die filmenden Polizisten und gegen Neonazis, die gerne Fotos ihrer Gegner ins Internet stellen. Es geht also gar nicht so sehr um Gleichheit, sondern um Nichterkennbarkeit, und schwarze Blocks ziehen selbstverständlich oft ohne Gewalt durch die Städte.


    Ich allerdings hatte mir am 1. Mai 2012 den sogenannten Revolutionären 1. Mai in Berlin-Kreuzberg ausgesucht, und der gilt durchaus als Eldorado für tumbe Steineschmeißer. Gehüllt in meinen Kapuzenpullover, stand ich mittendrin in der dichten Menschenmasse, und die Luft brannte schon, bevor der Zug auch nur gestartet war. Auf einer Bühne am Mehringplatz wurden Reden gehalten. Ein alter Kampfveteran trat auf, der bereits 1987 beim sagenumwobenen ersten Revolutionären 1. Mai dabei gewesen war, von dem er nur als »Kiezaufstand« sprach. Damals war es den Autonomen gelungen, die Polizei aus weiten Teilen Kreuzbergs zu vertreiben und über dreißig Geschäfte zu plündern. Für mich persönlich ein eher zweifelhaftes Datum zur Konstruktion der eigenen Geschichte, aber ohnehin schien kein großes Interesse am Festvortrag zu bestehen. Die Masse vor der Bühne war zweigeteilt: Weiter hinten und außen herum standen bunter angezogen ganz gewöhnliche Zivilisten, vorne dicht beieinander die schwarzgekleideten Autonomen, die während der Reden ungeduldig begannen, ihre Sonnenbrillen aufzusetzen, sich schwarze enggeschnittene Kunststoffjacken überzuziehen und schwarze Mützen, Tücher und Kapuzen überzustreifen (Sich verkleiden). Ihre Umzieh-Aktion spaltete die Menge abrupt weiter auf, zog eine unsichtbare Linie zwischen die Menschen auf dem Platz: Die da vorne in ihrer Spezialkleidung, mit ihrem Spezialwissen und ihrer kämpferischen, zielgerichteten Ungeduld waren eine Elite, alle anderen dagegen angesichts dieser Masse schwarzer Gestalten plötzlich bloß noch Hippies – viel zu nett, viel zu einzeln, viel zu harmlos.


    Aber ich hatte ja meinen Kapuzenpullover. Als es jetzt losging, lief ich mit, war drin, und um Reinkommen ging es tatsächlich, denn schwarze Blocks bilden meistens nicht nur Unterhak-Ketten, sondern halten vorn in der ersten Reihe und an den Seiten langgezogene Transparente, was den Zug geschlossen und kaum durchdringbar macht. Gegangen wurde sehr schnell und im Gleichschritt. Eindeutig ging es um Zielstrebigkeit; immer wieder wurden einzelne Autonome, die nur nebenherliefen, ihr Tempo verringerten oder sich mit Polizisten oder Schaulustigen anlegten, angebrüllt, gefälligst zurück in den Zug zu kommen: »Weiter, weiter!«


    Wir hasteten durch Kreuzberg, alle schwarz, neben uns wie ein transportabler Schwitzkasten das mitrennende Spalier der Polizisten in ihren Plastik-Roboter-Kampfanzügen. Wir schrien Parolen, wir rannten, und auf einmal wurde eine erste Bierflasche, dann ein Pflasterstein aus dem Zug heraus auf die Polizisten geworfen. Neben mir fand das jemand nicht gut, jemand anderes wollte einfach weiter, und schon brachen einige Jugendliche vor einer Tankstelle aus und warfen die Scheiben ein. Geschrei aus der Menge. Wir hasteten weiter, schubsten uns im Gehen mit den Polizisten neben uns, verdeckten mit der Hand unsere Gesichter vor ihren Kameraleuten – das heißt, meine Nebenmänner schubsten sich, und was hatte ich denn zu verbergen? Ich verdeckte höchstens mal kurz mit der Hand mein Gesicht, auch ich wollte jetzt plötzlich nicht mehr gefilmt werden.


    Vielleicht liegt Canetti ja mit seiner Bestimmung der Gleichheit bei Massenerlebnissen doch nicht vollkommen daneben. Für mich jedenfalls führte der schwarze Block zu permanenten Perspektivenwechseln: Mal konnte ich das alles wie von außen als ein einziges absurdes Theater betrachten, mal taten mir die Polizisten leid, die ununterbrochen angepöbelt und aus der Menge heraus beworfen wurden, mal empfand ich mich wirklich und wahrhaftig als Teil einer Gemeinschaft, etwa wenn wir wieder ungerecht umgeleitet wurden, wenn sich uns bescheuerte Kapitalisten-Touristen in den Weg stellten, um mit ihren Fotoapparaten Bilder von uns zu schießen (keine gute Idee, mein Nebenmann schlug eine Kamera einfach auf den Boden), oder auch als tausend zusammengeballte Menschen plötzlich lauthals zu schreien begannen: »Ganz Berlin – hasst die Polizei!«


    Nein, Letzteres habe ich wirklich nicht mitgeschrien, das war mir zu blöd. Aber in den Tagen nach diesem Lauf durch die Stadt habe ich dennoch begriffen, dass in der geballten Wildheit des Kreuzberger schwarzen Blocks auch eine ungeheure Stärke gelegen hatte. Wir werden noch darauf zu sprechen kommen, dass es eine ganz bestimmte Frage ist, die über den Charakter einer jeden Demo entscheidet und über deren höchst unterschiedliche Beantwortung schon viele Protestbewegungen zerbrochen sind. Die Rede ist natürlich von der Gewaltfrage (Die Gewaltfrage weglachen), die keinesfalls alle, aber zumindest einige der 1.-Mai-Revolutionäre vom ersten Loslaufen bis zum Barrikaden-Anzünden einige Stunden später mit einem einzigen herzhaften Schlag in die Fresse beantwortet hatten. Ob man das »Schweinesystem« wirklich ändern kann, wenn man durch Kreuzberg rennt, unbeteiligten Anwohnern Angst einjagt, Polizisten schubst und ein paar Fensterscheiben demoliert? Ich bezweifle das, und selbst ohne Polizisten-Schubser und Bankenfenster-Steinwürfe kommt mir die Idee des schwarzen Blocks einfach nur befremdlich, feindselig und wenig kreativ vor. Falls dieser Schwarzwäsche-Schleudergang ein Gleichheitserlebnis gewesen sein sollte, wie Canetti es meint, dann muss ich ganz sicher nicht so viele davon haben.


    


    


    UNBEDINGT GEGENDEMONSTRANT WERDEN


    


    Unachtsamkeiten können jedem mal passieren, warum also nicht auch der deutschen Bürokratie? Im Juli 2012 wehrten sich gleich mehrere bayerische Stadtverwaltungen empört gegen Vorwürfe an ihre Adressen. Es ging um Demonstrationen und Gegendemonstrationen, oder genauer darum, dass es in Augsburg und Landsberg zu keinen Gegenveranstaltungen gegen NPD-Aufmärsche hatte kommen können, weil die Ordnungsämter die Öffentlichkeit überhaupt nicht über diese Neonazi-Aufmärsche informiert hatten.


    So etwas kann, nun ja, ganz vielleicht tatsächlich einmal aus Versehen passieren. In Augsburg und Landsberg aber berief man sich im Nachhinein darauf, dass es »im pflichtgemäßen Ermessen der Versammlungsbehörde« liege, »ob und inwieweit in Einzelfällen Auskünfte über angezeigte Versammlungen erteilt werden«. Und bei diesem Ermessen, das in besagten Fällen gegen die Auskunfterteilung und also die Ermöglichung von Gegendemonstrationen ausfiel, habe man sich rein gar nichts vorzuwerfen, denn – und jetzt kommt der entscheidende Satz, geäußert in dieser Sache vom CSU-Landtagsabgeordneten Thomas Goppel: »Wachsam gegen rechte Parolen sind wir alle.«


    Aha. Dann wäre ja alles in bester Ordnung.


    Ist es aber nicht.


    Denn die Zivilgesellschaft teilt sich schlicht und einfach in zwei Hälften: in diejenige, die, wenn es gerade opportun erscheint, gerne mal darüber spricht, gegen rechts zu sein. Und in diejenige, die das auch unter Beweis stellt, indem sie aktiv gegen rechts vorgeht.


    Den Behörden in Augsburg und Landsberg klammheimliche Sympathie mit den Neonazis zu unterstellen ginge sicher zu weit. Viel wahrscheinlicher scheint mir, dass eine andere Denkweise vorlag – nämlich die, dass man doch gerade bürgerliche Werte vertritt und sich wirkungsvoll gegen Extremismus jeder Art verwahrt, wenn man Konfrontationen zwischen Demonstranten und Gegendemonstranten auf der Straße verhindert. Ruhe ist die erste Bürgerpflicht! Dieser Uraltspruch hat zwar mehr Bart als Sinn, ist aber leider ungleich verbreiteter, als es allein die unseligen Beispiele aus Bayern vermuten lassen.


    Schauplatzwechsel, wenige Wochen später. Eine Hetzkampagne der rechtspopulistischen Splitterpartei Pro Deutschland, die in Berlin vor mehreren Moscheen Mohammed-Karikaturen zeigen will. Mit dieser Strategie war es Pro Deutschland bereits einige Monate zuvor gelungen, ins Rampenlicht zu rücken und Zwietracht zu säen, als in Bonn und Solingen radikale Muslime Polizisten attackierten, um sich gegen die Verletzung ihrer religiösen Gefühle zur Wehr zu setzen. Damals standen die Salafisten als Fanatiker da, und Pro Deutschland verbuchte die Hetzaktion als Erfolg. Und diesmal, am 18. August 2012 in Berlin? »Niveaulose Provokationen verdienen unsererseits keine Aufmerksamkeit«, teilen die Moscheen vorab mit. Das klingt bewundernswert gelassen. Weit weniger gelassen klingt dann aber eine Argumentation, die ich im Berliner Tagesspiegel lese. Der Kommentator meint nämlich, dass die Pro Deutschland-Demonstrationen rechtens seien, weil die Meinungs- und Demonstrationsfreiheit höher zu bewerten sei als das Recht einer Religionsgemeinschaft, vor Kritik geschützt zu werden. Das meine ich auch, unbedingt. Dann aber heißt es im Artikel, dass eigentlich alles gut sein könnte, wären da nicht die »linken Gegendemonstranten«. Denn, Achtung:


    


    Leider ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass es dennoch zu Konflikten kommt. Nicht wegen der voraussichtlich friedlichen Demonstranten oder der Moscheebesucher, sondern wegen der linken Gegendemonstranten, denen der Grundkonflikt vollkommen egal ist, solange es nur gegen »Pro Deutschland« geht.


    


    Immer wieder stößt man, sobald es um Gegendemonstrationen geht, auf die Meinung, dass Konflikte und Krawalle zu unterbleiben hätten, koste es, was es wolle – und koste es eben auch das Recht auf Gegendemonstrationen. Dabei haben die deutschen Gerichte bis hinauf zum Bundesverfassungsgericht immer wieder betont, dass auch Letztere unter das Grundrecht der Versammlungsfreiheit fallen. Wie bei jeder anderen Versammlung auch dürfen die Veranstalter einer Gegendemonstration über Zeit, Ort und Art ihrer Versammlung selbst entscheiden. Auch wenn es ihnen mit Verweis auf den »Schutz der öffentlichen Sicherheit« oft durch Auflagen erschwert bis unmöglich gemacht wird: Grundsätzlich muss es ihnen möglich sein, in Hör- und Sichtweite der von ihnen kritisierten Kundgebung zu demonstrieren. Würde ihnen das pauschal verwehrt, so käme es einem Verbot gleich.


    Auffällig auch, wie oft bei Aktionen gegen Neonazi-Aufmärsche pauschal von »linken Gegendemonstrationen« die Rede ist. Dabei sind es keineswegs nur Linke, die gegen Neonazis auf die Straße gehen, sondern Menschen aus den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Spektren mit den verschiedensten politischen Ansichten. Was sie verbindet, ist ihre entschiedene Ablehnung von Rechtsradikalen und Neonazis. In Dresden beispielsweise hatte es bis 2010 über mehr als zehn Jahre hinweg keinen nennenswerten Widerstand dagegen gegeben, dass Rechtsradikale mitten durch die Stadt marschierten. Erst durch das Bündnis Nazifrei, das bundesweit viele Demonstranten unter anderem aus Antifa-Gruppen mobilisierte, kam Bewegung in die Sache. Während der Streit vielerorts noch darum kreiste, ob man denn nur symbolisch mit einer der Oberbürgermeisterin in den Kram passenden Menschenkette Stellung beziehen solle oder sich nicht doch aktiv gegen die Rechten wehre müsse, wurden gleichzeitig immer mehr Dresdner und von auswärts Anreisende bei den Blockaden des Bündnisses aktiv (Bei einer Sitzblockade mitmachen). Ein Kippmoment wurde erreicht; immer mehr Menschen stellten sich ungeachtet aller ausdrücklichen Verordnungen seitens der Stadt den Nazis auf deren Marschroute in den Weg.


    An solchen Erfolgen muss sich jeder Journalist, jeder Parlamentarier und jedes Ordnungsamt messen lassen, wenn wieder einmal verlautbart wird, Gegendemonstrationen würden die öffentliche Ordnung stören. Das stimmt einfach nicht; sie leisten vielmehr einen Beitrag dazu, dass es überhaupt so etwas wie eine Öffentlichkeit gibt, in der Menschen ihre Meinung frei äußern können. Gegendemonstrationen bedeuten nicht, dass das Demonstrationsrecht Andersdenkender verletzt wird – im Gegenteil, sie beweisen die Größe und den Anspruch dieses Demonstrationsrechts, indem sie zeigen, dass diese Gesellschaft aus vielen verschiedenen selbst denkenden, anders denkenden Menschen besteht.


    


    


    AUF DAS DAS-SIND-DOCH-ALLES-BLOSS-WUTBÜRGER-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie lassen sich das nicht mehr bieten, Sie werden von jetzt an mitdemonstrieren, und zwar so lange, bis die Stadt ihre Planung ändert. Stille, dann ein knappes Auflachen Ihres besten Freundes. So viel Kurzsichtigkeit wie bei Ihnen scheint ihn wahnsinnig zu ärgern, er wedelt mit der Hand, als wollte er Mücken verscheuchen. »Das sind doch alles bloß Wutbürger!«, ruft er.


    Auftritt der Gesellschaft für deutsche Sprache, die diesen merkwürdigen »Wutbürger«-Neologismus für uns alle dechiffriert hat, als sie ihn 2010 zum »Wort des Jahres« kürte. Demnach wurde das Wort von den Stammtischen über die Talkshows bis in die Zeitungen und Zeitanalysen hinein so überaus dankbar aufgenommen, weil es den Menschen erlaubt, »einer Empörung darüber Ausdruck zu geben, dass politische Entscheidungen über ihre Köpfe getroffen werden«.


    Diese ziemlich wertneutrale Beschreibung steht allerdings eindeutig in radikalem Widerspruch zu dem Abscheu, mit dem Ihr Freund gerade das Wort ausgesprochen hat. Es besteht vielerorts ein Unbehagen über zu viel Empörung um uns herum, egal, wogegen oder wofür diese sich erhebt. Dieses Unbehagen dürfte den meisten von uns bekannt sein: Shitstorms, Rücktrittsforderungen, Empörung über das Beschneidungsurteil oder die Finanzhilfen für Griechenland: Allgemein herrscht seit einigen Jahren öfter das Gefühl, dass alle sich immer viel zu viel aufregen. Erlebt wird die Beschleunigung der Mediendemokratie, die selbstredend nicht nur schöne, sondern auch hässliche Seiten hat, und gefragt wird danach, was all diese scheinbar überall hochkochende Empörung wohl bedeuten mag.


    Dementsprechend ist Dirk Kurbjuweit, damals Hauptstadtbüroleiter des Spiegel, im Herbst 2010 so etwas wie ein dreifacher Rittberger geglückt, als er in einem vieldiskutierten Essay ein schillerndes, von höchst unterschiedlichen Interessengruppen dankbar aufgenommenes Erklärungsangebot kreierte. Kurbjuweit verband assoziativ zwei vollkommen unterschiedliche Bewegungen: jene Bürger aus der Mittelschicht, die Thilo Sarrazins Machwerk Deutschland schafft sich ab leidenschaftlich verteidigten und zum bestverkauften Sachbuch des Jahrzehnts machten, und jene Bürger aus der Mittelschicht, die sich in Stuttgart gegen den geplanten Tiefbahnhof zur Wehr setzten. Das zentrale Schlagwort, das diese beiden unterschiedlichen Phänomene zusammenführt, fällt bei Kurbjuweit bereits in der ersten Spalte, und es gleicht einem roten Tuch für jeden, der sich um das Funktionieren der Gesellschaft sorgt. Das Wort lautet: »Zukunftsvergessenheit«. Kurbjuweit führt aus: »Beide Proteste sind Ausdruck einer skeptischen Mitte, die bewahren will, was sie hat und kennt, zu Lasten einer guten Zukunft des Landes.«


    Auf die neuen Proteste gemünzt, lautet die Anklage also letztlich, dass Demonstranten gesellschaftsschädigende Lobbyarbeit für die eigenen Interessen betreiben (Nicht an das Sankt-Florians-Prinzip glauben) und also Egoistenschweine sind (Auf das Ist-das-nicht-ganz-schön-egoistisch-Argument antworten). Auffälligerweise läuft die Anklage aber mit ihrem »Wutbürger«-Titel unter einem anderen Etikett. Anders als der kühlere Egoismus-Vorwurf vollzieht die »Wutbürger«-Metapher eine höchst polemische Abwertung der Demonstranten – sie erklärt deren Ziele für schlichtweg irrational. Denn wer »wütend« ist, dem ist angeblich mit Argumenten über den Zustand und die Zukunft des Landes nicht beizukommen, er ist quasi vor Wut so verblendet und verblödet, dass man mit ihm als dialogfähigem Partner nicht mehr zu rechnen braucht.


    Dabei ist es ja gerade der große Witz der vielen verschiedenen Proteste gegen Infrastrukturvorhaben, von Stuttgart 21 bis zur Dresdener Waldschlösschenbrücke, dass an all diesen Orten die Bürger sehnlichst hoffen, als dialogfähige Partner ernst genommen zu werden. Wenn sie empört sind, so nur deshalb, weil ihnen solche Dialoge immer wieder verwehrt wurden, weil es in allen diesen Fällen jahrelange Ausflüchte, Verweigerungen und Geringschätzungen durch die Politik gibt.


    Was also sagen Sie Ihrem besten Freund, der da sitzt und abwinkt und sich allein schon beim Wort »Wutbürger« darüber echauffiert, dass irgendwelche Demonstranten ihm und seinen Kindeskindern die Rente unsicher machen könnten? Vielleicht sollten Sie vor allem antworten, dass der Begriff keinem Stresstest und keinem Realitätscheck standhält. Das Wörtchen »Wutbürger« ist eine bemerkenswert erfolgreiche Medienerfindung und erklärt mehr über den Zustand der Medien als über den Zustand Deutschlands. Die »Wutbürger«-Erfindung zeigt, wie hysterisch und unsicher die Medien in der Frage sind, wie sie selbst sich zu den derzeitigen gesellschaftlichen Veränderungen positionieren sollen. Es ist das unsichere Hadern über den richtigen Weg ins weitere 21. Jahrhundert, welches direkt in die Erfindung dieser ziemlich lächerlichen Feindfigur vom »Wutbürger« mündet, der kleinlich-doof bloß um seinen eigenen Vorteil kämpft. So betrachtet, beschrieb das Wort des Jahres 2010 die Empörung in unserer Gesellschaft nicht angemessen, sondern zeigte stattdessen die Nöte des Journalismus auf, inmitten einer Finanz- und Demokratiekrise noch klare Fronten aufzeigen zu wollen.


    Um klare Ziele und Wege aber geht es jetzt, wenn eine Aktivistin zu Wort kommt, die seit Jahren pragmatisch an der Veränderung und Verbesserung der Verhältnisse arbeitet. Das Wort hat Jutta Sundermann von Attac, und nein, sie klingt wirklich nicht wütend, eher beherzt und zupackend.


    


    


    ES SPRICHT: DIE BEWEGUNGSARBEITERIN. JUTTA SUNDERMANN ÜBER DEMONSTRATIONEN ALS EINE VON VIELEN MÖGLICHKEITEN


    


    Gerade waren wir in Frankfurt, bei der Hauptversammlung der Deutschen Bank. 5000 Aktionäre sind zu den Messehallen gekommen, mit Attac erwarteten wir sie schon vor dem Eingang. Wir hatten Geldsäcke, ein aufblasbares Maschinengewehr und ein Bündel Getreideähren dabei, wir wollten zeigen, was für schlicht widerliche Dinge die Deutsche Bank und ebenso viele andere hiesige Banken tun: Aktivitäten in Steueroasen, Rüstungsinvestitionen, Spekulationen mit Nahrungsmitteln. Wir haben den ganzen Tag über viele Interviews gegeben und die Attac-Kampagne zum Wechsel weg von den zerstörerischen Großbanken vorgestellt. Die Aktion hat es bis in die Tagesthemen geschafft, der Tag war ein toller Erfolg für uns.


    Ich bin von Beruf »Bewegungsarbeiterin«, das heißt, dass ich als Vollzeitaktivistin daran arbeite, mit Projekten, Aktionen und Vorträgen den gesellschaftlichen Wandel voranzubringen. Finanziert werde ich unter anderem von der Bewegungsstiftung, die Aktionen und Kampagnen sozialer Bewegungen fördert – als deren »Bewegungsarbeiterin« habe ich mich auf die Suche nach Paten gemacht, die mir finanziell ein Leben als Aktivistin ermöglichen. Bei Attac und der Bewegungsstiftung versuchen wir immer weiter, noch mehr Menschen dazu zu ermutigen, dass auch sie durch öffentlichen Protest gesellschaftliche Missstände angehen können. Es geht darum, Mut dazu zu machen, sich Ziele zu setzen und diese ernst zu nehmen. Es geht also um eine klug gewählte Strategie.


    Überlegt werden muss dazu, wer der Adressat der Aktionen sein kann, der die Dinge so ändern könnte, dass das Ziel näher rückt. Und überlegt werden muss, was die richtigen Verstärker sind, um diesen Adressaten umzustimmen: Brauche ich Unterschriften? Oder große Demos? Brauche ich die Weltläden an meiner Seite oder aber möglichst viele Schulklassen?


    Wir bilden also gleichsam in politischer Handwerkskunst aus. Jedem Aktivisten steht ein regelrechter »Instrumentenkoffer« zur Verfügung, um Anliegen stark zu machen und politischen Druck zu entwickeln. Und »Instrumentenkoffer«, das bedeutet: Wenn jemand etwas verändern möchte, muss er keineswegs immer auf das gleiche Instrument, wie eben etwa auf eine Demonstration, zurückgreifen. Wenn er merkt, dass er mit einer bestimmten Aktionsform nicht weiterkommt, stehen etliche andere Formen zur Auswahl. Auch die Gesamtstrategie gehört immer wieder auf den Prüfstand: Erreicht der Protest bereits die richtigen Personen oder ist es nötig, die Adressaten zu wechseln? Manchmal ist es auch angebracht, eine grundsätzliche Kursänderung vorzunehmen, wenn es auf dem bisherigen Weg einfach nicht weitergeht. Was absolut nicht schlimm ist, alle Erkenntnisse sind auch für die künftige Arbeit wertvoll.


    Für Demonstrationen bedeutet das, dass man sie nur noch als eine unter vielen Möglichkeiten begreift. Demonstrationen sind vor allem ein tolles Signal dafür, dass viele Menschen gemeinsam für ein Ziel eintreten. Wobei alle derartigen Aktionen besonders gut funktionieren, wenn sie sich möglichst klar auf bestimmte Punkte richten: ein Atomkraftwerk verhindern etwa, oder der Empörung über die Vorratsdatenspeicherung Ausdruck verleihen.


    Bei Attac lernen wir seit Jahren, wie kompliziert es ist, die ganz großen Veränderungen anzugehen, wenn man sie nicht immer weiter in solche einzelnen kleineren Punkte aufspalten will. Wir haben heute viel mehr Leute als früher, die die Kampagnen mit wachsender Ungeduld begleiten. Die sagen: Verdammt noch mal, so funktioniert das nicht, so kommen wir nie an Veränderungen wie die Regulierung der Finanzmärkte, globale soziale Rechte oder auch das gesamte Wirtschaftssystem heran.


    Dazu passt ein solcher Aufbruch, wie er für kurze Zeit mit dem Aufkommen von Occupy zu spüren war. Auch er hatte mit wachsender Unzufriedenheit darüber zu tun, wie Institutionen aufgestellt sind – und damit meine ich nicht nur die Institutionen der etablierten Politik, sondern auch die Art und Weise, wie etliche Nichtregierungsorganisationen ihre Protestformen anbieten. Die Unzufriedenheit der Leute über die Abläufe in Organisationen insgesamt ist ein wichtiges Signal dieser Jahre – und Organisationen wie Attac und die Bewegungsstiftung versuchen, genau daran zu arbeiten, indem sie möglichst viele Menschen möglichst unhierarchisch zu eigenem Engagement ermutigen.


    Denn ohne Strategie ist am Ende auch ein schönes Protestcamp an der Europäischen Zentralbank vor allem ein kräftezehrendes Zeltlager mit nachlassender Wirkung. Es geht also darum, so viel sinnvollen Widerstand wie nur denkbar zu erreichen. Persönlich resignieren würde ich aber auch nicht, wenn nur wenig Widerstand erfolgreich wäre. Ich möchte mich oder andere nicht damit vergleichen, aber mir fällt bei dieser Frage nach dem Sinn von Protest immer etwas aus der Schule ein, eine Unterrichtsstunde, in der wir darüber gesprochen haben, wie wenig oder wie viel der Widerstand im Nationalsozialismus gebracht hat. Unsere Deutschlehrerin hat uns gefragt: Wie würde es euch denn gehen, wenn es die Geschwister Scholl nicht gegeben hätte? Diese Frage ging mir sehr unter die Haut. In dem Moment wurde mir nämlich klar, wie viel mir das tatsächlich bedeutet, wie anders ich auf dieses Land schaue, weil jemand damals zumindest etwas versucht hat. Der Versuch war nur bedingt erfolgreich, und er ist mit der Todesstrafe geendet. Aber dennoch hat es damals Menschen gegeben, die unter schrecklichen Bedingungen wenigstens etwas probiert haben und die dann eben nicht so viel erreicht haben, wie ihnen zu wünschen gewesen wäre. Wie uns allen zu wünschen gewesen wäre. Aber wenn sie es nicht versucht hätten, dann fände ich alles noch viel kälter.


    


    Jutta Sundermann, Jahrgang 1971, engagierte sich bereits als Kind in der Naturschutzjugend und später dann in Umwelt- und Projektwerkstätten. Sie ist eine der Mitgründerinnen von Attac Deutschland und konzentriert sich dort vor allem auf die Themen Finanzmärkte, Globalisierung und Ökologie, Agrar- und Entwicklungspolitik und Geistiges Eigentum. 2012 war sie eine der Initiatorinnen des Bündnisses »Umfairteilen – Reichtum besteuern«. Als Freiberuflerin und von der Bewegungsstiftung anerkannte Vollzeitaktivistin lebt sie von Honoraren und Spenden.


    

  


  
    

    6 Die Demo und die liebe Polizei


    POLIZISTEN VERSTEHEN


    


    13. Februar 2012, der Tag der großen Dresden-Nazifrei-Aktion: Wir wollen zu einer Blockade, die Polizei will das nicht. Sie hat das Gebiet um den Dresdener Hauptbahnhof herum weiträumig abgesperrt. Seitlich vor uns stehen Polizisten. Wir wollen an ihnen vorbei, laufen los. Die Polizisten rennen plötzlich auch, versuchen, uns den Weg abzuschneiden. Der vor mir ist jünger als ich und sehr blass. Ich denke noch, dass er angespannt aussieht, nervös, dann höre ich Schreie: Der Polizist hat eine winzige Sprühdose in der Hand, fuchtelt wild damit herum, muss gerade eben gesprüht haben. Wir rennen weiter. Bloß weg von den Polizisten, bloß weg vom Pfefferspray.


    Pfefferspray ist schrecklich, und Gewalt ist es auch. Bei Demonstrationen kommt es immer wieder zu Polizeiaktionen, die man selbst aus dem Bauch heraus entsetzlich findet, falsch, willkürlich. Dabei haben Polizisten die schwierige Aufgabe, ununterbrochen die Verhältnismäßigkeit ihrer Maßnahmen abzuschätzen – und das in so chaotischen Situationen wie meiner Dresdener Begegnung mit dem Jungpolizisten. Situationen, die es einem selbst genauso schwer machen wie ihnen, ruhig und gerecht zu bleiben. Dabei sollte entgegen aller spontanen Wut eines nie vergessen werden: Polizisten sind keine Feinde, und sie sind auch keine Repressionsmaschinen. Polizisten sind Menschen, und sie sollten auch als solche behandelt werden. Mit ihrer Arbeit leisten sie einen wertvollen Beitrag zum Zusammenleben; ohne sie könnte jeder von uns das mit der freien Meinungsäußerung da draußen auf den Straßen komplett vergessen. Wer einzelne Polizeieinsätze kritisiert, der sollte immer überlegen, wie es zu ihnen kommen kann, und seine Kritik vor allem an die verantwortliche Politik dahinter richten und nicht an die Beamten vor Ort. Er muss versuchen, die Polizisten zu verstehen. Erst mit diesem Grundgedanken sollte man die großen Legenden darüber betrachten, wie sich die Polizei in diesen Jahren verändert. Es folgen zwei dieser Legenden.


    


    A. Die Legende vom Polizeistaat Alles wird immer schlimmer. Polizisten, das sind Menschen, klar, aber sie sind zugleich auch Vollzugsbeamte einer Gewalt, die seit vielen Jahren immer nur das eine will: keinen Ärger, kein Aufmucken. Die Polizei wird immer besser dafür ausgerüstet und immer radikaler darauf eingeschworen, Meinungsbekundungen jeder Art zu verhindern oder kleinzuhalten. Man muss nur einen kurzen Blick auf den Maschinenpark werfen, mit dem sie inzwischen ausgestattet ist, um festzustellen, dass es dem Staat längst nicht mehr um Teilhabe durch Demokratie von unten geht, sondern dass er eher eine Art Krieg der eigenen Bürger gegen sich zu fürchten scheint. Da ist etwa »WaWe10.000«, einer der modernsten Wasserwerfer der Welt, den die Hamburger, die Berliner und die sächsische Polizei einsetzen. Das Fahrzeug betreibt ununterbrochen Videosicherung in alle Richtungen, ist als Panzer praktisch unangreifbar, kann mit seinen 10.000 Litern Wasser unter anderem eine Wasserwand erzeugen, die Menschen nicht durchqueren können, dem Wasser durch Zumischsysteme Tränengas zufügen und nach Belieben Wasserstrahlen abgeben, die zu schweren Verletzungen führen können. Da sind unbemannte Drohnen, die eben nicht nur in Afghanistan oder im Kosovo, sondern auch in Niedersachsen und Sachsen zur Überwachung von Großdemonstrationen eingesetzt werden (Überwacht werden). Und da sind schließlich sogar Tornado-Abfangjäger, wie sie die Bundesregierung erstmals 2007 bei den Protesten gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm einsetzen ließ – offiziell zur Beobachtung der Demonstranten, im Effekt aber auch zu deren Einschüchterung.


    Der Staat rüstet auf gegen die Bevölkerung. Die Polizei wiederum ist eine Behörde des Staates, Polizisten sind Beamte und also immerzu und zuallererst eines: weisungsgebunden. Wie freundlich, herzlich und fair Polizisten im Einzelnen auch sein mögen, ihre Institution befindet sich auf einem Weg, der von den Menschen fortführt. Immer professioneller richtet sich die Polizeitaktik dermaßen eindeutig gegen Demonstrationen, dass der Befund für diese Jahre klar ausfällt: Offensichtlich wird die Versammlungsfreiheit vor allem als Störung der öffentlichen Ordnung empfunden. Und als wäre das noch nicht genug, hat das Bundesverfassungsgericht im August 2012 ein Urteil gefällt, das zu nahezu einhelligem Entsetzen bei Journalisten und Juristen führte. Immer wieder hatten Politiker gefordert, in »Notsituationen« auch Kräfte der Bundeswehr im Landesinneren einsetzen zu dürfen – unter anderem rief der damalige Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Wolfgang Schäuble 1994 nach ihnen, als es zu Protesten kurdischer Demonstranten auf Autobahnen kam, nachdem ihre Demo-Busse gestoppt worden waren (Die Gewaltfrage weglachen). Trotz solcher Ereignisse vergingen sechzig Jahre Bundesrepublik weitgehend friedlich und sicher. Im Nachhinein ist klar, dass es in der Bundesrepublik allen beständigen Forderungen zum Trotz niemals zu Unruhen gekommen ist, die es nötig gemacht hätten, am Trennungsgebot von Militär und Polizei zu rütteln. Ohne Not hat das Bundesverfassungsgericht nun aber den Einsatz von »militärischen Kampfmitteln« im Inland zugelassen – auch wenn es einschränkend verfügte, dass sich solche Einsätze ausschließlich auf Terrorangriffe beziehen dürfen, die »Ausnahmesituationen katastrophischen Ausmaßes« hervorrufen könnten, und explizit Einsätze wegen »Gefahren« untersagte, die »aus oder von einer demonstrierenden Menschenmenge drohen«. Dennoch ist ein Damm gebrochen. Menschen, die für ihre Meinung auf die Straße gehen, stehen nicht nur immer repressiver ausgerüsteten und handelnden Polizeieinheiten gegenüber, sie sehen sich sogar mit einem Machtapparat konfrontiert, der, vielleicht, eines Tages direkt Militär zu ihnen senden könnte – »zu ihrem eigenen Schutz«, versteht sich.


    


    B. Die Legende von der Bürgerpolizei Alles wird immer besser. Polizisten, das sind selbstverständlich Menschen, und zwar solche, denen es seit vielen Jahren immer leichter gemacht wird, auch im Dienst Mensch bleiben zu dürfen. Man muss nur einen kurzen Blick auf den Riesenkatalog bürgernaher Demo-Maßnahmen der letzten Jahre werfen, um festzustellen, dass es dem Staat längst nicht mehr um eine Art Krieg gegen seine eigenen Bürger geht, sondern dass er die Bürger zur Teilhabe durch Demokratie von unten ermuntern will. Demonstrationen begleitet er offen und freundlich – aber auch vorsichtig, denn womöglich wütende Menschenmassen auf Straßen können gefährlich werden, und davor muss der Staat alle anderen schützen. Darum gibt es etwa die neuen informellen Gruppen von Polizisten, die in den letzten Jahren in allen Bundesländern auf die Beine gestellt worden sind und die sich wie die Berliner Anti-Konflikt-Teams unbewaffnet und ungeschützt durch die Menge bewegen, als Ansprechpartner zur Verfügung stehen und spezielle Kommunikationstrainings absolviert haben (Bei einer Sitzblockade mitmachen). Da ist aber auch ein so erfolgreich umgesetztes Konzept zur Beruhigung von Auseinandersetzungen wie das Berliner Myfest, das Anwohnerorganisationen, Behörden und Polizei gemeinsam entwickelt haben und bei dem statt der 1.-Mai-Krawall-Rituale fast ganz Kreuzberg ein friedliches Volksfest feiert. Oder da sind die immer wieder modernisierten Fortbildungskataloge der einzelnen Landespolizeien, in denen seit Jahren ganz selbstverständlich Menschenrechtsseminare wie »UNO-Konvention und Streifenfahrt« auftauchen.


    Überhaupt hat sich die Polizei längst auf eine demokratisierte Bevölkerung eingestellt, die nicht die Knute, sondern Argumente erwartet, wenn sie ihre Meinung kundtut. Bei, so heißt das in Behördensprache, »unfriedlichen demonstrativen Lagen«, die in irgendeiner Form die Sicherheit von Menschen beeinträchtigen könnten, ist es längst üblich, dass Ansprechpartner sämtliche Entwicklungen gemeinsam mit den Versammlungsleitern beraten. Mehr als all diese organisatorischen Veränderungen aber ist es das persönliche Aufeinandertreffen mit Polizisten am Rande der Menge, das immer wieder deutlich macht, dass auch sie in der Mehrzahl keine Behörden-Dickschädel-Menschenfeinde mehr sind, sondern Bürger wie Sie und ich. Schön pointiert weisen Roland Roth und Dieter Rucht in ihrem Handbuch der sozialen Bewegungen darauf hin, dass längst sogar Polizisten selbst für ihre Anliegen demonstrieren gehen. Wo sich die gesamte Bevölkerung über die Jahrzehnte hinweg demokratisiert hat und ihre Bürgerrechte kennt, trifft das eben auch auf ihre Ordnungskräfte zu. Menschen, die für ihre Meinung auf die Straße gehen, stehen heute also Menschen gegenüber, die sie dabei notwendigerweise nach Maßgabe des Grundgesetzes begleiten – nicht nur zum Schutz der Gesellschaft, sondern für die größtmögliche Freiheit aller ihrer Teile. Und dafür sollten wir den Bürgern in Uniform dankbar sein.


    


    


    DIE KENNNUMMER KENNEN


    


    Berlin, 1. Mai 2007. In Kreuzberg gerät eine junge Frau in die Nähe von Demonstranten, die von einer Einheit Polizisten verfolgt werden. Ohne jeden Anlass prügelt ein Polizeibeamter sie plötzlich von hinten nieder. Die Frau bricht zusammen. In einem Protokoll berichtet sie später:


    


    Dieser Polizist war dann über mir und hat mir mit einem Schlagstock in die Seite geschlagen, drei- oder viermal. Der vierte Schlag war der heftigste Schlag. Da zerbrach etwas in mir – wie ich später erfahren habe, war es eine Rippe.


    


    Diese Geschichte findet sich neben vielen anderen in dem Bericht »Täter unbekannt«, den Amnesty International im Sommer 2010 veröffentlichte. Die düstere Pointe: Für den versuchten Totschlag wurde kein Polizeibeamter jemals zur Rechenschaft gezogen. Bei der Gerichtsverhandlung wollte kein Mitglied der dreizehnköpfigen Einheit irgendetwas getan oder mitbekommen haben. Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wurde eingestellt.


    Berlin, 14. September 2011. Eine Pressekonferenz. Bodo Pfalzgraf von der Deutschen Polizeigewerkschaft hat ein echtes Berliner Eisbein mitgebracht. Während er spricht, liegt es vor ihm auf dem Tisch und glänzt weißlich vor sich hin. Pfalzgraf wettert gegen die neue Pflicht zum Namensschild für Polizisten, die gerade in Berlin eingeführt worden ist. Er behauptet, dass die neuen Namensschilder wegen scharfer Kanten lebensgefährlich seien, beugt sich plötzlich über das Eisbein und fügt ihm mit dem Namensschild einen tiefen Schnitt zu: »Wenn das die Halsschlagader trifft! Bis der Notarzt eintrifft, ist der Kollege ausgeblutet!«


    Was in den meisten Ländern der Europäischen Union eine Selbstverständlichkeit ist, löst bei der deutschen Polizei Panikattacken aus. Von allen Bundesländern haben bis 2012 lediglich Berlin und Sachsen-Anhalt Namensschilder oder personifizierte Nummern für ihre Polizisten eingeführt, anhand derer diese jederzeit identifiziert werden können – in beiden Fällen jedoch auf windelweiche Art und Weise: In Berlin müssen Bereitschaftspolizisten und ähnliche Sondereinheiten, wie sie vor allem bei Demonstrationen für die systematisch handfesteren Einsätze zuständig sind, nach wie vor nur Kennzeichen tragen, die nicht auf sie, sondern nur auf ihre Einheit verweisen. Und in Sachsen-Anhalt sind Polizisten gar zu Demo-Anlässen grundsätzlich befreit von ihrer Kennzeichnungspflicht.


    Womöglich hat die Eisbein-Panikmache des Gewerkschaftsvertreters Gründe, die etwas mit dem möglichen Verhalten von Polizisten bei Demonstrationen zu tun haben. Bei ihrem Kampf gegen die Kennzeichnungspflicht behaupten die Gewerkschaften immer wieder, dass sie vor allem Angst vor Racheakten gegen Polizisten und ihre Familien hätten. Würden die Kennzeichen aber nur mit Nummern und nicht mit Namen versehen, so ließe sich kein Rückschluss auf ihren privaten Hintergrund ziehen. Offensichtlich geht es in Wahrheit einfach nur darum, nicht individualisierbar zu sein – ein Bestreben, das zutiefst mit den inneren Strukturen der Institution Polizei zu tun hat. »Damit«, schreibt die Soziologin Elke Steven, »wird ein falscher, bürgerwidriger geschlossener Gruppengeist erzeugt, statt die PolizeibeamtInnen für ihre schwierige Aufgabe dauernder Güterabwägung unter dem Blickwinkel des Gewalteinsatzes zureichend zu schulen.«


    Steven ist Sekretärin des Komitees für Grundrechte und Demokratie, das seit seiner Gründung vor über dreißig Jahren immer wieder Demonstrationsbeobachtungen organisiert hat, um als Zeugen polizeilichen Angriffen auf das Versammlungsrecht entgegentreten zu können. Eine Arbeit, die dringend nötig scheint, denn erst dadurch, dass Polizisten auf Demonstrationen mit ihren Helmen und den oft nach unten geklappten Visieren nicht identifizierbar sind, entsteht eine Täterkultur, die bisweilen Gewalt gegen demonstrierende Menschen akzeptiert. Eine Cop Culture entwickelt sich, bei der durch Korpsgeist und die damit einhergehende »Mauer des Schweigens« zusammengeschweißte Einheiten einzelne Gewalttäter decken, anstatt sie jemals zurechtzuweisen oder gar vor Gericht zur Rechenschaft zu ziehen.


    Was die Polizisten viel zu selten tun, kann andererseits für die Demonstranten geradezu gefährlich sein. Denn Anzeigen wegen Polizeigewalt gehen unter Umständen nach hinten los: Da die Täter nahezu nie eindeutig identifiziert werden können und andere Polizisten fast niemals gegen ihre Kollegen aussagen, enden Verfahren gegen Polizeibeamte so gut wie nie mit einer Verurteilung. In den nuller Jahren stellten die deutschen Staatsanwaltschaften sage und schreibe 95 Prozent aller eingeleiteten Strafverfahren wegen Körperverletzung im Amt ein. Dabei wurde überhaupt nur ein Bruchteil der tatsächlichen Übergriffe vor Gericht verhandelt, denn die Verfahren können für die Anzeigensteller unangenehme Konsequenzen haben: Grundsätzlich müssen Demonstranten als Folge ihrer Anzeige mit einer Gegenanzeige rechnen, die routinemäßig von der Polizei erfolgt und auf »Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte« lautet – ein Typus von Anzeigen, der wiederum praktisch immer erfolgreich ist und zu Bestrafungen der Demonstranten führt. Besagter »Widerstand« beginnt übrigens bereits mit dem Herauswinden aus einem Haltegriff – oder sogar dem Stemmen gegen die Laufrichtung des Vollstreckungsbeamten. Er ist also äußerst interpretationsabhängig und liefert Polizisten die Möglichkeit, bei nahezu jeder Auseinandersetzung mit Demonstranten zu klagen.


    Erschreckend und abschreckend das alles, nicht? Trotzdem deutet die Öffentlichkeit die Fakten häufig durch folgende Denkweise um: Zugegeben, Demo-Gewalt von Polizisten gibt es, aber doch wohl nur, weil sie ab und zu geboten erscheint. Polizisten schlagen schon mal zu, aber doch nicht gegen die friedlich demonstrierende »Mitte der Gesellschaft«, sondern nur gegen die bösartige Minderheit der wirklichen »Chaoten« und »Krawallmacher«.


    Nun, erstens haben auch Minderheiten Rechte, und auch Minderheiten, die sich bescheuert benehmen. Und zweitens war es die Polizei selbst, die nach dem Berliner 1. Mai 2011 auf das Schönste offenlegte, wie rabiat sie gegen schlicht jeden vorgeht: Da klagten nämlich – kein Witz jetzt! – Polizisten in Zivil gegen ihre uniformierten Kollegen wegen des allzu brutalen Einsatzes von Faustschlägen und Pfefferspray, dessen Opfer sie geworden waren.


    


    


    ÜBERWACHT WERDEN


    


    Man kann es im Netz als Video finden: Sächsischer Landtag, Rede des Abgeordneten Falk Neubert vom 26. September 2012. Neuberts letzte Rede bis auf weiteres, denn gleich im Anschluss soll über seine Immunität abgestimmt werden. Der Abgeordnete der Linkspartei wird sie verlieren; SPD und Grüne werden zum Teil gegen ihn stimmen, CDU und FDP geschlossen. Und ach ja, die NPD stimmt auch gegen ihn. »Worum es heute geht, ist die Haltung dieses hohen Hauses zur Verteidigung der Demokratie«, sagt Neubert in den Saal hinein; manche der Parlamentarier gucken nicht einmal hoch von ihren iPads.


    Dabei gibt es seit Jahren gute Gründe, genauer hinzuschauen und ruhig auch mal etwas lauter zu werden, wenn in Sachsen Politik gemacht wird. Ich habe den Abgeordneten Neubert bereits im Mai 2012 im sächsischen Landtag besucht, als die Aufhebung seiner Immunität erst beantragt war. Neubert, Jahrgang 1974, ein dynamischer, sehr präziser Typ, saß in seinem spartanischen Büro wie in einem Durchgangszimmer. Der Antrag gegen ihn war bereits vor mehr als einem Jahr in Gang gesetzt worden. Wofür Neubert vor Gericht kommen sollte? Dafür, dass er demonstriert hatte. Dafür, dass er sich am berüchtigten 19. Februar 2011 wie viele Tausend andere auch an einer Blockade gegen Neonazis beteiligt hatte.


    Willkommen in Dresden, der Hauptstadt des »Extremismus-Theorems«. So hat die ZEIT einmal die fragwürdige Gleichung des sogenannten bürgerlichen Lagers bezeichnet, das grundsätzlich nicht zwischen rechtsextrem und linksextrem unterscheidet und dazu praktisch jeden als »linksextrem« einstuft, der sich aktiv gegen Rechtsextremismus einsetzt. Allein die friedliche Blockade, an der sich Neubert im Februar 2011 gegen den Nazi-Aufmarsch durch Dresden beteiligt hatte, bestand aus 1700 Menschen – sollten das wirklich alles »Extremisten« gewesen sein (Unbedingt Gegendemonstrant werden)? Die politische Stimmung, auf der das Desaster der polizeilichen Zerschlagung des Demo-Tages von 2011 beruhte, hatte ihre Gründe nicht bloß in einer offiziellen Stadtkultur, die trotz Tausender quer durch die Innenstadt marschierender Neonazis vor allem Ruhe und kein Aufsehen wollte. Sondern ebenso auch im Regierungsgeist der schwarz-gelben Berliner Koalition: In der gesamten Bundesrepublik müssen auf Geheiß von Familienministerin Kristina Schröder seit 2011 sämtliche förderabhängige Initiativen eine neue »Extremismus-Klausel« unterschreiben, die sich, »gerecht verteilt«, sowohl gegen Links- wie gegen Rechtsextremismus verwahrt – und damit Neonazitum als bloß eine von vielen gleich bedrohlichen Denkrichtungen verharmlost.


    Worauf zielten die politischen Bestrebungen von Stadt und Staat rund um den Februar 2011 ab? In seinem Büro muss Falk Neubert nicht lange überlegen. Für ihn fallen die diversen Aktionen von Behörden und Justiz unter ein einziges Konzept: Delegitimierung. »Es ging um die Delegitimierung von demokratischem Protest. Die Demokraten sollten nicht protestieren dürfen, wie sie wollten. Stattdessen wurden sie mit allen zur Verfügung stehenden gesetzlichen und ungesetzlichen Mitteln kriminalisiert.« Und das auf brachiale Weise: Da gab es etwa die Einheiten des LKA, die bereits vor, während und nach den Demonstrationen in ganz Deutschland rechtlich fragwürdige Hausdurchsuchungen durchführten, um womöglich Verunsicherung zu verbreiten und einer angeblichen, niemals entdeckten linksextremistischen Krawallvereinigung auf die Spur zu kommen. Da gab es die vollständigen Verbote, mit denen alle Blockaden und Demonstrationen des »Dresden Nazifrei«-Bündnisses diesseits der Elbe überzogen wurden, und da gab es die bereits auf der Autobahn gestoppten Busse sämtlicher Unterstützer aus anderen Städten. Oder da gibt es das Stichwort »Pepperball«, das man nur einmal bei YouTube eingeben muss, um zu sehen, wie Sondereinheiten schreiend fliehende Jugendliche mit Patronen von Pfeffer-Reizgas beschießen – die Erlaubnis zum Einsatz dieser hochgefährlichen Waffe war ein Jahr zuvor eigens für den 19. Februar ausschließlich in Sachsen eingeführt worden. »Zum ersten Mal dürfen die Elitepolizisten Pfefferkugeln auf Chaoten feuern«, textete schön anschaulich die Bild-Zeitung, »pünktlich zur Demonstration.«


    Spricht man aber über die Delegitimierung der Gegendemonstranten von Dresden, so muss man vor allem über die Funkzellenabfrage jenes 19. Februar 2011 sprechen, bei der die Dresdener Polizei über eine Million Mobilfunkdaten von Telefonkunden erfasste und auswertete. Diese Abfrage stellt für sich genommen einen monströsen Skandal im Skandal dar. Denn Delegitimierung bedeutet hier: Grundsätzlich ist jeder verdächtig, der sich zur falschen Zeit am falschen Ort befindet. In Dresden waren das über 320.000 Menschen, deren Daten Polizei und Staat nach Gutdünken auswerteten, worüber sie übrigens bis heute keine Rechenschaft abgegeben haben.


    Falk Neubert hat gegen diese Praxis geklagt. Ihm wurde ein Protokoll zugestellt, das insgesamt 123 »Kommunikationsvorgänge« rund um seine Person aufweist. Mit entsprechender Software ist es möglich, aus solchen Vorgängen durch automatisierte Datenanalyse Zusammenhänge zwischen Menschen abzulesen. Wie ein gegen einen Feind vorgehender Geheimdienst legt die Polizei ohne Anfangsverdacht Risikodateien über die Bevölkerung an. Juristisch ist ihr Vorgehen unerhört, eigentlich müsste es ähnlich wie die Vorratsdatenspeicherung vom Bundesverfassungsgericht für grundgesetzwidrig erklärt werden. Bis aber Derartiges geschieht, sammeln die Behörden munter weiter.


    Vertrauen, das ist nach solchen Ereignissen wie dem Dresdener 19. Februar 2011 ein großes Wort. Falk Neubert lacht trotzdem. »Die Leute haben sich nicht unterkriegen lassen«, sagt er. Ein Jahr nach dem Desaster war der Februar des Jahres 2012 ein Sieg der Demonstranten von Dresden nicht nur gegen die Neonazis, sondern auch gegen eine Amtskultur, die jede aufmüpfige Zivilcourage an den Pranger hatte stellen wollen. 2012 kamen die Neonazis keine paar Häuserblöcke weit, denn endlich drohte die Stadt blockierenden Demonstranten nicht mehr mit sofortiger Räumung. Die Blockaden finden inzwischen in der Dresdener Bevölkerung breite Zustimmung, und darauf hatten die Behörden endlich verzögert reagiert. Ganz sicher sei Vertrauen verlorengegangen, sagt Neubert, aber das sei auch gut so: »Wenn man sich ansieht, was diese Behörden gegen die Demonstranten unternommen haben, dann kann es nicht mehr um Vertrauen gehen. Dann ist gesundes Misstrauen gegen die Behörden gefragt – immer friedlich, aber von jetzt an immer auch möglichst kritisch.«


    


    


    DIE POLIZEITAKTIK KENNEN


    


    A. Angegriffen werden Zauberurteil ist einmal mehr der Brokdorf-Beschluss von 1985. Denn eindeutig haben sich im Laufe der vergangenen Jahrzehnte nicht nur die Demonstranten verändert, sondern auch die Taktiken der Polizei im Umgang mit ihnen. Anders als zu Zeiten der 68er und Anfang der achtziger Jahre werden Demonstranten heute nahezu niemals von einer ganzen Front knüppelschwingender Polizisten angegriffen. Die wohl berühmteste Brachialstrategie dieser Art war die sogenannte Leberwursttaktik der Westberliner Polizei, die ihr Präsident Erich Duensing 1967 mit folgendem unsterblichen Satz erklärte: »Nehmen wir die Demonstranten als Leberwurst, dann müssen wir in die Mitte hineinstechen, damit sie an den Enden auseinanderplatzt.« Heute wird nicht mehr so grob von außen gegen alles gekeult, was nicht bei drei von der Straße ist. Stattdessen umgeben und begleiten die Polizisten die Demonstranten auf ihrem Weg, denn ihr Auftrag ist nun einmal sowohl der Schutz der Demonstranten als auch der aller anderen Passanten. Kommt es aber doch zur Konfrontation, so wird die Polizei heutzutage in den allermeisten Fällen alles tun, bloß nicht geschlossen auf eine Menge zustürmen. Frontalaktionen sind heute höchstens noch so etwas wie Retro-Phänomene und allerletzte Möglichkeiten. Läuft alles nach Polizeiplan, so sind die nachfolgenden beiden Taktiken mehr nach Zeitgeschmack.


    


    B. Gekesselt werden Habe ich gerade gesagt, dass sich die Polizeitaktik spätestens seit 1985 liberalisiert hat? Nun ja, die ganze Wahrheit war das sicher nicht. Denn die bis heute hochbeliebten Kessel- und Wanderkessel-Taktiken sprechen nicht unbedingt für meine These. Am sogenannten Kesseln von Demonstranten ist in den vergangenen Jahren allerhöchstens menschenfreundlicher geworden, dass die Polizei jetzt auch öfter ein Dixie-Klo zu den Menschen stellt, die über viele Stunden so dicht von Polizisten umringt werden, dass sie in keine Richtung mehr entkommen können. Juristisch stellen Kessel eine Form des »Gewahrsams« dar; sie dürfen von der Polizei nur eingesetzt werden, wenn dadurch die Begehung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Gefahr für die Allgemeinheit verhindert werden kann oder aber Platzverweise durchgesetzt werden sollen. Meist sollen Kessel Druck aus komplizierteren »Großlagen« nehmen, gewalttätig erscheinende Demonstranten aus dem Spiel nehmen oder aber andere Demonstrationen vor Gegendemonstranten schützen – was alles wichtig und richtig sein kann. Kessel sind zumindest ein ungleich zivileres und besseres Mittel zur Vorbeugung von Eskalationen als die früheren Frontalschlachten. Trotzdem werden sie häufig auch eingesetzt, um Demonstranten einfach nur abzustrafen. Oft kommt es nachträglich zu Prozessen über ihre Rechtmäßigkeit. Für die Eingesperrten sind Kessel nämlich deprimierend und äußerst anstrengend – nach vielen Stunden ohne jeden Hinweis auf ein Ende der Festsetzung führen sie nachvollziehbarerweise zu großer Empörung und Wut. Die »Bundesarbeitsgemeinschaft kritischer Polizistinnen und Polizisten«, die für die Wahrung der Menschen- und Bürgerrechte im Polizeidienst kämpft, hat sich sogar explizit in Reaktion auf eine derartige Kessel-Drangsalierung gegründet: Im »Hamburger Kessel« wurden 1986 über 800 Demonstranten mehr als 13 Stunden lang auf dem Heiligengeistfeld festgehalten. Rechtlich ebenso fragwürdig sind die sogenannten Wanderkessel, bei denen ganze Demonstrationszüge so eng von Polizei umgeben werden, dass niemand zum Zug dazustoßen und niemand ihn verlassen kann. Sicherlich gibt es Demonstrationszüge, von denen Gewalt gegen Sachen oder »Gefahr für die öffentliche Sicherheit« ausgehen kann. Fortwährend eingepfercht und dadurch im Grunde eingeschüchtert und diskriminiert, werden die betroffenen Demonstranten aber gewiss nicht friedlicher gestimmt. Kessel und Wanderkessel dienen allen möglichen polizeilichen Zwecken – der Gewaltminderung aber in vielen Fällen eher nicht.


    


    C. Herausgegriffen werden Weil die Polizei seit dem Brokdorf-Beschluss bestrebt ist, gleichzeitig die Versammlungsfreiheit zu garantieren und für Sicherheit zu sorgen, ist sie heute auf Demonstrationen ununterbrochen mit einer einzigen komplizierten Abwägung beschäftigt: Zumindest der Theorie nach versucht sie beständig zu unterscheiden, wer in ihren Augen ein gewalttätiger Demonstrant ist und wer nicht. Taktik ihrer Wahl ist dazu heutzutage das »Herausgreifen« von einzelnen Demonstranten, die auffällig geworden sind. Das ist der Job der Beweissicherungs- und Festnahmeeinheiten, die unter anderem auf Großeinsätze bei Demonstrationen abonniert sind. Bei »beweissichernden Festnahmen« wird, wieder der Theorie nach, niemand einfach so angegangen, bedrängt oder festgenommen. Stattdessen filmen oder beobachten die Einheiten die Menge vom Rand aus und verständigen sich über dort begangene Straftaten, etwa einen Steinwurf. Sie sprechen per Funk oder Zeichen ihr Ziel ab und dringen kurz in die Versammlung ein, um die betreffende Person herauszuziehen. Sicher schüchtern solche Festnahmen auch die Umstehenden ein und steigern deren Wut – aber ich spreche hier ja nur vom Versuch der Polizisten, den Ansprüchen des Polizei- und Verwaltungsrechts zu genügen, welches alle friedlich Demonstrierenden durch das Versammlungsrecht vor der Polizei schützt. Auch wenn sich die plötzlichen Durchmärsche der Polizisten inmitten einer Menschenmenge also oft sehr aggressiv anfühlen und dann die Stimmung unter den Demonstranten weiter anheizen, muss man der zugrunde liegenden Taktik zugutehalten: Sie versucht zumindest vom Prinzip her, Grundrechte zu wahren, allerdings eben in komplexen Konfliktsituationen, in denen sich meistens die Aggressionen der beiden Parteien gegenseitig hochschaukeln.


    


    


    DURCH JEDE POLIZEIKETTE KOMMEN


    


    Wohin Sie auch kommen bei Ihrer Demo, die Polizei erwartet Sie schon. Schon immer haben die Beamten Demonstrationszüge begleitet und Kundgebungen zur Seite gestanden, seit den achtziger Jahren aber hat sich ihr Auftreten im Raum stark verändert. Oder besser gesagt: verfeinert. Die Einsatzleitung der Polizei denkt heute raumtaktisch, was bedeutet, dass sie komplexe Streckenplanung betreibt. Im Falle einer gelungenen Raumtaktik wird mit der Menge so gespielt, dass sie ein halbwegs befriedigendes Demo-Erlebnis bekommt, dabei aber vor allem nicht aus Polizeisicht gefährlich werden kann. Einheiten der Polizei schieben sich also etwa auf ein Funkkommando hin in Zweierketten hinein in eine wütende Menschenmenge, trennen diese Menge in zwei Hälften und fangen an, die eine Hälfte auf eine Kreuzung zu drängen. Dort weichen zur gleichen Zeit andere Polizisten zurück, für die halbierte Menge tut sich Raum auf, die Menschen beginnen, weg von der anderen Demo-Hälfte zu fluten … Oder so ähnlich.


    Teile und herrsche! Diese altehrwürdige politische Strategie führt auf modernen Demonstrationen ihr polizeiliches Nachleben. Demonstranten wollen freilich gerne möglichst kraftvolle Zeichen setzen und sich darum höchst ungern von ihrer eigenen Ortswahl abbringen lassen. Es kann also bei Demos notorisch darum gehen, die Ketten der Polizei zu durchbrechen.


    Wobei »durchbrechen« genau das falsche Wort ist. Die einzig erfolgversprechende Technik ist nämlich gerade nicht das rabiate Anrennen gegen Polizeibeamte, sondern das sogenannte Durchfließen: Fast immer werden mehr Demonstranten durch eine Polizeikette hindurchwollen, als Polizisten in dieser Kette stehen. Erstere laufen nun nicht hintereinander, sondern »fächern sich auf«, bewegen sich also nebeneinander und versuchen, an möglichst vielen Stellen zugleich durch die Kette zu kommen. Auch Polizisten haben ja nur zwei Arme; unmöglich können einige wenige Beamte Sie und Ihre Mitdemonstranten alle auf einmal aufhalten. Gut organisiert in Fingern und Bezugsgruppen, klappt das Durchfließen von Polizeiketten am besten (Gruppen und Finger); aber auch spontan lohnt es sich, nicht hintereinander, sondern genau gleichzeitig mit möglichst vielen anderen nebeneinander zwischen den Polizisten hindurchzulaufen. Dabei muss vermittelt werden, dass man keine Konfrontation wünscht und friedlich ist – durch einen ruhigen, bestimmten Gang und offen gezeigte Hände, aber auch dadurch, dass einzelne Demonstranten die Polizisten direkt ansteuern, ihre Gewaltfreiheit mit Blickkontakt und Ansprache unter Beweis stellen: »Ich werde jetzt hier friedlich durchgehen!« Was aber, wenn Sie armer Tropf ausgerechnet der eine Demonstrant sind, den ein Polizist sich trotzdem greift, wie das einem Demonstranten neben mir bei einer allerdings ziemlich turbulenten Berliner Demo gegen Wohnungsnot und steigende Mieten im Juni 2012 passiert ist, bei der die Jahrestagung der Immobilienwirtschaft im Nobelhotel Ritz-Carlton blockiert werden sollte? Einer der Polizisten bekam meinen Nebenmann zu fassen, rang ihn halb zu Boden, ließ ihn dann aber unvermittelt wieder los. Oft wird Ihnen auf diese Weise gar nichts geschehen, denn Ihr Polizist ist ja zum Sichern eines Durchgangs und zum In-einer-Kette-Stehen eingeteilt worden – und nicht zum zeitaufwendigen Verhaften von Demonstranten. Vermutlich wird er versuchen, Sie wieder zurück auf Ihre Seite zu drängen, aber ansonsten den Teufel tun, sich länger mit Ihnen abzuplagen und Sie festzuhalten.


    


    


    PFEFFER, WASSER UND SCHLÄGE ERTRAGEN


    


    Ich saß am Moritzplatz und weinte. Der Mai-Aufzug des schwarzen Blocks war vorbei. Um mich herum tobte die Kreuzberger Mai-Nacht: Einzelne Demonstranten irrten über den Platz, lagen biertrinkend und plaudernd im Gras oder diskutierten mit Polizeiwachen, die den Zugang zum Myfest-Volksfest abriegelten. Polizei- und Krankenwagen fuhren in Kolonnen vorbei. Über Berlin lag Sirenengeheul und Hubschrauberlärm. Die Polizei hatte kurz zuvor den Aufmarsch der »Revolutionären 1. Mai«-Demonstration geschickt beendet, nachdem Leute aus dem schwarzen Block immer weiter mit den begleitenden Polizisten aneinandergeraten waren: Sie hatte den Zug auf einer breiten Straßenfläche vor dem Jüdischen Museum zum Halten gebracht und dann durch Stoßtrupps in die ursprünglich dichte Menge hinein zerstreut. Einige Schwarzmaskierte hatten eine Europalette angezündet, ein Junge zur Belustigung aller vergeblich versucht, eine Deutschlandflagge von einem hochragenden Fahnenmast zu reißen, andere hatten sich wüst mit Polizisten herumgestritten. Ich hatte noch immer aufgeputscht mit einigen Hundert anderen Demonstranten vor dem Museum herumgestanden und nicht so recht gewusst, wohin wir jetzt weitergehen sollten.


    Und plötzlich waren die Polizisten neben mir über eine Frau hergefallen, anders kann man es nicht bezeichnen. Sie war ein Punk und dunkelhäutig, und ich weiß nicht, ob sie etwas getan hatte – mich entsetzte in dem Moment vor allem, dass die Beamten unter all den Demonstranten ausgerechnet eine dunkelhäutige Frau herausgriffen und zu Boden schleuderten, dass sie zu acht oder neunt um sie herumstanden und halb auf ihr knieten, sie zu fesseln schienen, während wir anderen nach einer Schrecksekunde auf das Knäuel zuliefen, kläglich und viel zu kraftlos unser »Keine Gewalt! Keine Gewalt!« riefen und die äußeren Polizisten in ihren Rüstungen anstupsten. Die Beamten bildeten absichtlich eine Mauer gegen Blicke und Fotos – was geschah dort drinnen? Schlugen sie die Frau? Fesselten sie sie? Die paar anderen und ich schrien die ganze Zeit verzweifelt unseren Spruch, während um uns herum die Demo einfach weiterwogte. Ich dachte krampfhaft darüber nach, ob die Frau vielleicht zuvor etwas getan hatte; mein ganzes Denken galt verzweifelt nur dieser einen Möglichkeit, dass das, was die Polizisten da gerade taten, doch bitte irgendwie gerechtfertigt sein musste.


    Dabei ist das nun wirklich egal. Mindestens die Art und Weise der Festnahme war nicht in Ordnung, in jedem Fall war da mehr Gewalt im Spiel als notwendig, meiner Meinung nach geschah da mitten in der Menschenmenge einfach nur Unrecht. Im Nachhinein weiß ich das, damals aber war ich bloß panisch. Ich wünschte, ich hätte mich im Vorhinein mehr damit beschäftigt, zu welchen Situationen es auf Demos mit Polizeikontakt kommen kann; ich wünschte, ich hätte an jenem 1. Mai genauer gewusst, was ich tun könnte. Stunden später, nach langem Herumlaufen, Diskutieren und Beobachten, saß ich jedenfalls am Moritzplatz und war noch immer vollkommen verzweifelt.


    Wer demonstrieren geht, der kann Gewalt erleben – am eigenen Leib oder bei anderen. Es kann also zu belastenden Situationen für Sie kommen, und diese sollten Sie so gut wie möglich kennen. Vor allem geht es um das Wissen, welche Handlungsspielräume Sie überhaupt haben: Fügen Ihnen etwa Polizeibeamte Schmerzen zu, um Sie aus einer Sitzblockade herauszuwinden, so haben Sie die Möglichkeit, entweder freiwillig aufzustehen, sich in den ungefährlicheren »Paket«-Blockadesitz zu begeben oder aber weiter maximalen Widerstand zu leisten (Bei einer Sitzblockade mitmachen). Im Falle der jungen Frau vor dem Jüdischen Museum wiederum hätte ich mehr Demonstranten auf den Vorfall aufmerksam machen sollen, damit die Polizisten nicht einfach ungerührt fortfahren konnten. Ich hätte auch versuchen können, nach der individuellen Kennzeichnung eines der Polizisten Ausschau zu halten oder jemanden von ihnen anzusprechen, obwohl er mich im allgemeinen Tohuwabohu bestimmt abgewimmelt hätte.


    Ich hätte mich einfach besser vorbereiten sollen. Diverse Organisationen und Zusammenschlüsse bieten Aktionstrainings an, die auf Demonstrationen vorbereiten und ihre Extremsituationen durchspielen. Besuchen Sie solche Aktionstrainings, und gehen Sie danach möglichst nicht alleine demonstrieren. Bezugsgruppen oder zumindest Freunde, denen man vertraut und mit denen man Situationen gemeinsam durchstehen kann, machen die Sache leichter. In jedem Fall ist es wichtig, nicht wie ich völlig bescheuert als Einzelkämpfer durch eine Demo zu stapfen.


    Bei großen Demonstrationen gibt es in der Regel Sanitäter, »Demo-Sanis«, die man jederzeit ansprechen kann, und ebenso einen sogenannten Ermittlungsausschuss, der zentral per Telefon beispielsweise Meldungen darüber entgegennimmt, ob jemand festgenommen oder wieder freigelassen wurde. Die entsprechende Telefonnummer kursiert meist vor der Demo auf Flyern und im Internet und wird oft auch über Lautsprecher durchgesagt. Viele Demonstranten schreiben sie sich direkt auf ihre Arme. Kommt es zu polizeilichen Übergriffen, so sollte man unbedingt möglichst schnell den Ermittlungsausschuss davon unterrichten – und außerdem selbst ein Gedächtnisprotokoll aufschreiben, um später gegen die beobachtete Willkür juristisch vorgehen zu können.


    


    


    AUF DAS DAMIT-MACHST-DU-DIR-KEINE-FREUNDE-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Sie werden sich von der Polizei wegtragen lassen, wenn es darauf ankommt, und zwar nicht um die Polizisten zu ärgern, sondern um Ihrem Protest mehr Nachdruck zu verleihen. Ihre Freunde starren Sie an wie einen bösartigen Staatsfeind. Schließlich findet Ihre beste Freundin die Sprache wieder: »Mit so etwas«, sagt sie, »machst du dir keine Freunde! Weder bei der Polizei noch bei sonst irgendjemandem!«


    Das nennt man wohl ein Paradox: Niemand anderes als Ihre beste Freundin hat Sie soeben davor gewarnt, es sich mit irgendwelchen fremden Leuten irgendwo da draußen zu verderben, die angeblich ebenfalls »Freunde« sein sollen. Müssen heutzutage denn alle Freunde sein, herrscht jetzt republikweit Friede-Freude-Eierkuchen-Zwang? In diese Richtung zielt das Freunde-Argument zumindest. Es suggeriert, dass doch bitte alle gemeinsam an einem Strang ziehen sollen und dass man ein Nervbold ist, wenn man den Gemeinschaftsgeist stören will. Spannend wird diese Zielrichtung, sobald man einmal überlegt, wer in einer Gemeinschaft eigentlich gerne die Harmonie des Gemeinschaftsgeistes beschwört. Genau: Es ist stets die Mehrheit, die instinktiv findet, dass die Minderheit sich doch bitte nicht so aufführen, sondern schön brav wieder ins Glied einreihen sollte.


    Einfache erste Reaktion auf diese einfachen Instinkte: Nein, einreihen ist nicht so toll. Lieber sollten umgekehrt Menschen, die sich für die Mehrheit halten, einmal darüber nachdenken, ob sie selbst wirklich mit allen anderen als Gemeinschaft übereinstimmen. Denn in Wahrheit ist jeder von uns regelmäßig in vielen Prägungen und Meinungen Minderheit – von den Klassikern Ethnizität, Schichtzugehörigkeit und Geschlecht ganz zu schweigen, die den absoluten Großteil der Bevölkerung zu Minderheiten stempeln. Wer über diese vielen beständigen gesellschaftlichen Unterschiede nicht sprechen will, der ignoriert genau die Probleme, an denen doch eigentlich gearbeitet werden muss. Anstatt für die Stärke und Emanzipation von Minderheiten zu argumentieren, tut er so, als gäbe es eine Art Deutschland-AG, bei der wir alle fröhliche Teilhaber wären und deren Dauer-Betriebsausflug niemand vermiesen dürfte.


    Letztlich geht es also beim Damit-machst-du-dir-keine-Freunde-Argument um nichts anderes als um die offizielle Wahrung guter Stimmung nach außen hin. Die Leute mögen Probleme haben, sie sollen aber bitte nicht öffentlich rummeckern. Wie schlimm diese Stuttgarter Dauerdemonstranten den Straßenverkehr verstopfen! Was unsere Badegäste wohl über diese Kostenloser-Zugang-zu-den-Nordsee-Stränden-Demonstranten denken! Was diese kurzsichtigen Münchener Landebahn-Gegner uns Steuerzahler eines Tages kosten werden! Allen diesen Sentenzen zufolge macht man sich keine Freunde, wenn man angeblich der Allgemeinheit schadet – übersehen wird dabei aber immer wieder, dass die Allgemeinheit sich aus unzähligen verschiedenen Interessen zusammensetzt und dass diese mit gutem Recht vertreten werden sollten. Es geht schlichtweg nicht darum, alle Welt zum Freund zu haben, sondern vielmehr darum, die eigene Meinung zu vertreten, durch Protest aufzurütteln, auf Missstände oder Probleme aufmerksam zu machen und, ja, mittels Argumenten möglichst viel Solidarität für die eigenen Positionen zu erzeugen. Aber dazu muss man auch durchaus unfreundlich sagen dürfen, was einem nicht passt – und Freunde, echte gute Freunde sind übrigens Leute, die auch widerstreitende Positionen gut ertragen können. Ihre echten Freunde zumindest bleiben hoffentlich Ihre echten Freunde, selbst wenn sie dermaßen skeptisch und pessimistisch über Ihr Engagement sprechen wie eben gerade Ihre beste Freundin. Und Skepsis ist auch das, worüber jetzt Wolfgang Link spricht, der seit vielen Jahren die Gewerkschaft der Polizei in Hessen vertritt – und der sowohl das schwierige Geschäft der Polizei als auch das der Demonstranten kritisch betrachtet.


    


    


    ES SPRICHT: DER SKEPTISCHE PERSONALRAT. WOLFGANG LINK ÜBER DAS DEMO-LEBEN ALS POLIZIST.


    


    Ich bin mit 16 Jahren Polizist geworden und war mit 18 komplett fertig mit meiner Ausbildung – Mite der siebziger Jahre war das. Ich weiß noch ganz genau: Ich musste sofort alleine auf Streife durch Frankfurt gehen, und wir hatten alle große Angst vor Terroristen. Heute sind die Leute viel älter, wenn sie ihren Dienst antreten. Hier in Hessen, wo ich im Personalrat der Frankfurter Polizei arbeite, gibt es nur noch den gehobenen Polizeidienst, also mit Abitur und Studium und allem Drum und Dran. Das ist natürlich eine gute Entwicklung für das Klima in der Gesellschaft. Früher waren Polizisten ganz anders, heute bringen sie von Anfang an mehr Augenmaß und Lebenserfahrung mit.


    Bei mir hier im Personalrat laufen die Beschwerden der Polizisten ein, wenn zum Beispiel bei Großeinsätzen etwas nicht gut funktioniert. Ich sage dann oft: Locker bleiben, denkt mal dreißig Jahre zurück. Bei den Protesten gegen die Startbahn West mussten wir drei Tage komplett am Stück raus, bloß als Beispiel. Man durfte einmal heim zum Duschen und Rasieren und ist dann sofort wieder los. Das steht heute noch so in unserem Dienstrecht, das ist einfach nicht modernisiert worden: Polizeibeamte können Aufgaben bekommen, zu denen sie bis zu 72 Stunden am Stück herangezogen werden. Drei Tage! Man kann sich heute dann vielleicht mal irgendwo hinlegen, ist aber dennoch im Einsatz. Ich habe das selbst jahrelang gemacht, damals zu Startbahn-Zeiten. Irgendwann ist einem alles egal. Man läuft nur noch wie in Trance herum. Man kriegt Steine an den Kopf geworfen von den Demonstranten, ist einem auch egal. Man ist kein normaler Mensch mehr nach solchen drei Tagen.


    Die Startbahn-Proteste Anfang der achtziger Jahre waren für mich eine schlimme Erfahrung. Sie haben mein Vertrauen in unsere Demokratie für immer erschüttert. Ich persönlich war wie nahezu jeder Frankfurter absoluter Gegner der Idee dieser Startbahn. Ich hätte gegen sie demonstriert, wenn ich nur gekonnt hätte. Stattdessen wurden wir Frankfurter Polizisten gegen unsere eigenen Mitbürger in Anschlag gebracht. Mein komplettes soziales Umfeld bei mir in meinem Stadtteil brach weg. Ich war ein Nestbeschmutzer, meine Frau und meine Kinder wurden auf der Straße angegangen. Für uns Polizisten haben diese Proteste um uns herum alles gespalten, auf viele Jahre hinaus.


    Seit damals hat sich die Polizei modernisiert und ebenso auch das Demonstrieren. Heute stecken hinter großen Demonstrationen eine unglaubliche Logistik und ein richtiges Expertenwissen der Demonstranten. Ich finde das natürlich gut, denn die Leute sollen ja unbedingt wirkungsvoll demonstrieren können. Techniken wie die Blockaden, die Idee des zivilen Ungehorsams: Das alles ist absolut in Ordnung, und das alles ist für uns als Polizisten auch kalkulierbar. Damit müssen und können wir umgehen. Gefährlich und unbeherrschbar werden Demonstrationen für uns erst in dem Moment, in dem die Polizei selbst zum Feindbild erklärt wird. Und das geschieht inzwischen leider immer öfter, es gibt immer mehr zielgerichtete Gewalt gegen Polizisten.


    Früher hieß es immer: die Polizei, der Prügelknabe der Nation, und das sollte dann manchmal heißen, dass sie Demonstranten angreift, und manchmal, dass sie selbst angegriffen wird. Ich hoffe doch sehr, dass beide Bilder nicht mehr zutreffen. Die Polizei prügelt nicht mehr und wird nicht mehr geprügelt, sie geht höchstens gezielt gegen Gewalttaten vor. Heute würde ich darum eher sagen: Die Polizei ist ein Prellbock, der Puffer zwischen Staat und Gesellschaft. Gerade Großdemonstrationen sind eigentlich Auseinandersetzungen zwischen Gerichten und Bürgern: Bürger melden sehr große Versammlungen an, und Gerichte müssen abwägen, ob von diesen Versammlungen Gefahr ausgehen könnte. Dazu kommt dann die Politik, die die Sachverhalte auslegt und kommentiert – und von der anderen Seite wir, die wir die Einhaltung der Grundrechte durchsetzen müssen, egal, wie das Urteil der Gerichte ausfällt. Ich persönlich finde nicht, dass die Gerichte in Deutschland zu hart gegen Demonstrationen vorgehen. Man muss sich nur einmal angucken, wie teilweise Mobilisierungsaufrufe der Linken im Internet zu Großdemonstrationen aussehen – da ist die Botschaft in den Videos mit den vermummten Gestalten oft vollkommen eindeutig: Wir machen die Städte kaputt, wir schlagen alles kurz und klein, was sich uns in den Weg stellt. Das sind Aufrufe zur Gewalt, und auf solche Fälle muss die Polizei selbstverständlich mit großem Sicherheitsaufwand antworten. Gewaltaufrufe nützen niemals, niemandem. Friedliche Demonstrationen dagegen können friedlich begleitet werden – und nur friedliche Demonstrationen erhalten auch Zuspruch aus der Bevölkerung.


    Mir hat 2011 und 2012 das Occupy-Camp hier in Frankfurt sehr gut gefallen. Das war eine friedliche, gute Grundstimmung und ein Anliegen, das ich und die allermeisten Frankfurter absolut unterstützen konnten. Ich war dort im Camp, niemand dort hatte etwas gegen die Polizei, die waren absolut interessiert und gewaltfrei. Als wir das Zeltlager dann das erste Mal räumen mussten, für das Demonstrationsverbot während der Blockupy-Tage, haben sich einige Occupy-Unterstützer während der Camp-Räumung in Bottiche mit weißer Farbe gesetzt, damit die Polizisten möglichst schmutzig werden. Das war eine Einheit aus Niedersachsen, die sich da mit der Farbe bekleckern musste – und für die war das entsetzlich, denn jeder Polizist hat nur zwei Einsatzanzüge, und die Niedersachsen waren mindestens vier heiße Einsatztage hier in Frankfurt. Wir von der Gewerkschaft haben dann erreicht, dass über Nacht alle 81 Anzüge gewaschen und getrocknet wurden, das war unsere einzige Chance.


    Eine typische Situation ist das, wie sie heute immer häufiger auftritt – eine Situation nämlich, die in keinem Lehrbuch steht und die weit über unser altes Berufsmodell hinausgeht. So viele Groß- und Sondereinsätze wie heutzutage hat es einfach noch nie für die Polizei gegeben. Wochenende für Wochenende steht etwas an, für uns besteht die Republik nur noch aus Events und Demonstrationen. Unsere Polizisten rasen von Bundesland zu Bundesland, sie sind nur noch damit beschäftigt, Großlagen abzusichern. Was allerdings auch bedeutet: Sie fehlen anderswo, sie verbrauchen ihre Arbeitsstunden und ihre Überstunden für die Demonstrationen und nicht für ihre anderen Aufgaben. Demonstration oder Dienst am normalen Bürger, auf diese Frage läuft es oft hinaus. Da muss dann die Streife vom Nebenrevier mit aufpassen, weil nicht mehr genug Polizisten für alle Aufgaben da sind. Dieses Problem ist inzwischen unsere Hauptsorge. So funktioniert das alles einfach nicht. Man kann nicht die öffentlichen Dienste immer weiter kaputtsparen und gleichzeitig immer mehr Einsatz von ihnen verlangen – irgendwann wird das auf die Qualität durchschlagen.


    


    Wolfgang Link, Jahrgang 1956, ist seit 1976 fest bei der Frankfurter Polizei – zuerst als Schutzpolizist, seit 2007 im Personalrat der Gewerkschaft der Polizei. Er war auf mehreren Frankfurter Revieren überwiegend im operativen Geschäft beschäftigt und erlebte dadurch mehrmals wöchentlich friedliche und gewalttätige Sondereinsätze; das bedeutet über 30 Jahre auf Dienststellen mit besonders belastenden Tätigkeiten.


    

  


  
    

    7 Die Demo und das gute Leben


    GRÜNDE ZUR ENTSPANNUNG


    


    Eines Tages im Sommer 2012 fand ich eine E-Mail in meinem Posteingang, die ich zuerst sehr traurig, dann aber wunderschön fand. Absender war die US-amerikanische Protestplattform avaaz, dieses mit insgesamt 17 Millionen Beteiligten gewaltige Pendant zum deutschen Campact, bei dem jeder eigene Vorschläge für Petitionen und Kampagnen einbringen und per einfachem Mausklick Protest einlegen kann (Per Mausklick demonstrieren). Die E-Mail war die Nachricht einer Britin namens Ria an die Plattform, die avaaz mit ihrer Erlaubnis weiterleitete. Sie lautete folgendermaßen:


    


    Ich bin 65 Jahre alt, habe Krebs im Endstadium und werde nicht mehr lange leben. Wegen meiner Krankheit kann ich fast nichts mehr unternehmen. Der Zustand der Welt, die viele Gewalt und die Ungerechtigkeit brechen mir das Herz.


    Durch eure Internet-Plattform kann sogar jemand wie ich einen Unterschied machen. Über euren Internet-Protest kann ich versuchen, diese Welt für andere zu einem besseren Ort zu machen, bevor ich sie verlassen werde. Bei euch mithelfen zu können schenkt mir große Zufriedenheit. Selbst jemand in meiner Situation ist jetzt nicht länger hilflos und machtlos. Ich kann selbständig entscheiden, ich habe die Kraft, die Dinge zu verändern.


    


    Als ich Rias E-Mail gelesen hatte, musste ich denken, wie selten ich jemanden so wie sie über das Protestieren hatte sprechen hören. Protest, das war für mich immer auch: unharmonisch, ein ganz bisschen unschön, irgendwie wilder, als ein rein harmonisches Miteinander das eigentlich mit sich bringen sollte. Aber Ria sah das andersherum, Ria beschrieb gerade ihren Protest als schön und gut. Für mich verkörpert ihr stolzes, kraftvolles Protestieren bis zum letzten Augenblick die Überzeugung, dass das Leben nicht bloß theoretisch gut sein kann, sondern gefälligst jetzt sofort gut zu sein hat. Eine Überzeugung, der dieses Kapitel nachgehen wird, das wir mit den beiden großen möglichen Außenperspektiven auf Demonstrationen beginnen.


    


    A. Demonstrieren soll guttun? Aber man hört doch immer nur Ungutes! In den Nachrichten sieht man niemals jemanden wie Ria. Dass Protest nicht nur gut für die vorgebrachten Anliegen ist, sondern ganz direkt auch einem selbst guttut, darüber wird nicht berichtet. Wie überhaupt wenig von den vielen unterschiedlichen Ausdrucksformen und langfristigen Zielen der friedlichen Protestarbeit die Rede ist (Auf das Da-geht-doch-noch-mehr-Argument antworten). Allmähliche Entwicklungen haben eben keinen knalligen Nachrichtencharakter, und allzu Friedlich-Schönes schon gar nicht. Während die allermeisten Demonstranten konstruktiv, fröhlich und jederzeit dialogbereit protestieren, erzählen uns die Medien oft eine komplett andere Geschichte, nämlich eine von Wut, Schweiß und Tränen, Molotow-Cocktails und Wasserwerfern, Massenhass und anonymen Polizeirobotern.


    Zum Glück sind die vielen verschiedenen Demonstranten dieser Jahre längst so medienbewusst, dass sie die Gier der Redaktionen nach spektakulären Bildern und Geschichten einschätzen können. Über die vergangenen Jahrzehnte hat sich eine Kultur des Demonstrierens entwickelt, bei der immer bewusster Aktionen und ihre Folgen kalkuliert werden. Demonstranten entscheiden sich zwischen verschiedenen Vorgehensweisen, vom einfachen Demonstrieren über kreativere Formen bis zum zivilen Ungehorsam. Für die bundesdeutschen Demo-Annalen waren dabei sicherlich die Proteste gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm ein wichtiges Datum, weil es dort in aller Öffentlichkeit nicht nur gewalttätige Auseinandersetzungen gab, sondern auch jede Menge Karneval, Solidarität und Zusammenleben.


    


    B. Demonstrieren soll guttun? Aber es gibt doch auch wirklich Ungutes! Leider ist das Leben nicht nur gut, und auch auf Straßen protestierende Menschen führen nicht zwangsläufig entspannt-solidarische Spektakel auf – was in Ordnung ist, denn viele Protestanlässe sind nun mal nicht heiter. Allerdings kommen auch Menschen auf Straßen zusammen, die grundsätzlich alles andere als Freude verbreiten wollen. Man denke nur an die besonders Anfang der 1990er Jahre stark ansteigende Anzahl rassistischer Übergriffe, von Hoyerswerda über Mannheim-Schönau bis Rostock-Lichtenhagen, die beileibe nicht allein von Neonazis, sondern ebenso von Anwohnern verübt wurden. Oder auch an die sogenannten Riots in vielen britischen Großstädten im August 2011, bei denen deutsche Fernsehkommentatoren und Internetforen-Vollschreiber sogleich einträchtig menetekelten, auch hierzulande würden schon bald soziale Unruhen ausbrechen und Mobs die Städte niederbrennen.


    Wenn ich dazu einen Tipp abgeben darf: In absehbarer Zeit wird das nicht passieren, dafür geht es uns einfach zu gut – zwar vielen von uns nicht richtig gut, um genau zu sein, aber doch so gut, dass in Deutschland wie in den allermeisten Ländern weltweit auch andere, konstruktivere Wege des Protests und der Beteiligung möglich erscheinen. Selbst die heftigen Empörungen der letzten Jahre in Südeuropa waren keine Aufstände. Im Übrigen stimmt es auch gar nicht, dass Massenproteste einfach so, planlos lynchmobartig hochploppen oder dass eine ganze Volksmasse von einem genialen Populisten die Meinung aufgezwungen bekommt und sodann willenlos fanatisiert über die Boulevards marodiert. Solche in Deutschland besonders verbreiteten Demo-Vorbehalte rühren unter anderem noch aus den Erfahrungen mit Nazideutschland her, das die Aufgabe des eigenen Willens und das Aufgehen in der Masse so schrecklich wirkungsvoll ästhetisierte.


    Soziologen hingegen sprechen von moral holidays, wenn Menschenmengen außer Kontrolle geraten und keinerlei Regeln mehr einhalten. Das geschieht selten und noch seltener bei vorbereiteten und angemeldeten Demonstrationen. Wie aber erklären sich überhaupt etwa die britischen Ausschreitungen von 2011 oder die Jugendkrawalle in den französischen Banlieus von 2005, die der damalige Innenminister Nicolas Sarkozy einfach nur »wegkärchern«, also mit einem Hochdruckreiniger fortspritzen wollte? Vielleicht hat die Antwort gerade mit einer derart menschenverachtenden Regierungssprache zu tun – ein andermal redete Sarkozy davon, die Jugendlichen seien ein »Wundbrand«, den es wegzuschneiden gelte. Politikwissenschaftler dagegen haben analysiert, dass es sich dabei um Vertreter von Milieus und Generationen handelte, deren »Statuspassagen« blockiert sind, denen also durch die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Verhältnisse der Übertritt in den Status eines selbständigen Erwachsenenlebens massiv versperrt ist. Krawalle über mehr als einen einzigen Fußball-Hooligan-Abend hinweg gehen fast immer von Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus sozial schwachen Milieus aus, denn nur diese haben langfristig weder Familie noch Job noch Reputation zu verlieren. Sie sehen manchmal keine andere Möglichkeit als Randale, um ihrer Wut und ihren Sorgen Ventile zu geben.


    Betrachtet man die letzte Welle der Proteste von Jugendlichen gegen die Kappung ihrer Entwicklungschancen, so sieht man allerdings, dass selbst die jungen Generationen in den meisten Fällen andere, bessere Ventile fanden und fast überall konstruktiv und nicht mobartig protestierten – egal, ob man auf die halbe Million zumeist junger Menschen schaut, die im Acht-Millionen-Einwohner-Staat Israel 2011 monatelang demonstrierten, auf die zeitgleich stattfindenden chilenischen Studierenden-Proteste oder auch auf die spanischen Empörten und ihre Platzbesetzungen.


    Es ist schwierig, die jüngsten Aufbrüche im Nahen Osten einfach so in diese Reihe aufzunehmen, weil in Ländern wie Tunesien und Ägypten 2011 keine auf Gewaltenteilung beruhenden Formen repräsentativer Demokratie etabliert waren und die Demonstrationen nicht im System ablaufen konnten, sondern ungleich aggressiver Umwälzungen einforderten. Aber zumindest wurden auch diese Unruhen genau wie die in der westlichen Welt anfänglich vor allem von 20- bis 30-Jährigen getragen, die genau wussten, wie man Massendemonstrationen organisiert. »Sie sind jung, sie sind qualifiziert, sie sind internetaffin und sie sind perspektivlos«, hat der Politikwissenschaftler Wolfgang Kraushaar diesen globalen »Aufstand der Ausgebildeten« auf einen Punkt gebracht. »Die Probleme der Jugendlichen, die 2011 auf die Straßen gingen, waren lange bekannt«, pflichtet ihm die Politologin Sabine Kurtenbach bei, »dennoch wurden keinerlei Maßnahmen zu deren Überwindung eingeleitet. Ob die Proteste gewalttätig werden, wird auch davon abhängen, ob Jugendliche nicht nur in Sonntagsreden als zentrale Akteure für die Zukunft wahrgenommen werden.«


    


    


    DIE GEWALTFRAGE WEGLACHEN


    


    Das waren noch echte Kerle, damals: Joschka Fischer und seine Kompagnons von der sogenannten Putzgruppe sind äußerst geeignete Belastungszeugen für die Ansicht, dass Demos leider nicht immer nur gut und freundlich daherkommen. Denn Joschka und die Seinen machten Anfang der siebziger Jahre den Übergang vom selbstbewussten Studentenprotest hinein in die bald schon militante Frankfurter Hausbesetzerszene nahtlos mit. Ihre »Putzgruppe« hatte nichts am Hut mit Putzigkeiten. Auf den Fotos, die im Januar 2001 die Publizistin Bettina Röhl, Tochter von Ulrike Meinhof, der Öffentlichkeit präsentierte, sieht man, wie sie martialisch ausstaffiert mit Motorradhelmen auf dem Kopf und Knüppeln oder Wackersteinen in Händen in die Schlacht ziehen – und unter anderem auch, wie Joschka Fischer und der spätere Terrorist Hans-Joachim Klein gemeinsam auf einen auf dem Boden liegenden Polizisten einprügeln.


    Harmlos und entspannt sieht anders aus. Da wurden Verletzungen von Menschen in Kauf genommen, um diffuse eigene Ziele durchzudrücken. Wenn ich diese Fotos heute eher ungläubig betrachte, so hat das damit zu tun, dass mich nicht bloß vierzig Jahre von ihnen trennen, sondern eine ganze Kultur der Gewaltlosigkeit. Während die »Putzgrüppler« auf ihren Fotos vollkommen selbstverständlich zu handeln scheinen, verkörpern heutige Demo-Gewalttäter auf Bildern und in Videos einen radikal anderen Habitus: Get in, get out – vermummtes, geducktes, hastiges Agieren aus größtmöglicher Verborgenheit heraus, in die dann schnell wieder zurückgetaucht wird. Verdeckt kann aggressive Demonstrantengewalt heute einerseits nur noch vorkommen, weil sich die Überwachungs- und Schutzmaßnahmen der polizeilichen Gegenseite rapide verbessert haben. Andererseits empfindet heute die große Mehrzahl der Demonstranten jede Überschreitung des Gewalttabus gegen andere Menschen als inakzeptabel und strebt einen »gewaltfreien Konsens« an. Kaum glaubhaft, dass diese Veränderung einfach bloß mit stetig weiterwachsender Zivilisiertheit zu erklären sein sollte.


    Denn die Wahrnehmung von politischer Gewalt hat nicht bloß mit objektiven Tatbeständen zu tun, sondern mit Zuschreibungen – sie ist relativ und hängt von den Deutungsmustern ab, mit denen sie versehen wird. Sehr anschaulich erklärt das der Bewegungsforscher Felix Kolb mit zwei Beispielen: Erstens blockierten 1994 Kurden deutsche Autobahnen, um auf ihre Unterdrückung in der Türkei aufmerksam zu machen. Damals gab es einen Aufschrei der Medien über diese »Krawalle«, Innenminister Schäubles Ruf nach dem Militär als Reaktion darauf habe ich bereits erwähnt (Polizisten verstehen). Als jedoch zweitens in den gleichen Jahren LKW-Fahrer die Brenner-Autobahn blockierten, war keineswegs von »Krawallen« die Rede. Anders als bei den Kurden galt die Autobahn-Demo der Trucker als legitimer Protest.


    Heute wie vor vierzig Jahren werden direkte Gewaltanwendungen gegen Menschen und ebenso auch massive Sachbeschädigungen von den meisten als schwere Regelverstöße angesehen. Diese eindeutigen Tabus der Öffentlichkeit sind in den vergangenen Jahrzehnten nach und nach von Protestgruppen und sozialen Bewegungen wahrgenommen und verarbeitet worden. Anfang der siebziger Jahre gedieh zumindest in den besetzten Häusern Frankfurts eine ganz andere Mentalität, eine »neue, blinde Automatik der Militarisierung«, wie das der Historiker Gerd Koenen einmal genannt hat, mit sonntäglichen Wehrsportübungen, koordinierten Wurfsalven auf heranrückende Polizeikolonnen und dem Kampfspiel, in den Schlachten möglichst Utensilien der Polizisten zu erobern. Heute dagegen wird Protest längst auf den allermeisten Demonstrationen in einer Atmosphäre der gegenseitigen Toleranz ausgelebt, in der aber auch Kritik möglich ist, sobald jemand anderes übergriffig wird – und sei es in Worten: Im Mai 2012 war ich bei einer kleineren Demonstration gegen eine angemeldete Neonazi-Demo in Berlin-Hohenschönhausen dabei. Das gute Dutzend Nazis stand auf der anderen Seite der Straßenkreuzung herum, wollte auf lokalpatriotisch machen und hatte neben Deutschlandfahnen auch Fahnen mit dem Berliner Bären dabei. Auf der Straße trennte uns eine Polizeikette, dahinter standen wir vielleicht hundert Gegendemonstranten, wie immer ein wildes Gemisch aus den Leuten von der Antifa (wer würde den Nazis permanent etwas entgegenhalten, gäbe es nicht sie?) und anderen engagierten Bürgern. Wir alle schrien und pfiffen, was das Zeug hielt – und mitten in unsere Parolen hinein brüllte mit sich überschlagender Stimme ein jugendlicher Autonomer aus der ersten Reihe, direkt am Sperrgitter: »Alle Nazis sind schwul!« In Sekundenschnelle wurde er durch ein Stimmenkonzert der anderen Gegendemonstranten unterbrochen: »Sofort aufhören!«, »Sexist!«, »Keine homophoben Sprüche, da können wir das hier gleich sein lassen!« Woraufhin sofort eine viel bessere, neue Parole ertönte, die wir auf die Melodie von »Ihr könnt nach Hause gehen« minutenlang lachend und aus tiefstem Herzen über die Kreuzung hinweg den Nazis entgegenschmetterten: »Ihr habt den Krieg verloren! Ihr habt den Krieg verloren! Ihr habt, ihr habt den Krieg verloren!«


    


    


    BLICKE ABPERLEN LASSEN


    


    Undurchschaubar. Kalkweiß. Mit leeren Augen. Einem kühnen Spitzbart. Pink geschminkten, künstlich erhitzten Wangen. Und einem riesigen, mysteriösen, über alle Widerstände triumphierenden Lächeln im Gesicht. So sieht er aus, der prägende Kopf der neuen Proteste. In den vergangenen Jahren war er plötzlich überall zu sehen. Gab es ein Foto von einer Demonstration, so stand meist auch irgendwo jemand mit einer dieser merkwürdigen Masken herum, wie sie durch den Film V wie Vendetta der Wachowski-Geschwister bekannt geworden waren. Im Film tarnen die Masken ein Attentat der Helden Evey und »V«, die in einem Science-Fiction-England gegen eine faschistische Partei ankämpfen. »V« verkleidet sich als der historische Guy Fawkes, der 1605 versuchte, das britische Parlament mitsamt Insassen in die Luft zu sprengen. Am Ende gelingt der Anschlag. Inmitten einer mit Guy-Fawkes-Masken ausstaffierten Volksmasse detonieren die Houses of Parliament.


    In die Occupy-Bewegung und überhaupt in die vielen ineinander verzahnten Protestereignisse der Jahre seit 2011 geriet die Maske durch die Anonymous-Bewegung hinein. Dieses ursprüngliche Hacker-Kollektiv, dessen Namen und Auftritt dem Anspruch nach jeder benutzen darf, machte seit etwa 2008 mit spukhaften Botschaften und Netzwerkangriffen gegen missliebige Ziele (Per Mausklick demonstrieren) auf seine Kernthemen aufmerksam: Unabhängigkeit des Internets, Informationsfreiheit, Redefreiheit. Bald schon zeigten die Hacker sich auch bei anderen Anlässen, griffen in den USA Scientology an und in Deutschland im Mai 2011 die Webseiten rechtsradikaler Internetforen. Ausgeführt wurden diese Attacken aus der Anonymität des Internets heraus – und für diese Anonymität stand außerhalb der Netzwelt die Maske.


    Für die Leute von Anonymous und überhaupt für viele Bewohner der digitalen Hemisphäre waren die neuen Demonstrationen draußen in der physischen Welt wichtig. Leibhaftig konnten die Computerleute so vorführen, dass sie auf Formen gelebter Demokratie bestehen, die den Gängelungen und Observationen durch die Politik entzogen sein sollen. Neben dem Bild von Zelten auf öffentlichen Plätzen (Ein Demo-Camp aufschlagen) wurde die Anonymous-Maske zum zweiten großen Emblem von Occupy, weil ihr ein Paradox gelang: Sie ließ ungerührt alle Zugriffs- und Identifizierungsversuche des Staates an ihrer Plastikschale abperlen, war aber zugleich mit ihrem sardonischen Lächeln äußerst charakteristisch und erkennbar. So diffus die Botschaften oft auch waren, die aus den Camps und von den Demos zu hören waren: Es wurde häufig nicht einfach nur mehr Demokratie und mehr Transparenz verlangt, sondern auch weniger Staat und weniger Kontrolle – was vor allem in der Forderung nach dem Recht auf Anonymität zum Ausdruck kam, wie es die Masken vorführten. Dass das alles freilich »hinter den Gesichtszügen eines Beinahe-Attentäters« geschah, stellte, wie der Politikwissenschaftler Wolfgang Kraushaar in seiner Chronik des Protestjahrs 2011 geschrieben hat, zweifellos »einen durch nichts aus der Welt zu schaffenden Widerspruch dar«.


    


    


    SICH VERKLEIDEN


    


    Im Übrigen wird es sauheiß und klebrig unter solchen Gummimasken. Falls Sie eine aufsetzen wollen: Versuchen Sie am besten, auf Höhe der Stirn durch ein Stück Tuch etwas Luft zwischen Maske und Haut zu bekommen, denn sonst rinnt Ihnen ununterbrochen Schweiß in die Augen. In Deutschland haben Behörden mehrfach entschieden, dass Masken bei Demonstrationen getragen werden durften, wenn Demonstranten zuvor bei Anmeldungen ihre Friedlichkeit beteuert hatten. Solche Beschlüsse sind alles andere als selbstverständlich. Denn Deutschland ist eines von nur einer Handvoll Ländern weltweit, in denen »Vermummungsverbot« herrscht: Seit einem Bundestagsbeschluss von 1985 durch die konservativ-liberale Koalition unter Helmut Kohl ist es nach Paragraf 17a, Absatz 2 des Versammlungsgesetzes eine Straftat (und also noch nicht einmal nur eine Ordnungswidrigkeit), bei Demonstrationen sein Gesicht zu verdecken oder Gegenstände mitzuführen, die dazu dienen sollen, die Feststellung der Identität zu verhindern.


    Wie weit dieses Verbot jeweils durchgesetzt wird, hängt ganz von Polizei und Situation ab. Sonnenbrillen dürfen Sie hoffentlich tragen, Mützen auch; das alles ist Auslegungssache. Falsche Bärte, Sturmhauben und die Anonymous-Maske dagegen sind ziemlich sicher verboten. Verstoßen viele Menschen auf einmal gegen das Vermummungsverbot, so steht die Polizei vor einem Problem, denn eigentlich muss sie allen Verstößen gleichmäßig nachgehen und darf nicht wahllos einzelne Demonstranten herausgreifen. Ihr offizielles Ziel ist es, Gesichter identifizieren zu können, um Straftaten zu verhindern (Filmen und gefilmt werden). Das Vermummungsverbot kann aber leicht auch der Einschüchterung dienen – was ebenso für den zweiten großen Eingriff der Staatsgewalt in die Kleiderordnung aller Demonstranten gilt. Der Paragraf 17a des Versammlungsgesetzes hat nämlich auch einen Absatz 1, und dem zufolge ist in Deutschland nicht nur sinnvollerweise das Tragen von Waffen bei Demonstrationen verboten, sondern auch das Tragen von sogenannten – Achtung, Behördensprache – Schutzwaffen.


    


    Es ist verboten, bei öffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel, Aufzügen oder sonstigen öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel oder auf dem Weg dorthin Schutzwaffen oder Gegenstände, die als Schutzwaffen geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind, Vollstreckungsmaßnahmen eines Trägers von Hoheitsbefugnissen abzuwehren, mit sich zu führen.


    


    So kühl kann Amtsdeutsch sein. Dem Zitat zufolge bedeutet »Schutzwaffe« nichts anderes als Schutz gegen Polizeigewalt – von Lederkleidung gegen Schlagstöcke bis hin zu Schutzbrillen gegen Tränengas. Das Gesetz tut allen empirischen Beweisen zum Trotz so, als gäbe es gar keine Polizeigewalt (Polizisten verstehen). Und es suggeriert, dass jeder, der sich gegen Gewalt schützen will, sich »wehrt«, was anscheinend ein kriegerischer Akt ist. Wer sich also bloß vor Gewalt schützen möchte, der übt laut Gesetz bereits selbst Gewalt aus. Dabei muss man nur einmal die Auflösung einer friedlichen Sitzblockade durch Polizisten miterlebt haben, um zu wissen, dass Letztere sehr wohl auch Schmerzen zufügen können, ohne dabei angegriffen zu werden. Weshalb sollte man sich nicht davor schützen dürfen? Zumal es dem dehnbaren Gesetzestext zufolge im Ermessen der Einsatzleitungen liegt, was überhaupt als »Schutzwaffe« gewertet wird. Bei den Protesten gegen die Castor-Transporte wurden manche Demonstranten in den vergangenen Jahren bereits von Polizeiposten gestoppt, nur weil sie weiße Maleranzüge trugen (Ruhig mal hedonistisch denken). Solche Schikanen richten sich noch nicht einmal gegen besonders wehrhaftes Demonstrieren; eher scheint jeder bunte und fröhliche Protest ein Dorn im Auge zu sein.


    


    


    RUHIG MAL HEDONISTISCH DENKEN


    


    Das soll bereits der Eintrag über das Verkleiden auf Demos gewesen sein? Also bitte! Da fehlte ja alles, was Spaß macht! Die Rede ist vom puren Spaß an der Freude. Der wirkt beim eigentlich ach so politischen Demonstrieren immer derart fehl am Platz, dass er Mal für Mal sämtliche Verhältnisse durchschüttelt.


    Immer wieder beliebtes Spaßziel ist das Durcheinanderbringen des guten alten Freund-Feind-Schemas zwischen Demonstranten und Polizisten. Auf einer Berliner Kundgebung habe ich einmal einen Mundharmonikaspieler gesehen, der seinen Demo-Tag damit zubrachte, so lange in der Nähe der Polizeieinheiten herumzulungern, bis diese wieder einen neuen Stoßtrupp losschickten. Er marschierte dann im Gleichschritt vor den Polizisten in ihren Kampfrüstungen her und spielte dazu militärisch Mundharmonika – so militärisch jedenfalls, wie man Mundharmonika eben spielen kann. Statt auf Konfrontation zu gehen, verspottete der Musikant die Polizisten und ihren Aufmarsch auf denkbar sanfte Art und Weise. Wogegen diese sich kaum verwahren konnten, ohne dass das allen Umstehenden vollkommen unverhältnismäßig erschienen wäre. Die Polizisten hatten ein Standortproblem. Zwar waren die Verhältnisse zwischen ihnen und den Demonstranten nach wie vor klar gezogen, sie beruhten jedoch nicht mehr allein auf möglicher Gewalt und möglicher Gegengewalt. Plötzlich schienen auch andere Arten des Demonstrierens denkbar als immer nur das tausendfach durchgekaute Wir-gegen-euch-Spiel.


    Manchmal tun mir die Polizisten auch leid, wenn sie und ihre absurden Auftritte von den in diversen Demo-Techniken beschlagenen Demonstranten stets aufs Neue durch den Kakao gezogen werden. Immer mal wieder gibt es dann trostlose Momente durchzustehen, wenn müde Polizisten an einem Sperrgitter lehnen und ihnen Demonstranten ziemlich selbstgefällig etwas vorrappen, sie mit ganz tief aus der Kiste gekramten Spruchweisheiten verulken wollen oder militärischen Stechschritt imitieren. So nervig solche Situationen aber auch sein mögen: Selbst schlechter Humor ist in meinen Augen besser als frontale Aggressionsgeladenheit.


    Seit Ende der neunziger Jahre jedoch sorgen viele einzelne Gruppen mit erstaunlich ausgereiften Ideen für Frontaufweichung und darüber hinaus für großartige Bilder (Foto des Jahres werden). Clowns der Clandestine Insurgent Rebel Clown Army wuseln in Uniformparodien zwischen den Menschengruppen umher, schwenken fröhlich bunte Wasserpistolen und versuchen, sich an misstrauische Polizisten anzupirschen. Tanzende Großpuppen hampeln vor ihnen herum, gesteuert von gleich mehreren hochkonzentrierten Demonstranten, die jeder nur für ein einziges Puppen-Gliedmaß zuständig sind, und umgeben von einem Pulk tanzender und singender Demonstranten. Sogenannte Pink and Silver-Cheerleader springen ihnen entgegen, die lustvoll-anarchisch und wild aufgebrezelt das eigentlich sexistische Cheerleading auf die Schippe nehmen und eindrucksvolle eigene Choreografien daraus bauen. Derart spleenige Volksfest-Nummern (Karneval für immer) sollen ernsthaft noch waschechte Demonstrationen darstellen? Für die Demo-Polizisten muss sich das Ganze mitunter abwegig und unwirklich anfühlen; manchmal wüsste man gerne, was sie am Abend zu Hause von ihrem langen Demo-Tag erzählen.


    Ich habe Anfang Mai 2012 in der Berliner Kulturbrauerei ein vom Deutschlandradio Kultur organisiertes Podiumsgespräch zwischen verschiedenen Protestprofis miterlebt, bei dem ein mit vielen Beispielen bestücktes Radio-Feature über die Frage nach der Wahl des angemessenen Demo-Verhaltens vorgestellt wurde. Zwei der angereisten Podiumsteilnehmer – ein Gorlebener Anti-Atom-Aktivist und ein in der gesamten Bewegungsszene gut vernetzter Profi für das Anketten und Festschmieden bei Blockaden – repräsentierten ein wackeres, ehrliches und durchaus radikales Protestieren. Der dritte Teilnehmer aber war als Vertreter der Hedonistischen Internationale gekommen, eines losen Netzwerks, in dessen Namen in den letzten Jahren so perfide unwackere Spektakel stattfanden wie die »Tortung« von Karl-Theodor zu Guttenberg im Februar 2012 mit einer Sahne-Kirsch-Torte, die von DJ-Soundsystemen live an den Schienen des nahenden Castor-Transports unterstützte Forderung, die Atomkraft doch einfach »wegzubassen«, oder das ausgelassen-frenetische Feiern des Nichteinzugs der FDP in den Berliner Landtag – natürlich auf der offiziellen FDP-Wahlparty, Auge in Auge mit den Kamerateams sämtlicher Sender.


    Der Vertreter der Hedonistischen Internationale nannte sich selbst Luther Blisset, wie das allerdings schon seit Jahrzehnten manche Genossen der Kommunikationsguerilla tun, um unter einem Sammelpseudonym noch verwirrender Aktionen durchführen zu können, die nicht auf einen einzelnen Ansatz zurückzuführen sind. Luther, Typ älterer Student, sehr ernsthaft und analytisch den eigenen Streichen gegenüber, erklärte, dass er persönlich einfach nicht mehr an die klassische Demo glauben könne. Sie sei für ihn schlicht durch Überbenutzung entwertet, jeder kenne jede Position, auf derart starrköpfige Weise wolle er persönlich auf gar keinen Fall links sein. Er fand, dass man die Leute unbedingt verblüffen müsse, um sie auf Sachverhalte aufmerksam zu machen – und dass das am besten mit Witz und Ironie ginge. Nicht, dass er etwas gegen die aufrechten Demos des Gorlebener Anti-Atom-Kämpfers zu sagen hätte, aber müsste er sich eine Demonstration gegen Atomkraft ausdenken, so würde wahrscheinlich eine Demo pro Atom herauskommen, mit Slogans wie »100 Prozent Atomenergie!«, »Alles an die Konzerne!«, »Nieder mit den regenerativen Energien!«. Das würde wirken, da würden die Leute stutzen, so müsse man denken.


    Aber stutzen da auch wirklich alle? Im Saal in der Kulturbrauerei herrschte Einigkeit: Demonstrieren braucht verschiedene Ansätze, denn die Menschen sind verschieden. Eine von Luthers Protestproben fand ich dann allerdings aus genau diesem Grund problematisch, denn mir wurde nicht klar, an wen sie sich eigentlich gerichtet hatte. Seine Sektion der Hedonistischen Internationale hatte im September 2011 angesichts des Papstbesuchs in Berlin eine typische Hedonisten-Aktion auf die Beine gestellt: die »Legion der Hingabe«, gewissermaßen eine Gläubigenabordnung, die päpstlicher als der Papst selbst sein sollte. Vor dem Olympiastadion, in dem der Heilige Vater höchstselbst seinen Massengottesdienst mit über 60.000 angereisten Katholiken abhielt, hatten die Hedonisten in weiße Gewänder gehüllt fanatische Andachten gefeiert, sich in inniger Benedikt-Anbetung auf den Boden geworfen und wieder und wieder ihr Glaubensmantra gerufen: »Wir wollen nicht denken! Du sollst uns lenken!«


    In dem Feature, das Deutschlandradio Kultur über die drei Demo-Aktivisten aufgenommen hatte, hörte man, wie sich Luther und seine Hedonisten mit den zur Andacht strömenden Gläubigen verbrüderten. Ob aber die Christen überhaupt merkten, dass ihre neuen Freunde in Wahrheit Kritik an der päpstlichen Politik üben wollten? Ob sie auch nur hörten, dass die Hedonisten nach jedem Gebetssatz nicht »Amen«, sondern »Samen« riefen? Und selbst wenn: Hätte das irgendetwas genützt und die Papst-Fans wirklich zum Nachdenken gebracht?


    Ich glaube, dass Spaßguerillera-Feldzüge oft Gefahr laufen, sich am Ende bloß im Spaß zu erschöpfen. Spaßattacken können wie im Papst-Beispiel sogar ins Zynische kippen, wenn lässige und medienerfahrene junge Leute andere so gekonnt veräppeln, dass diese womöglich gar nicht mitbekommen, dass sie veräppelt werden. Andererseits verstehen die Medien solche Tricks und Gags natürlich gut und berichten liebend gern über sie, um nur nicht die ewig gleichen Demo-Geschichten referieren zu müssen. Hedonistisches Demonstrieren kann also sehr wohl Spaß machen und sinnvoll sein – unbedingt aber ist es eine Frage der richtigen Dosierung.


    


    


    AUF DAS DIE-ZUSAMMENHÄNGE-SIND-DOCH-VIEL-KOMPLEXER-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, Ihnen tut das Demonstrieren gut, richtig gut sogar, und zwar, weil Sie damit endlich etwas bewirken können. Ihre Freunde starren Sie ungläubig bis fassungslos an. Nein, außer Ihnen geht es hier gerade niemandem gut. Schließlich räuspert sich einer von ihnen. Ernst und feierlich, als verkündete er eine unumstößliche Regel, sagt er: »Du denkst wirklich, mit dem bisschen Demonstrieren würdest du irgendetwas bewirken? Meine Güte, ist das naiv. Du bewirkst gar nichts. Die Zusammenhänge sind doch viel komplexer!«


    Ach so, ja klar. Alles viel zu schwierig für uns schlichte Gemüter. Wie absurd, zu glauben, wir könnten auf diesem Erdenrund etwas ausrichten – sind wir doch derart klein und nichtig, dass wir noch nicht einmal begreifen, was es überhaupt auszurichten gibt. Wie gut, dass wir unsere Politiker haben, die das für uns erledigen können. Wobei sich allerdings spätestens seit Ausbruch der aktuellen Finanzkrise 2008 auch die Politiker als reichlich macht- und verständnislos geoutet haben. Für die Krise erklärten sie sich öfter gar nicht so richtig für zuständig, und wenn sie dann doch mit diversen Rettungsschirmprovisorien daran herumtüftelten, wirkte das meist unfreiwillig semi-professionell. Niemand kann irgendwem diese verfluchte Krise auch nur erklären, und darum geht der Trend eindeutig hin zu Expertenregierungen wie in Italien, nach dem Motto: Wenn alles jetzt so schwierig ist, dann sollen doch einfach die Leute aus dem Finanzsektor selbst ans Ruder, die sich immer schon mit diesen Schwierigkeiten herumgeschlagen haben.


    Was jedoch die Abwertung aller Wähler zur Folge hat, denn Politikern kann man auf die Finger schauen, Experten aber sind einfach angebliche Könner und der tagtäglichen Kontrolle wie entrückt (Lieber kein Revolutionsführer werden). Die konservative Rhetorik unserer Zeit verlangt damit nach Übersichtlichkeit um jeden Preis. Um Probleme angeblich schnell lösbar zu machen, dringt sie darauf, dass wir Bürger freiwillig auf unsere Beteiligungsrechte verzichten.


    Es sind genau diese ziemlich trostlosen Instinkte, auf die der inzwischen über 95-jährige ehemalige Diplomat Stéphane Hessel im Jahr 2010 eine überaus überzeugende Antwort formuliert hat. In seiner millionenfach gelesenen Streitschrift Empört euch! geht Hessel nämlich vom genau gleichen Ausgangsproblem aus. Er schreibt: »Die Gründe, sich zu empören, sind heutzutage oft nicht klar auszumachen – die Welt ist zu komplex geworden.«


    Worauf Hessel dann aber gerade nicht mit Kopfeinziehen reagiert. Sondern umgekehrt: Eindringlich fordert er, dass jeder in seinem Umfeld genau hinschauen müsse, um eigene »Anlässe zur Empörung« zu finden. Hessel und seine begeisterten Leser ziehen demnach aus der gleichen Diagnose wie Ihr werter Freund den vollkommen entgegengesetzten Schluss: Sie entscheiden sich angesichts unübersichtlicher Verhältnisse gerade nicht für moralischen Defätismus, also für die schlaffe Überzeugung, dass bei so viel Unübersichtlichkeit ohnehin alles verloren sei. Sie entscheiden sich vielmehr für Komplexionsabbau: Sie suchen ganz einfach nach einem naheliegenden Problem oder Anliegen, das sie selbst empört, und versuchen, an diesem Konkreten etwas zu ändern.


    Was unbedingt gelingen kann. Bestes Beispiel ist hierzulande spätestens seit der Energiewende der Protest gegen Atomkraft. Sprechen wir es aus: Atomkraft ist kompliziert; weder die vielen heutigen Atomkraftgegner noch ihre wenigen Befürworter werden wirklich angemessen erklären können, wie genau sie funktioniert. Jahrzehntelang genügte dieser Umstand, um jedes Engagement gegen Atomkraft verdächtig zu machen: Wie sollten Laien Meinungen zu einer so schwierigen Materie entwickeln können?


    Die Laien trauten sich aber dennoch. Oft begannen sie mit kleinen ersten Schritten, etwa indem Anwohner Auskunft über die Strahlungswerte der Atomkraftwerke in ihrer Nähe verlangten. Die Kritikpunkte und Erklärungsmodelle wurden ausgefeilter, liefen aber zugleich immer eindeutiger auf eine klare Formel hinaus: Es gibt keine sichere Atomkraft, und es gibt keinen halben Atomausstieg. Es gibt aber sichere und nachhaltige Energien, und es besteht die Möglichkeit, auf sie umzusteigen. Die Menschen entwickelten also über Jahrzehnte hinweg einen Deutungsrahmen, der eine komplexe Gemengelage vieler Interessen und Wissensbausteine in ein einziges, einfaches Bild umwandelte. Das bedeutet: Durch ihr Engagement und ihren Protest betrachteten sie das System nicht weiter als komplex, abstrakt und unüberschaubar, sondern brachen es auf menschliche Verhältnisse herunter.


    Wer selbst etwas tut, der kämpft also nicht nur gegen gewiss immer recht komplizierte Verhältnisse, sondern der bestreitet, dass diese Verhältnisse jemals zu kompliziert sein könnten. Eine Überzeugung, die auch der Musiker Konstantin Wecker teilt, der seit vielen Jahren immer wieder bei Protesten mitmacht.


    


    


    ES SPRICHT: DER GERNE EMPÖRTE. KONSTANTIN WECKERS LOBLIED AUF DEN PROTEST


    


    Es gibt jetzt endlich wieder einen allgemeinen Wunsch danach, gemeinsam auf die Demokratie aufzupassen. Die Empörung steigt. Ich merke das bei mir selbst. Ich bin jetzt über Jahrzehnte hinweg auf Demonstrationen gegangen, habe gesprochen und gesungen für die Veränderung – und immer wieder gesagt bekommen, dass das bloß Alt-68er-Gehabe sei, dass ich doch endlich aufhören solle mit meiner Sozialromantik. Seit kurzem ist das anders. Seit Beginn der Finanzkrise treffe ich überall Menschen, die froh über jeden sind, der am Ball geblieben ist.


    Ich war dann sehr angenehm überrascht, als ich 2011 zum ersten Mal bei Versammlungen von Occupy dabei war. Diese wachen, aufmerksamen Jugendlichen dort, die vor allem darauf aufpassen, keine Führer und kein System zu etablieren. Genau entgegengesetzt zu dem, wozu damals in den siebziger Jahren die Rebellion verkommen ist.


    Für mich kann man nämlich »Widerstand« nicht ohne »Lebensfreude« sagen. Die 68er-Bewegung war anfangs fantastisch anarchisch. Sie war lange mit unglaublich viel Spaß verbunden, bis sie leider in die Fänge der Chefideologen geriet. Das ging so weit, dass die Theoretiker aus den K-Gruppen meine Liedtexte umschreiben wollten, weil diese nicht den richtigen Klassenstandpunkt vertreten würden. Die hatten reisende Konzert-Störer, die mir von Auftritt zu Auftritt hinterherfuhren, nur um reinzubrüllen, wie die Revolution ihrer Meinung nach aussehen müsste.


    Occupy hingegen ist eindeutig eine Entwicklung des 21. Jahrhunderts – und zwar eine, die aus den Fehlern der vorangegangenen Jahrzehnte gelernt hat. Eine Bewegung ganz ausdrücklich ohne jede dogmatische Starre, die endlich nicht mehr auf Anführer hofft, die vorschreiben sollen, wie eine perfekte Welt aussehen könnte. Ich glaube, bei Occupy und anderswo erkennen die Leute jetzt gerade, dass es stattdessen immer nur ein Netzwerk vieler verschiedener Ansätze sein kann, das ständig an neuen Ideen arbeitet und sich wechselseitig befruchtet. Ich glaube, dass nur eine solche Lebendigkeit langfristig eine echte Änderung der Verhältnisse bewirken wird.


    Was natürlich die Frage aufwirft, wie die Politik darauf reagiert. Ein wichtiges Scheinargument ist jedes Mal diese eine Behauptung: »So einfach, wie ihr euch das vorstellt, ist es nicht.« Das wird ja immer wieder gesagt, sobald die Menschen für etwas protestieren. Ich erwidere dann stets, dass es höchstens schwierig wirken kann, weil man die wirklichen Zusammenhänge absichtlich vor uns verschleiert. Denn die machthabenden Kreise haben nun einmal etwas davon, uns immer weiter weiszumachen, dass alles viel zu kompliziert für uns sei. Ich habe das Glück, mit Hans-Peter Dürr befreundet zu sein, dem großen Physiker. Er erklärt mir die Physik, und bei ihm verstehe ich alles. Ich habe ihn gefragt: Warum kannst du mir das in so einfachen Sätzen erklären, aber bei anderen Physikern versteht kein Normalsterblicher irgendetwas? Und da hat er mir geantwortet: Sie wollen ja gar nicht, dass du es verstehst. Sie wollen sich abschotten, sie wollen ein Geheimwissen erschaffen, das nur sie beherrschen können. So verfahren Eliten immer – und natürlich auch die Eliten in Politik und Wirtschaft. Und wir, wenn wir jetzt demonstrieren gehen, halten dagegen.


    Hier in München hat es 2012 diese großartige, selbstbewusste Bürgerbewegung gegeben, die gesagt hat: Wir wollen keine dritte Landebahn am Flughafen. Wir wollen das weder wirtschaftlich noch sozial, wir wollen gar nicht so viel Wachstum, wir lehnen eure ganze neoliberale Wachstumsideologie ab. Der Bürgerentscheid hat an einem Sonntag stattgefunden und ergab einen klaren Sieg gegen die Landebahn – und am Montag, keine 24 Stunden später, verkündete Ministerpräsident Horst Seehofer, dass er eines Tages auf jeden Fall im Flugzeug von der dritten Landebahn aus starten werde. Das ist ein ungeheuerlicher Satz, finde ich. Es bricht sich da ein Gedanke Bahn, der von Politik- und Wirtschaftsseite jetzt immer öfter unterschwellig zu vernehmen ist: dass Demokratie eigentlich lästig ist und abgeschafft gehört.


    Die Formel für alle Ungerechtigkeit auf dieser Welt ist sehr einfach, für mich lässt sie sich in einem einzigen Satz zusammenfassen: Wo es Armut und Schulden gibt, da gibt es auf der anderen Seite auch Reichtum. Das ist schon alles. Wenn Reichtum sich derartig anhäuft, dass er zu Macht führt, die alle anderen in ihrem Leben einschränkt, dann muss man aufmerken. Dann wird es brandgefährlich, und dieser Zustand ist in unserer Gesellschaft lange schon erreicht. Es ist also klar, was getan werden muss. Wir müssen für gerechtere Verhältnisse sorgen, und dafür müssen wir an den Reichtum und an die Macht heran. Wobei wir dazu erst einmal verstehen müssen, wer diese Macht wie verteidigt – wir müssen uns selbst informieren, so wie auch ich das seit 2003 mit meiner Webseite »Hinter den Schlagzeilen« versuche, wo ich kritische Artikel und Informationen sammle. Und natürlich dienen auch die Demonstrationen dazu, noch mehr über die Macht und den Neoliberalismus zu lernen. Denn ja, das ist anstrengend, immer wieder auf Demonstrationen und Kundgebungen zu gehen, immer noch einmal irgendwo aufzutreten. Aber für mich wird das alles entlohnt durch das Vergnügen, mit anderen Leuten Gemeinsamkeiten spüren zu dürfen und sich auszutauschen. Es ist schön, mit Menschen zusammen zu sein, mit denen man solidarisch ist, und zugleich auch viel von ihnen zu erfahren. Es gibt auf Demonstrationen immer Leute, die wieder etwas Neues wissen, man redet viel, man lernt sofort dazu, sobald man sich einfach einmal mit anderen Menschen bei einer Demo zusammenstellt – oder auch, sobald man sich mit ihnen hinsetzt, um sich wegtragen zu lassen.


    


    Konstantin Wecker, Jahrgang 1947, ist Musiker, Komponist, Schauspieler und Autor. Er machte sich ab 1968 zuerst in der Kleinkunstszene einen Namen und veröffentlichte zahlreiche Tonträger. 1977 erschien das Album Genug ist Genug, mit dem er seinen Durchbruch hatte. 2006 gab es einen Eklat um ihn, als auf Druck von NPD-Politikern Konzerte von ihm unter dem Motto »Nazis raus aus dieser Stadt« in Hoyerswerda und Halberstadt abgesagt wurden. Zuletzt erschien 2012 sein Lesebuch Meine rebellischen Freunde mit Texten von Wegbegleitern und Vorbildern. Unter www.hinter-den-schlagzeilen.de veröffentlicht er regelmäßig Artikel und Kommentare.


    

  


  
    

    8 Die Demo und ihre Wahrnehmung


    MEDIENEREIGNIS SEIN


    


    Könnte ein ganz normales Schild sein, ist aber keines. Was der junge Mann im Pulk vor mir da hochhält und was von allen Seiten wie wild fotografiert wird, ist … eine Sprechblase.


    Oval, weiß, perfekt ausgeschnitten und mit dem kleinen Rüssel, der in Comics immer zum Kopf des Sprechenden verläuft. Der Demonstrant und seine Nebenfrau haben sich in genau dieser Manier aufgestellt. Es sieht aus, als würde sie gerade etwas sagen, bloß eben sprechblasenförmig. Ich stehe da und staune wieder einmal. Ich finde gar nicht so wichtig, was da in der Pappsprechblase steht (nämlich auf Englisch, dass die junge Frau die Polizei noch immer nicht lieben kann), sondern bin überrascht, wie wenig das Ganze hier im dreidimensionalen Durcheinander funktioniert. Erst in der Flachheit der Fotos, die die Demonstranten um mich herum begeistert schießen, wird der ganze Witz herüberkommen.


    Die Digicams klicken, die iPhones tun so. Die beiden Demonstranten haben sich bereits vor Tagen zu Hause hingesetzt und etwas aus Pappe zusammengebastelt, das gar nicht auf die Demo selbst abzielt, sondern auf Bilder von der Demo und ganz besonders auf ihre Bilder im Internet, wohin bestimmt jetzt gleich einige der Fotos hochgeladen werden. Solche Sprechblasen-Demo-Schilder liegen noch nicht lange im Trend. Ich habe keine Ahnung, wer mit ihnen angefangen hat. Ich glaube aber, dass sie Requisiten einer Demo-Kultur sind, deren grundlegende Bedingungen sich verändert haben. Wie war das noch einmal mit diesem notorisch zitierten Sinnspruch des kanadischen Kommunikationswissenschaftlers Marshall McLuhan, wonach das Medium selbst die Botschaft sei? Ein amüsantes, einige Minuten lang für Demo-Knipser gestelltes Sprechblasenbild zielt nicht darauf ab, über den ganzen Tag hinweg Menschen vor Ort zu informieren. Es ist stattdessen auf größtmögliche Verbreitung im Netz aus: interessant, klick ich, leite ich weiter.


    Und gleich noch etwas, das ebenfalls nicht allein mit fundierter Sachinformation zu tun hat. Ich habe es eines Nachmittags bei Facebook gefunden. Es sind vier kurze Sätze:


    


    Sind auf Blockade gegen Nazikundgebung auf dem Asmus Bremer eingekesselt. Kommt alle jetzt! Sieben Personen gefällt das. Vor sechs Minuten via Handy.


    


    Eine Nachricht über eine Demo – bloß dass sie kein Nachrichtensprecher abgesetzt hat, sondern jemand anderes über die sozialen Medien. Mit dem Internet hat sich schlagartig verändert, wer wen wie über was informieren kann. Immer schwerer lässt sich sagen, wer das eigentlich ist, diese »Öffentlichkeit«, die doch der Theorie nach mit Demonstrationen möglichst gut erreicht und verändert werden soll. Dieses Kapitel geht der Frage nach, wie es in der heutigen Medienkultur funktioniert, Menschen auf Themen aufmerksam zu machen, wie das überhaupt gehen soll: in die öffentliche Wahrnehmung hineinzukommen.


    


    


    ÖFFENTLICHKEITSARBEITER WERDEN


    


    Frankfurt am Main, Mai 2012: Der Morgen, an dem ich zusammen mit einigen anderen im Gänsemarsch durch Frankfurts Innenstadt spazierte, weil die Blockupy-Proteste verboten worden waren und die Polizei uns nicht zusammenrücken ließ (Eine Demo anmelden). Irgendwann stießen wir dann doch auf die Sperrgitter, hinter denen das geräumte Occupy-Camp und die Europäische Zentralbank lagen. Wir waren inzwischen zu fünft, die Polizisten ließen uns für den Augenblick in Frieden; außer uns und ihnen standen auf weiter Flur bloß einige Sendewagen von Fernseh- und Rundfunkanstalten. Die zugehörigen Journalisten hatten eben gerade noch Kaffee getrunken und ihre Kameramänner den menschenleeren Platz abfilmen lassen. Sobald wir uns näherten, stürzten sie sich wie Furien auf uns. Sollte unser kläglicher Haufen jetzt etwa für die von der Stadt verhinderte Massendemonstration an dieser Stelle herhalten? Nein, noch absurder: Wir sollten sogar komplett für sie sprechen! Vor uns drängelten sich ARD, Hessischer Rundfunk und RTL mit ihren Mikrofonen, fragten, ob Occupy jetzt etwa gescheitert sei, wie es um die Beziehungen der deutschen Linken zur internationalen Linken stehe, was wir vom Demonstrationsverbot hielten, ob wir denn überhaupt wüssten, was für Aufgaben die Europäische Zentralbank habe, vor der wir da gerade demonstrieren wollten … Fragen über Fragen, und zwar welche, zu deren Beantwortung nicht bloß Fachwissen notwendig war (ob ich die Funktionsweise der Europäischen Zentralbank korrekt wiedergegeben hätte?), sondern eigentlich für jeden von uns ein eigener kleiner Pressekodex. Wer demonstriert, der betreibt Öffentlichkeitsarbeit – er muss sich überlegen, wie er dabei vorgeht.


    


    A. Wer spricht für wen? Das ist die große Frage, sobald einmal die Gelegenheit da ist, Medienaufmerksamkeit auf ein Anliegen zu lenken. Bei uns dort in Frankfurt führte sie umgehend zu einer gleich mehrfachen Gruppenspaltung, und das, obwohl unser zusammengewürfeltes Grüppchen an einer Hand abzuzählen war. Die einen sahen einfach überhaupt keinen Sinn darin, irgendjemandem von »den Medien« etwas vorbeten zu müssen, die anderen dagegen fanden genau das wichtig und notwendig – bloß auf das RTL-Gespräch hatten am Ende auch sie keine Lust mehr. Die Kameramänner filmten alles. Eine junge Frau, die keinesfalls ein Interview hatte geben wollen, hatte dann plötzlich eine Idee. Sie nestelte ein großes Transparent aus ihrem Rucksack, auf dem ein Slogan der Tierbefreiungsbewegung prangte: »Go Vegan, gegen den Mord an den Tieren«. Die Kameras hielten auf das Veganer-Transparent, während die Journalisten jene Studentin befragten, die es im Unterschied zu uns anderen für notwendig gehalten hatte, den Mainstream-Medien Interviews zu geben, und die darin übrigens beeindruckend gut war.


    Und hinter uns als Kulisse dazu die kolossale Eurozeichen-Skulptur der Europäischen Zentralbank und das abgesperrte Occupy-Camp – was für ein wildes, merkwürdiges Sammelsurium von Zeichen. Ich denke, der Moment stand exemplarisch für eine Entwicklung, wie sie Demonstrationen zunehmend prägt: Weil die Gesellschaft immer medienaffiner und -bewusster wird, werden verstärkt individuelle Themen von Einzelnen in die Öffentlichkeit getragen. Ob bewusst oder unbewusst, Demonstranten verfolgen Medienstrategien, und diese werden immer professioneller. Auf Demonstrationen vollzieht sich wie in einem Prisma genau das, was auch mit der öffentlichen Sphäre insgesamt geschieht, wenn nicht mehr nur die ARD, sondern auch ein Fotoblog mit Sprechblasen-Demo-Fotos Informationen weitergeben kann: Sie schwirren förmlich vor Ansätzen und Anliegen – diese Anliegen aber ergeben noch lange nicht notwendig eine gemeinsame Debatte.


    


    B. Alles PR? Schön und gut, wenn einzelne Demonstranten witzige Schilder basteln oder selbstbewusst Interviews geben können. Die breite Aufmerksamkeit aber sichern sich doch wohl noch immer die großen Fische im Medienteich. So gesehen ist es nicht so weit her mit dem Jeder-kann-alles-kommentieren-Prinzip. Bezeichnenderweise beschäftigen heute fast alle größeren Protestorganisationen Pressesprecher. Selbst das bundesweit koordinierende Netzwerk x-tausendmal quer richtete bei den letzten Protesten gegen Castor-Transporte regelmäßig ein Pressezentrum in einem alten Gasthaus in Dannenberg ein – inklusive »kalten und heißen Getränken sowie kleinen Snacks«, als handelte es sich um ein Sportevent oder eine Aktionärsversammlung.


    Derartig offene Bekenntnisse zu den Ideen von Pressearbeit und Public Relations wären früher kaum denkbar gewesen. Presseveranstaltungen für einzelne ausgewählte Journalisten, am besten noch mit um den Hals baumelnder eingeschweißter Akkreditierung – jeder Aktivist, der etwa bei unabhängigen, nicht kommerziellen Mediennetzwerken wie linksunten.indymedia oder indymedia (dessen bundesrepublikanischer Ableger momentan leider vor sich hin siecht) eigene Berichte hochlädt, dürfte darüber nur den Kopf schütteln. Denn akkreditieren die Potenziale der sozialen Medien nicht uns alle für jede beliebige Berichterstattung? Nun ist das Netz aber eben allen Verheißungen zum Trotz keine unhierarchisch strukturierte Wunderkammer von Info-Möglichkeiten. Die Menschen klicken sich in unzählige Special-Interest-Blogs und in die Untiefen ihrer sozialen Netzwerke hinein, aber wohin sie auch gehen, nahezu überall treffen sie auf die immer gleichen Nachrichtenfetzen der großen Mitspieler, sei es von Spiegel Online, irgendeinem US-amerikanischen Blog oder auch dem Greenpeace Magazin, und das alles wiederum auf Seiten, deren Auswahl meistens von Riesenunternehmen wie Facebook oder Google gefiltert und bestimmt wird.


    2008 sind die Protestforscher Dieter Rucht und Simon Teune der Frage nachgegangen, was das wachsende Bewusstsein vieler gesellschaftlicher Gruppen über die Bedeutung professioneller Medienarbeit für die Wahrnehmung von Protesten bedeutet. Dazu haben sie aus verschiedenen Perspektiven analysiert, warum uns welche Bilder und Sachverhalte vom G8-Gipfel in Heiligendamm im Juni 2007 und den Protesten gegen ihn erreichten.


    Berühmt-berüchtigt sind für Heiligendamm besonders die Versuche der Polizei, PR in eigener Sache zu betreiben und falsche Fakten oder Behauptungen zu streuen. Ihre eigens für den Schutz des Gipfels und die Kontrolle seiner Gegner gegründete »Besondere Aufbauorganisation« mit dem Namen »Kavala« setzte etwa die Zahlen von Verletzten auf beiden Seiten regelmäßig zu hoch an und behauptete fälschlich, dass Polizisten mit Chemikalien angegriffen worden seien. Diese erfundenen Sachverhalte gingen unter anderem in Gutachten ein, mit denen die Aufrechterhaltung von Versammlungsverboten begründet wurde. Die polizeiliche PR-Arbeit diente also nicht allein der Informationspflicht der Behörden, sondern polittaktischem Kalkül.


    Und die bis zu 80.000 Protestierenden, die in Heiligendamm drei große Camps gründeten und immer wieder spontane Blockaden und Demonstrationen veranstalteten? Ihre Gruppierungen und Bündnisse unterlagen natürlich weder einem Neutralitätsgebot noch einer Informationspflicht. Vielmehr schälten sich aus ihren verschiedenartigen Versuchen, auf sich und ihre Meinungen aufmerksam zu machen, einige wenige Erklärungsmuster heraus – und zwar bevorzugt solche, die den Aufmerksamkeitsmustern der etablierten Medien gehorchten. Berichtet wurde also über »Clowns und Chaoten« – über eher possierliche Proteste »friedlicher Bürger« einerseits, über »Gewalttäter«, die angeblich keine politische Botschaft hätten, andererseits. Gegen diese grobe Reduzierung versuchten andere Gruppierungen der Demonstranten wiederum mit inhaltlichen Stellungnahmen vorzugehen. Und das durchaus mit Erfolg. So wurde Attac in etlichen Presseberichten als eine zentrale Stimme des Protests vorgestellt, weil das globalisierungskritische Netzwerk sich mit einer durchdachten Presseoffensive selbst dazu anbot. Am Ende wurden deshalb zum Glück nicht einfach nur inhaltsleere Bilder von Krawall oder Karneval verbreitet, sondern es gab kaum Zeitungen oder Fernsehsender, die nicht zumindest in Ansätzen die Meinungen der Globalisierungskritiker debattiert hätten.


    


    C. Lauter Ein-Mann-Medienzentren? Jeder kann kommunizieren, aber nicht jedem wird auch zugehört. Irgendwie wirkt die Protestwelt durchlässiger und irgendwie auch wieder nicht. Alle Aktionen in ihr sind von jedem durchführbar, aber einzelne Organisationen führen sie so professionell durch, dass viele andere einfach nur folgen können (Organisieren und organisiert werden). Dennoch bietet das neue Demonstrieren für jeden, der mitmacht, zumindest die Chance, sich so zu Wort zu melden, wie er selbst das will. Für seine Öffentlichkeitsarbeit bedeutet das: Vielleicht gelingt ihm ja ein Coup, kann er entscheidende Bilder oder Artikel lancieren, die einmal quer durch alle Medien schießen. Andererseits sind alle derart zu beackernden »Medien« noch nicht einmal das naheliegendste Gefilde für jeden Protest-Öffentlichkeitsarbeiter. Für Menschen mit einem Anliegen beginnt die Öffentlichkeit unausweichlich im eigenen privaten Umfeld – wenn man beispielsweise einer guten Bekannten beim zufälligen Treffen auf dem Markt begeistert von der neugegründeten Protestgruppe erzählt, eine Online-Petition an alle Bekannten weiterleitet oder live von einer Demo twittert. Der eigene Kreis ist ein auf Höchsttouren rotierender Pressezirkel, der sich ständig selbst mit immer neuen Informationen bereichert.


    Einzelgespräche am Markttag, Twitter-Meldungen von einer Demo: So unspektakulär solche Aktionen im Einzelnen erscheinen mögen, so sehr entfalten doch gerade die kleinen Fingerzeige langfristig Wirkung. Wird das eigene Umfeld informierter, aufmerksamer, veränderungsbereiter, so ist die allererste Etappe im Kampf um die Köpfe bereits gewonnen.


    Was strategischer klingt, als es gemeint ist. Die Menschen sind nicht einfach seelenlose Ein-Mann-Medienzentren, nur weil sie durch die sozialen Medien viel stärker als früher die Möglichkeit haben, sich untereinander zu informieren und die eigene Meinungsbildung voranzubringen. Vielmehr arbeiten sie an einer Kultur des Teilens, bei der es nicht mehr darum geht, andere durch Informationsmonopole zu bestimmen oder ihnen Informationen vorzuenthalten: Sharing is Caring – die öffentliche Meinung ändert sich im Graswurzelgeflecht vieler kleiner, von vielen Menschen miteinander geteilter Informationssplitter (Leben in der Demo-Gesellschaft).


    


    


    FILMEN UND GEFILMT WERDEN


    


    Wobei Informationssplitter erst Wirkung entfalten, sobald andere sie mitbekommen. Immer unvorhersagbarer wandern Informationen nicht nur in den eigenen Kreisen, sondern von Zeit zu Zeit auch ab durch die Decke und hinein in die etablierten Medien. Werkzeug dazu ist dann oft das Handy, denn mit der Handykamera lassen sich Dinge bezeugen, die kein Journalist selbst vor Ort mitbekommen hat. Notorisch wiederkehrendes Demo-Thema ist dabei der Beweis von Übergriffen der Polizei (Die Kennnummer kennen). Praktisch jeder heutige Demonstrant kann nämlich jederzeit durch Fotos oder Videoaufnahmen mit seinem Handy Übergriffe dokumentieren, was es Polizisten zum Glück viel schwerer als früher macht, gewaltsam vorzugehen. Die große Mehrzahl aller Polizisten hält sich in den meisten Situationen an alle Regeln ihrer äußerst schwierigen Aufgabe. Aber im Sommer 2012 beispielsweise rastete bei einem Straßenumzug von Berlin-Kreuzberger Mieterinitiativen ein einzelner Polizist aus und trat und schlug brutal mehrere Demonstranten. Videos davon kursierten sofort im Internet – und wurden umgehend von den Online-Ausgaben der Berliner Zeitungen übernommen. Es bestand Handlungsbedarf für die Polizei, wie es ihn früher niemals gegeben hätte. Noch am gleichen Tag stellte sie Selbstanzeige.


    Ein Erfolg für das Laien-Demo-Filmen, allerdings einer, der der reinen Medienlehre des Demonstrierens widerspricht, wie sie in vielen Initiativen und Bewegungen gepredigt wird. Denn wer filmt oder fotografiert, dessen Kamera oder Handy kann ohne weiteres von der Polizei zur »Beweissicherung« konfisziert werden. Die Bilder können dann gegen die Demonstranten verwendet werden. Darum empfehlen die allermeisten Demo-Ratgeber, jedwedes Filmen und Fotografieren zu unterlassen. Sie schlagen sogar vor, möglichst alle Nummern im Handy zu löschen, die für die Demo nicht notwendig sind, um der Polizei im Fall der Fälle keine Indizien zu liefern.


    Allerdings muss man nur einmal eine heutige Großdemonstration erlebt haben, um für immer und für jede Situation zu wissen, dass Medienverzicht selten ein guter Ratschlag ist. Die Menschen telefonieren, filmen und fotografieren vollkommen selbstverständlich mobil (Smartphones und Smartmobs zusammendenken), und sie sind so viele, dass vermutlich allein die schieren Datenmengen die Polizisten in die Verzweiflung treiben. Im April 2012 habe ich bei einem Occupy-Workshop auf der Berliner Biennale mitgemacht, bei dem eine Software namens »Bambuser« ausprobiert wurde, die viele Smartphone-Video-Lifestreams gleichzeitig auf eine einzige Internetseite spielen kann. Die Occupy-Leute wollten immer Dreier-Teams unter die Demonstranten mischen, die Polizeiaktionen und zugleich sich gegenseitig filmen sollten. Indem sie ihre Aufnahmen im Dreieck gegenseitig bezeugten, sollte sich notfalls vor Gericht die Beweiskraft ihres Videomaterials erhöhen.


    Die Aufnahmen sollten ebenso professionell beweiskräftig sein, wie sich auf der anderen Seite die Polizei darum bemüht, belastbare Beweismittel über die ihnen anvertrauten Demonstranten anzufertigen. Eigentlich ist das polizeiliche Abfilmen kompletter Demonstrationen nur dann erlaubt, wenn möglicherweise Straftaten stattfinden könnten. Die Polizei scheint jedoch grundsätzlich von dieser Möglichkeit auszugehen, denn sie filmt quasi jede Demonstration. Ich bin im Juni 2012 bei einer wöchentlich stattfindenden Blockade eines Stuttgart-21-Baustellenzugangs durch die Tiefbahnhofgegner dabei gewesen (um 5 Uhr morgens, und dann kam kein einziges Fahrzeug zum Eingang!), bei der wir höchstens zu zehnt, verschlafen und friedlich waren und dennoch ununterbrochen aus der Ferne gefilmt wurden. Derartiges Alles-Filmen schüchtert ein und beschränkt die Versammlungsfreiheit eindeutig, wie es das Bundesverfassungsgericht 1983 in seinem Volkszählungsurteil zum Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung klipp und klar ausgedrückt hat:


    


    Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information dauerhaft gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. Wer damit rechnet, daß etwa die Teilnahme an einer Versammlung oder einer Bürgerinitiative behördlich registriert wird und daß ihm dadurch Risiken entstehen können, wird möglicherweise auf eine Ausübung seiner entsprechenden Grundrechte verzichten.


    


    Kennt die Polizei diese Warnung? Sie beherzigt sie jedenfalls systematisch nicht. Wer also zurückfilmt, der sollte sich immer im Recht fühlen. Gern greifen Demonstranten auch zumindest zur Halbvermummung, um dem Überwachungswahn ein Bein zu stellen (Sich verkleiden). Ebenso beliebt sind Demonstranten mit Regenschirmen, die, natürlich zufällig, immer genau vor dem Polizisten mit der Kamera mitlaufen, oder auch riesige zusammengenähte Aufblaskissen, die so lange als Sichtschutz zwischen Polizisten und Demonstranten gehalten werden, bis die Polizei sie aufgeschlitzt und zerstört hat. Streitbar werden Polizisten mitunter, wenn sie zurückdokumentiert werden. Verhandlungssache ist dann regelmäßig, ob sie »Bildnebensache« oder »Bildmittelpunkt« sind, denn eine Demo ist zwar von öffentlichem Interesse, gegen Porträtfotos aber können sich Polizisten manchen Urteilen zufolge bis hin zur »Beschlagnahmung« oder »Sicherstellung« der Kamera wehren.


    


    


    FOTO DES JAHRES WERDEN


    


    Das Foto war irre, das Foto war schön, das Foto war toll: Tagelang geisterte im Frühsommer 2012 ein Bild durch das Netz, über das sich Occupy-Interessierte in der ganzen Welt freuten. Das Foto war beim großen Demo-Umzug am letzten Tag der Frankfurter Blockupy-Aktionen entstanden. Es zeigte deutsche Polizisten, die beim friedlichen Umzug mitliefen, sich dabei ihrer Helme entledigt hatten und diese in der Hand trugen. Untertitelt war das Foto mit: »The police coming over to serve and protect the people!«, und in den Blogs, die einige Aktivisten rund um Occupy Wall Street betrieben, schrieben begeisterte Leser, dass Occupy in Europa offensichtlich schon viel weiter sei als in den Staaten, dass sich ja selbst die Polizei solidarisieren würde, dass Occupy nun endlich bei der gesamten Bevölkerung angekommen sei.


    Ach, so schade. Schön wäre es gewesen. Die Polizisten hatten die Helme nur wegen der Bullenhitze abgenommen. Nach einigen Stunden versuchten deutschsprachige Demonstranten, die vor Ort mit dabei gewesen waren, die Legendenbildung im Netz mit ihrer Sicht der Dinge zu entkräften: »Don’t trust this picture! German Cops NEVER helped Occupy!«


    Im Netz werden derartige Bildverbreitungen unter Berufung auf den britischen Evolutionstheoretiker Richard Dawkins gern in Anspielung auf »Gene« »Meme« genannt. Dawkins glaubt, dass auch kulturelle Erzeugnisse einer Art von evolutionärer Auslese unterliegen, was unter den radikal beschleunigten Bedingungen unserer Internetkultur bedeutet: Informationssplitter, die einen bestimmten Augenblick lang perfekt in das Aufmerksamkeitsschema passen, schlagen kurzfristig alle konkurrierenden Informationen aus der Bahn.


    Ein survival of the fittest der ganz anderen Art, könnte man sagen. Es finden Aufmerksamkeitswettbewerbe statt, an deren Ende sich durchsetzt, wer von den etablierten Standards besonders erfolgversprechend abweicht. Es gibt zum Beispiel ein berühmtes Demo-Foto der Anti-Atom-Streiterin Marianne Fritzen, die im ersten Kapitel dieses Buches zu Wort kam. Die Grünen haben es einige Jahre lang als Wahlplakat verwendet. Es zeigt, wie Fritzen 1979 skeptisch und äußerst zivil direkt vor einer hochgerüsteten Polizistenreihe steht und die Polizisten offen anblickt. Die Aufnahme des Fotografen Günter Zint löst Emotionen aus, denn sie bringt den ganzen Widersinn von mit staatlicher Gewalt durchgesetzten Verordnungen gegen einfache Bürger zum Ausdruck. Vor allem aber verblüffte die Aufnahme zu ihrer Zeit, weil Fritzen eben kein latzhosenbewehrter Öko-Aktivist war, sondern eine freundliche, kritische Dame. Das Foto machte auf überraschende Weise schlagartig deutlich, dass sich große Teile der Bevölkerung gegen Atomkraft verwahrten und nicht nur ein einzelnes Milieu.


    Den Titel »Demo-Bild des Jahres« erringen in meinen Augen nur Fotos, auf denen das Zeitgefühl in genau dieser Manier auf einen Punkt gebracht wird. Im Juni 2011 kam es nach einer Sportveranstaltung im kanadischen Vancouver zu heftigen Straßenschlachten zwischen Fans und Polizisten. Ein irrer Demo-Schnappschuss zeigte im Niemandsland zwischen den feindlichen Parteien einen liegenden Jungen, der ein Mädchen im Arm hielt und küsste – sie war von den Polizisten umgerannt worden, und er hatte sich schützend über seine Freundin geworfen. Das Foto ist packend in seinem Nebeneinander von Gewalt und Zärtlichkeit; geradezu zwangsläufig musste es einmal quer durch die sozialen Netzwerke springfluten. Im Kontrast zum Fritzen-Bild aber fehlt ihm sein Zeitindex, der eine Kniff, der es symptomatisch für einen ganz bestimmten Protest und Konflikt machen könnte. Kürzlich habe ich im Internet Fotografien vom Refugee Protest March gesehen, bei dem Flüchtlinge aus Protest gegen die deutsche Asylpolitik zu Fuß von Würzburg nach Berlin marschierten. Auf einem der Fotos zerrissen die Menschen an der Grenze zwischen Bayern und Thüringen ihre Aufenthaltspapiere, um ihr Aufbegehren und ihre Kompromisslosigkeit deutlich zu machen. Leider ist dieses Foto kein Mem geworden, die Aufmerksamkeitsevolution tickt eben nicht berechenbar wie ein Uhrwerk. Dabei hätte die Aufnahme in meinen Augen von ihrer ganzen Wucht und Unversöhnlichkeit her das Zeug dazu gehabt. Ich zumindest hätte mir gewünscht, dass mehr Menschen es gesehen hätten, für mich bringt es einen wichtigen Protest auf den Punkt. Für mich ist es mein Foto des Jahres.


    


    


    DIE BRÜSTE ZEIGEN


    


    Angekommen in Berlin, veranstalteten die Asylsuchenden vom Refugee Protest March tagelang einen Hungerstreik vor dem Brandenburger Tor – Ende September, bei sinkenden Temperaturen und Regen und ohne die Erlaubnis, auch nur Decken auf dem Boden auszubreiten. Zunächst tauchte kaum ein Kamerateam auf. Die Flüchtlinge schienen auf der Strecke zu bleiben, erst nach vielen Tagen interessierten sich Presse und die Integrationsbeauftragte des Bundes für sie, aber vorerst – ja, vorerst hatte jemand anderes eine zündende Idee: Die weibliche Spitze der Berliner Piratenpartei lud vor das Brandenburger Tor – sie würden sich für die Flüchtlingsproteste ausziehen, es würde Brüste zu fotografieren geben.


    Alle kamen, perfekter Trick. Die Piratinnen blieben nämlich eingekleidet und schrien den Reportern ein »Schämt euch!« entgegen. Sie hatten mit dem ständigen Skandal gespielt, den die Medien stets suchen und stets in Nacktbrust-Aufnahmen zu finden meinen. Dabei ist dieses Entblößen doch schon lange nicht mehr ein solcher Skandal, wie es das noch im April 1969 war, als mehrere Studentinnen bei einer Vorlesung Theodor W. Adornos das Podium enterten, ihre Brüste entblößten und Rosenblätter auf die Philosophenglatze niederrieseln ließen. Möglich, dass das damals ein starkes Statement war: gegen das repressive Uni-System (Adorno hatte gerade das von den Studenten besetzte Frankfurter Institut für Sozialforschung räumen lassen), gegen Adornos allseits bekannten Chauvinismus und für eine Revolution, die nicht nur von männlichen Zampano-Rädelsführern, sondern mindestens ebenso von selbstbewussten, autonomen, emanzipierten Frauen gestaltet werden sollte.


    Warum aber hat diese spezifische Protestform nicht mit dem Muff der damaligen Zeit ihr Ende gefunden? Als die ägyptische Künstlerin Magda al-Mahdi sich Ende 2011 kurz vor den ägyptischen Parlamentswahlen nackt fotografierte, um die Verstocktheit des nachrevolutionären Landes anzuprangern, schleuderte sie dieses Bild in eine Kultur hinein, in der noch Tabus bestehen und herausgefordert werden können. Im westlichen Europa dagegen gibt es eher weniger derart klar vorhandene Tabus, und dennoch herrscht fortwährende Suche nach immer neuen dem Licht der Öffentlichkeit entgegengestreckten Brustwarzen. Der Boulevard und viele (aber keinesfalls alle) Feministinnen begrüßten begeistert die Frauen der ukrainischen Protestgruppe Femen, als diese begannen, mit blanken Brüsten auf politische Anliegen aufmerksam zu machen. Ebenso gerne brachten Zeitungen und Fernsehsender 2007 Bilder jener G8-Heiligendamm-Demonstranten, die den Polizisten nackt entgegentrabten, oder auch die einer Sektion der Hedonistischen Internationale, die das gleiche Spiel bei Anti-Nazi-Demonstrationen ausprobierte.


    »Indem Frauen dieser permanenten Aufforderung freiwillig nachkommen und sich dem nach wie vor die Gesellschaft dominierenden männlichen Blick anbieten«, erklärt die Journalistin Sonja Eismann ihre Ablehnung des medial so erfolgreichen Nacktbrust-Demonstrierens, »betreiben sie eine Art Selbstverortung innerhalb des Systems, das ihnen genau diese Rolle als zu begutachtendes Objekt anbietet.« Anders gesagt: Protest, der vom System wahrgenommen werden möchte, verhält sich oft konform zu diesem System. Er ist höchstens noch neckisches Dekor, unterhält die Menschen durch seinen aufmerksamkeitsheischenden Ansatz, ist aber einfach zu sehr auf allgemeines Interesse ausgerichtet, um noch subversives Potenzial entfalten zu können. Aus dieser Perspektive betrachtet, stellt das protesthafte Brust-Rausholen nur ein bezeichnendes Symptom für das grundsätzliche Dilemma jeder Demo-Öffentlichkeitsarbeit dar: Wer demonstriert, ist oft anderer, abweichender Meinung als die Mehrheit – um aber erfolgreich zu demonstrieren, versucht er, möglichst mehrheitsfähige Bilder und Meinungen zu erzeugen.


    Ein Problem, dessen Lösung wahrscheinlich am ehesten beim guten alten Kommt-ganz-darauf-an-Lehrsatz liegt (Spontan sein). Im September 2012 jedenfalls lief ich beim zweiten Berliner Slutwalk mit – einer neuen Demo-Bewegung, die vor allem aus der queer-feministischen Szene kommt und gegen Gesellschaftsstrukturen protestiert, die sexualisierte Gewalt verharmlosen. Einige der Menschen, die beim Zug dabei waren, hatten sich bewusst freizügig kostümiert, ein paar Frauen waren sogar nackt und nur mit Farbe bedeckt, da sie auf dem Recht bestehen wollten, selbst über ihre Körper und deren Präsentation zu bestimmen. Automatisch richteten sich die Kameras am meisten auf solche nackte Haut – jedoch waren diese Fälle in meinen Augen gelingend begrenzt, da eben gerade nicht nur auf Nackt-Skandale hin demonstriert wurde. Die Leute demonstrierten vielmehr in größtmöglichem solidarischem Durcheinander und erzeugten so Bilder und Botschaften an die Öffentlichkeit, die schlichtweg nicht bloß voyeuristisch wahrgenommen werden konnten. So selbstverständlich, wie es hier zuging, war eine Brust nur eine Brust – nicht mehr, aber auch nicht weniger.


    


    


    PER MAUSKLICK DEMONSTRIEREN


    


    Sobald Sie zum Demonstrieren hinaus auf die Straße gehen, machen Sie Ernst: Mit Haut und Haar verkörpern Sie politische Diskurse und demonstrieren für alle Sinne begreifbar, dass etwas anders werden soll. Demonstrieren besteht schon immer aus Körperkontakt mit der echten Kohlenstoffwelt da draußen. Virtuell kann es einfach nicht funktionieren.


    Wirklich?


    Jener Bereich, in dem der Normalbürger sich im Schnitt weit über eine Stunde pro Tag aufhält, in den hinein er längst schon viel Alltag verlagert hat, in dem er sich mit seinen Freunden und Bekannten umgibt und sich informiert – dieser ganze Riesenbereich soll einfach gar nichts mit Demonstrieren zu tun haben dürfen? Bloß weil wir uns im Virtuellen nicht so gut anfassen, fühlen, riechen können? Wer behauptet denn so etwas? Die Menschen jedenfalls denken nicht so. Sie denken erfreulicherweise überhaupt wenig über die Implikationen der einzelnen Protestmöglichkeiten nach. Stattdessen werden sie aktiv, wo und wann sie können, sobald sie nur empört und interessiert genug sind.


    Immerhin 60 Prozent aller Bundesbürger glaubten 2011, dass durch das Internet der Druck auf die Politik steigt, »bei wichtigen Entscheidungen stärker auf die Meinung der Bevölkerung Rücksicht zu nehmen«. Das war zwar nur eine Glaubensbezeugung und also noch lange keine Tat. Wollen aber einige der Demonstranten tatsächlich direkt Druck über das Internet ausüben, so schlägt ihnen häufig Argwohn entgegen. Mustergültiges Beispiel sind etwa die kleinen »Atomkraft? Nein danke«-Sonnen, die nach dem Reaktorunglück von Fukushima auf Jutebeuteln und Buttons ebenso wie auch im Internet massenhafte Wiederauferstehung feierten. Bei Facebook applizierten die Leute sie tausendfach auf ihre Profilfotos – was umgehend Spott von anderen Bewohnern der Netzwelt hervorrief. Mehr Gutmenschentum ginge ja überhaupt nicht (Auf das Das-ist-doch-nur-etwas-für-Gutmenschen-Argument antworten): Im echten Leben keinen Finger rühren, aber hier im Netzwerk einen auf Weltverbesserer machen – verlogener sei Protestgehabe noch nie gewesen. Clicktivism sei das, eine absolute Schwundstufe jedes echten engagierten Aktivismus.


    Ob diese Logik der Sache gerecht wird? Ob in echt da draußen oder auf der Facebook-Pinnwand: Sicherlich ist ein einfacher Button allein noch kein großer Schritt hin zu einer politischen Veränderung. Aber immerhin drückt er doch Solidarisierung aus, signalisiert, wie die Bevölkerung zu bestimmten Themen steht. Er ist ein kleinster gemeinsamer Nenner, was Überzeugungen und Absichten angeht. Man sollte ihn also nicht einfach verteufeln. Ob virtuell oder nicht: Widerstand passt in die kleinste Hütte, und er fängt stets mit kleinen Zeichen und Aktionen an. Genau wie in größerem Maßstab echte Demonstrationen haben auch Gesten des Protests immer nur appellativen Charakter, und für das Internet stellt sich höchstens die Frage, wie aus kleinen, gutgemeinten, schnell angeklickten Appellen echte Veränderungen erwachsen können. Die Frage lautet also nicht, ob, sondern wie die Internet-Demo etwas bringt.


    


    A. Online protestieren Ob Newsletter von der SPD-Nordfriesland oder von der Hospizbewegung: Aufrufe zu Online-Protesten sind schwer in Mode, ja, Aufrufe zur Unterstützung von Petitionen und Massen-E-Mails bilden längst ein ganz eigenes Genre. Für die Petitionen, die beim Bundestag eingehen, lässt sich das sogar zahlenmäßig belegen: Während die Wahlbeteiligung von 1980 bis 2009 um gesalzene 17,8 Prozent auf 70,8 Prozent gesunken ist, ist die Zahl der beim Deutschen Bundestag eingegangenen Petitionen im gleichen Zeitraum von 10.735 Petitionen im Jahr 1980 auf 18.861 im Jahr 2009 gestiegen (Leben in der Demo-Gesellschaft). Seit ich selbst in den letzten Jahren immer mehr Newsletter abonniert habe, erinnern mich die permanenten Aufrufe zum digitalen Unterschreiben von Petitionen und E-Mails allerdings immer häufiger an Spam-E-Mails: Hört das denn nie auf? Warum sind alle diese Aufrufe bloß immer so krawallig auf Emotionen gebürstet? Ermüdet das nicht irgendwann? Und das soll wirklich Engagement sein?


    Ja, durchaus. Denn alle derartigen E-Mail-Kanonaden können sich zuerst einmal zu Legitimationen von Protesten entwickeln. Sie helfen Initiativen, den Beweis anzutreten, dass nicht nur ein paar Einzeltäter in einem Büro hinter einer Sache stehen, sondern dass große Teile der Bevölkerung ein Anliegen vertreten. Zum Beispiel war es bei einer Aktion von Campact für das Verbot von Genmais eine wichtige Unterstützung (aber nicht die entscheidende, dazu gleich noch mehr), dass 2008 über 50.000 Menschen den Appell unterschrieben – im Frühjahr 2009 ließ Verbraucherschutzministerin Ilse Aigner den Anbau verbieten.


    Freilich zeigen genau solche Erfolge auch, dass Internet-Mobilisierungen eigentlich immer nur Ausrufezeichen hinter ungleich größeren Aktionen und Initiativen sein können, die über bloßes Rumklicken hinausgehen. Für die vielen Petitionen an den Bundestag, die allein für sich weitgehend machtlos sind, gilt etwa: Der Petitionsausschuss kann sich mit ihnen beschäftigen, ist dazu aber erst ab 50.000 Unterzeichnern verpflichtet – und außerdem trifft er selbst überhaupt keine Entscheidungen, sondern kann höchstens Empfehlungen an andere Ausschüsse weiterleiten. Die Petitionen, die viele von uns im Internet mit anschieben, bedeuten also selbst noch keineswegs Mitbestimmung und Beteiligung. Immerhin aber signalisieren sie eindrücklich, dass sich die Bürger sehr wohl an ihrem Staat beteiligen wollen.


    


    B. Online mal offline legen Das Prinzip des massenweisen Klickens lässt sich auch rabiater denken: Rufen viele Online-Aktivisten mit spezieller Software eine Webseite immer wieder auf, so bricht deren Server zusammen. In Deutschland fand eine solche digitale Aktion des zivilen Ungehorsams etwa 2001 statt, als die Initiativen Libertad und Kein Mensch ist illegal bei ihrem lokalen Ordnungsamt eine virtuelle Demonstration auf einer Homepage anmelden wollten – ob das Ordnungsamt sich wirklich zuständig fühlte, habe ich nicht herausfinden können. Die beiden Initiativen fluteten die Webseite der Lufthansa, um gegen deren tragende Rolle bei den Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber zu protestieren. Bei der Lufthansa ging für kurze Zeit gar nichts mehr. Ob solche Online-Demos rechtlich erlaubt sind, ist umstritten. Die Initiatoren der Lufthansa-Blockade wurden 2006 in zweiter Instanz vom Vorwurf der Nötigung der Lufthansa-Kunden freigesprochen – ein Urteil mit Signalwirkung dafür, dass auch das Internet ein sozialer Raum ist und die Versammlungsfreiheit dort ebenso gelten muss wie anderswo. »Das Verhalten, zu dem der Angeklagte aufgefordert hat«, urteilte das Oberlandesgericht Frankfurt, »erfüllt weder das Tatbestandsmerkmal der Gewalt noch das der Drohung mit einem empfindlichen Übel.«


    


    C. Online und offline protestieren Ich glaube allerdings eher nicht, dass solche digitalen Blockaden und Attacken auf Webseiten immer zum Ziel der Demonstranten beitragen können – wirken sie doch häufig aggressiv und anonym, erst recht wenn sie, was in Deutschland eigentlich verboten ist, nicht nur von einzelnen Menschen, sondern über sogenannte Bots von ganzen Netzwerken gekaperter Computer ausgeführt werden. Die Demo auf www.lufthansa.de war dennoch ein großer Erfolg, weil wegen der damals vollkommen neuartigen Protestweise das Thema der massenhaften Abschiebungen durch das beliebteste Flugunternehmen der Deutschen in die Öffentlichkeit hineinschwappte. Um diesen Wunscheffekt des Demo-Protestierens auch in der Routine vieler zwangsläufig nicht immer innovativer Protestgeschehnisse herzustellen, hat es sich längst für die allermeisten Demonstrationen etabliert, das Netz und die Straße zusammenzudenken. So konnte die weiter oben beschriebene Aktion von Campact für ein Verbot von Genmais nur erfolgreich geraten, weil sie gerade nicht bloß virtuell ablief, sondern die Menschen auf die Straße brachte: Wo auch immer Verbraucherschutzministerin Aigner 2009 auftrat, wurden die Anwohner zu Protesten gegen ihre gentechnologiefreundliche Politik mobilisiert – so lange, bis Aigner ihren Kurs änderte. Es ist also rein technisch einfach geworden, große Zustimmung für Anliegen über das Internet zu mobilisieren – aber es ist demo-technisch nach wie vor nötig, das Ausmaß dieser Mobilisierungen auch begreif- und sichtbar zu machen. Die Medien wollen gefüttert werden, und dazu brauchen sie nicht nur Unterstützerzahlen im Netz, sondern möglichst besondere Bilder, Geschehnisse und Geschichten. Das Internet senkt die Schwelle zum Protest und wird sie in Zukunft auch noch weiter senken – dennoch wird der allgemein wahrnehmbare Protest weiterhin draußen auf den Straßen ausgetragen werden. Denn letztlich ist es ein zutiefst körperlicher Moment, der beim Demonstrieren in Szene gesetzt wird: Verletzliche Menschen wagen sich hinaus auf die Straße, halten der Staatsgewalt etwas entgegen, bebildern immer wieder neu die Unterschiede zwischen Macht und Individuum.


    


    


    AUF DAS DAS-KRIEGEN-DIE-VERANTWORT-LICHEN-DOCH-NIEMALS-MIT-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie sagen, mit der großen Medienresonanz war die Demonstration am letzten Wochenende ja endlich einmal so richtig erfolgreich. Mehr nicht, bloß diesen einen Satz, aber die gute Bekannte von Ihnen reagiert derart empört, als hätten Sie sie soeben übel beleidigt. »Habt ihr das gehört?«, zischt sie und blickt hilfesuchend zwischen Ihren anderen Freunden umher. »Jetzt soll die Demonstration sogar erfolgreich gewesen sein. Bloß weil ein paar Zeitungen darüber berichtet haben! Meine Güte, das ist doch alles völlig egal. Die Verantwortlichen kriegen das doch niemals mit! Und selbst wenn! Das interessiert die doch einfach nicht!«


    Wo Ihre Bekannte recht hat, hat sie recht. Wo sie aber nicht recht hat, da hat sie nicht recht – und was den Erfolg von Demonstrationen angeht, führt es in die Irre, ihn danach zu beurteilen, ob Verantwortliche sich für ein Problem interessieren oder nicht. Anzunehmen ist nämlich: Solange Verantwortliche – ob nun in der Wirtschaft, der Politik oder auch einem ganz anderen Bereich – nur können, werden sie sich nicht für von außen an sie herangetragene Proteste und deren Gründe erwärmen. Protest interessiert sie erst, wenn er ihnen aufgezwungen wird – und das bedeutet in den meisten Fällen: wenn er eine große Öffentlichkeit erreicht und sich nicht mehr ignorieren lässt.


    Demonstrieren zielt also meist schräg über die Bande auf die Verantwortlichen, betreibt Öffentlichkeitsarbeit, um den nötigen Druck aufzubauen. Was bedeutet, dass sich Demonstrationen in erster Linie an das Publikum und daneben an potenzielle Verbündete richten. Wer gegen die Bestrebungen eines Landrats und seiner Partei vorgehen will, der versucht erst einmal, die oppositionellen Parteien seines Landkreises für seine Meinung zu gewinnen und dann seinen Protest so zu gestalten, dass er der weiten Öffentlichkeit nicht zu seltsam, abgehoben oder sektiererisch erscheint. Die Masse wird dem Ansinnen eines Protests nur zustimmen, wenn sie es nachvollziehen kann – und dafür benötigt sie eine einfache, klare Geschichte mit ebenso einfachen, klaren Zielen. Wenn Protestkampagnen keine eindeutigen Adressaten haben, laufen sie ins Leere.


    Angenommen, der für die verfehlte Politik des Landkreises verantwortliche Landrat wäre allem Ungemach zum Trotz dennoch sehr beliebt. Eine Demonstration schlicht gegen ihn und seine Politik würde dann höchstwahrscheinlich nicht die Masse der Menschen auf Ihre Seite bringen. Sie müssen anders an die Öffentlichkeit herankommen. Aber wie? Es geht in diesem Stadium eines Konflikts kaum noch um die besseren, nachvollziehbareren Argumente – denn diese sind ja meist bereits ausgetauscht, es haben sich klare Machtlinien herausgebildet. Wer protestiert, der versucht häufig eher, durch Appelle andere, bislang unbeteiligte Mitspieler von seinem Ansinnen zu überzeugen. In der Regel gelingt das erst, wenn es nicht mehr nur einzelne Menschen sind, die das Anliegen unterstützen, sondern auch die mediale Öffentlichkeit mit ihren Möglichkeiten mobilisiert wird. Sobald ein Konflikt durch die Medien thematisiert wird, ist er schlicht nicht mehr ohne Aufwand aus der Welt zu bekommen; die Verantwortlichen müssen sich in irgendeiner Form zu ihm verhalten. Ihr Landrat beispielsweise mag im Landkreis noch so beliebt sein – wenn erst einmal die Zeitungen von beständigen Mahnwachen gegen seine Politik berichten, könnte er Furcht bekommen, dass seine Position zu bröckeln beginnt.


    Je mehr sie ausprobieren, desto sicherer ist eines: Protest wird immer bemerkt, sobald er nur klug eingesetzt wird. Es geht darum, Aktivitäten zu entwickeln, die Druck ausüben und die Öffentlichkeit erreichen, aber dabei nicht zu viel Sympathie und Zustimmung in der Bevölkerung kosten, denn dann könnte der Protest leicht als unzulässig oder zu radikal abgefertigt werden. Im schlimmsten Fall bliebe er wirkungslos, wäre überhaupt nicht aufgefallen. Betrachtet man allerdings das Auftreten der neuen Protestbewegungen der letzten Jahre unter journalistischen Aspekten, so war die mysteriöse Medienstrategie genial, keine direkt erkennbare Strategie zu verfolgen – zumindest anfangs. Womit wir nach Spanien blicken, wo die Frage nach den möglichen Zielen und Strategien der Proteste der jungen Spanier gegen die Politik ihres Landes seit 2011 die Öffentlichkeit beschäftigte. Der Journalist und Schriftsteller Paul Ingendaay lebt seit 1998 als Kulturkorrespondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung in Madrid. Dort hat er das Ringen einer ganzen neuen Protestgeneration um Strukturen des Protestierens mitverfolgt. Heute, nach ihrem vielbeachteten Anfang, wird inmitten der spanischen Krise kaum noch über die »Bewegung des 15. Mai« von 2011 berichtet. Zeit, einen Blick auf sie und ihre Möglichkeiten zu werfen.


    


    


    ES SPRICHT: DER KORRESPONDENT. PAUL INGENDAAY ÜBER DIE SPANISCHEN PROTESTE


    


    Ich habe mit Menschen gesprochen, die von Anfang an dabei waren, damals, am Abend des 15. Mai 2011 auf der Puerta del Sol. Damals waren nach der Demonstration nicht mehr viele Leute auf dem Platz, vielleicht vierzig, fünfzig, und die sagten plötzlich: Wir bleiben hier. Wir bleiben auf der Puerta del Sol, wir übernachten hier. Ich glaube, dass dieser Beginn der landesweiten spanischen Proteste geradezu emblematisch ist: Die wesentliche politische Protestaktion des spanischen Mai 2011 ist aus Zufall entstanden, ohne jede Absicht. Das finde ich sehr wichtig. Denn allein mit bestimmten politischen Absichten kann man das Umwälzende dieser neuen Protestgeneration nicht erklären. Auf der Puerta del Sol ging es in den folgenden 28 Tagen der Platzbesetzung vor allem um Spontaneität – um die Möglichkeit, dass eine Generation sich selbst spontan organisieren kann.


    Mich hat die Puerta del Sol damals vor allem an ein Dorf erinnert, das sich ohne jede Planung von oben ausdifferenzierte und im Handumdrehen eine komplette Infrastruktur entwickelte. Es gab eine Krabbelgruppe für kleine Kinder, einen Schach-Raum, sogar Blumen und Salat wurden angepflanzt. Ich war in diesen ersten Tagen immer wieder dort auf dem Platz unterwegs. Viele Menschen hatten das Gefühl, dass man das nicht verpassen durfte, diesen einen Augenblick, in dem man dem Entstehen einer neuen zivilen Ordnung beiwohnen konnte. Die jungen Leute wollten das System nicht stürzen, stattdessen arbeiteten sie dort auf dem Platz an ihrem eigenen. Man konnte sie fragen: Warum stellt ihr keine Forderungen als Partei oder Bündnis, warum wählt ihr keine Sprecher, warum habt ihr keine Delegierten, die euch vertreten könnten? Worauf sie erwiderten: Wir trauen der repräsentativen Demokratie nicht mehr. Wir wollen alles möglichst spontan und basisdemokratisch halten.


    Worauf wir anderen, zumal wir Älteren, oft skeptisch reagierten. Denn der Anspruch auf Spontaneität steht quer zu dem, eine eigene Ordnung zu entwickeln. Als ich vor wenigen Monaten, ein Jahr nach den Ereignissen von 2011, noch einmal mit einem der Männer der ersten Stunde sprach, sagte er mir: »Es war der Horror. Ich habe in den 28 Tagen zehn Kilogramm abgenommen.« Für die Beteiligten muss es damals ein permanenter Ausnahmezustand gewesen sein, körperlich, geistig und seelisch. So etwas ist auf Dauer nicht durchzuhalten. Und alles, was den grauen Alltag nicht erträgt, kann kein langfristiges politisches Projekt sein. Damals auf dem Platz jedoch fanden die Leute das nicht problematisch. Ihnen ging es vor allem um eines: Sie wollten spontan bleiben und den Verfahren der etablierten Politik nicht zu ähnlich werden.


    Und sie wollten das nicht irgendwo. Die Puerta del Sol, das ist ja nicht nur das touristische Zentrum Madrids, sondern der Kern der Hauptstadt, der Nullkilometer von Spanien. Es wurden dann in ganz Spanien Plätze besetzt und Protestaktionen durchgeführt – die Aktion auf der Puerta del Sol aber wuchs von Anfang an über die bloß symbolische Geste hinaus. Im Zentrum der Macht wurde eine vollständig neue Macht organisiert. Gleichgültig, wie lähmend manche der endlosen Diskussionen bei den Plenumsrunden auch waren, das war ein ungeheures Zeichen dafür, dass diese Generation grundsätzlich nicht mehr gewillt war, die Dinge auf sich beruhen zu lassen.


    Als deutscher Journalist in Madrid bin ich sowohl Teilnehmer als auch Beobachter. Ich stehe am Rand, ich gehöre nicht dazu, auch wenn ich neben dem Protestzug oder der Demonstration hergehe. Ich bin deutscher Staatsbürger, ich wähle nicht in Spanien. Und ich bin auch nicht Teil des Establishments, gehöre in keiner Weise der Finanz- oder Politikwelt an, die für die allermeisten der spanischen Missstände verantwortlich ist. Es gibt dennoch einen schmerzhaften Zusammenhang zwischen mir und den Menschen dort auf dem Platz, der mir erst bewusst wurde, als ich mich unter ihnen bewegte: Es gibt Generationenverantwortung. Ich bin Jahrgang 1961, und dort auf der Puerta del Sol begriff ich, dass die Menschen, die Jahrgang 1985 sind, Chancen nicht bekommen, die ich bekommen habe. Die europäischen Bildungschancen, die vielen von uns zufielen, sind diesen Leuten schlicht verwehrt. Auch wenn es Spanier waren, die hier protestierten, keine Deutschen, empfand ich Scham für das Verhalten meiner Generation und der Generation über mir, die der heute Sechzigjährigen, die in den Vorstandsetagen sitzen. Nichts kann diese Kluft überbrücken. Wir müssen uns eingestehen, dass wir keine Lösung anzubieten haben. Wir haben bloß diese jungen Leute, die versuchen, einen eigenen Ausweg zu finden.


    Dieser Weg hat sich inzwischen als beschwerlicher erwiesen, als es in den ersten Wochen dort draußen auf dem Platz auch nur zu ahnen war. Der Elan vom Mai 2011 war nicht zu halten, man kann nicht ewig Feuerwerke zünden. Stattdessen werden jetzt eigene basisdemokratische Strukturen gebaut. Man muss nur ins Internet schauen, um zu erfahren, auf welche Weisen die Platzbesetzer sich ihre Formen der Selbstorganisation bewahrt haben. Die Arbeit der Vollversammlungen, der Aktionsgruppen, der Selbstverständigung der Bewegung des 15. Mai geht weiter, bloß dass sie nur noch untergründig in Stadtteilversammlungen wirksam ist, weil sie keinen Platz in der Mitte der Hauptstadt mehr besetzt hält. Der Protest ist aber noch da. Und ich wage zu behaupten, dass durch ihn eine fundamentale Diskursveränderung in Spanien stattgefunden hat. Sie wird spürbar bleiben, sich von Fall zu Fall wieder bemerkbar machen und möglicherweise einmal auf Wahlen Einfluss nehmen.


    Zum Vergleich könnte man sich die Entstehung der bundesdeutschen Grünen in den achtziger Jahren anschauen: Bislang entstanden aus Unbehagen Protestbewegungen und aus Protestbewegungen langfristig Parteien. Das aber setzte voraus, dass eine Bewegung überhaupt eine Partei werden wollte. Genau dieser Wille scheint der spanischen Protestgeneration zu fehlen. Es mag sein, dass symbolische politische Gesten – statt nachprüfbarer Taten und zählbarer Erfolge in konkreten Konfliktfragen – eine höhere Bedeutung für diese Generation haben, als wir uns vorstellen können. Die Konsens- und Kompromissfähigkeit der spanischen Protestbewegung dagegen halte ich für begrenzt. Insofern läuft sie Gefahr, sich in einem Daueraußenseitertum am Rand der Gesellschaft wiederzufinden.


    


    Paul Ingendaay, Jahrgang 1961, studierte Amerikanistik, Anglistik, Hispanistik und Germanistik und promovierte mit einer Arbeit über den Schriftsteller William Gaddis. Bis 1998 war er Literaturredakteur der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, seitdem ist er ihr Kulturkorrespondent für Spanien. Unter anderem veröffentlichte Ingendaay zwei Romane, zuletzt 2011 Die romantischen Jahre. Unter »Sanchos Esel« betreibt er auf www.faz.net ein Weblog über die »spanischen Zustände am Morgen danach«.


    

  


  
    

    9 Demo ohne Ende


    EINE GANZE KULTUR VERÄNDERN


    


    Applaus, jede Menge Applaus. Hans-Peter Meister von der Meister Consultants Group hat das Wort, und Hans-Peter Meister spricht ebenso wohlartikuliert wie überlegt, als predigte er zu einer fremden Spezies. Was gar nicht so falsch ist: Meister ist ein gefragter Kommunikationsberater, der sich heute unter die Praktiker begeben hat. Es ist Anfang Dezember 2011, und Meister hält den Grundsatzvortrag auf einer internationalen Jahrestagung der Tunnelbauingenieure. 1400 Ingenieure sind nach Berlin angereist. Wie im falschen Film sitze ich mitten unter ihnen im Hauptsaal der Berliner Messe und lausche den Visionen des Profis. Seine wohlgesetzten Worte scheinen so etwas wie eine kleine Palastrevolution für die Branche darzustellen; es wird geklatscht, notiert, gemurmelt. Dabei geht es Meister nicht um so alltagsrelevante Dinge wie später den anderen Rednern, die sich ausführlich Themen wie »Stauchelemente für den Einsatz in druckhaftem Gebirge« oder, mein Lieblingsvortrag, »Zementfreier Mörtel für die Ringspaltverpressung beim maschinellen Tunnelvortrieb« widmen werden. Nein, Meister zielt auf etwas anderes. Er lässt Bilder hinter sich an die Leinwand werfen, die ihm zufolge die derzeit größte Sorge aller Tunnelbauer zeigen. Ein Raunen geht durch die Reihen. Zu sehen sind schockierend gewöhnlich wirkende Schreckgespenster:


    Bürger, echte Bürger!


    Genauer: demonstrierende Bürger. Die einen wehren sich gegen den geplanten Tiefbahnhof in Stuttgart, andere gegen die unterirdische Fehmarnbelt-Querung und wieder andere gegen in die Erde verlegte Trassen für Stromleitungen. »Sämtliche großen Infrastrukturprojekte werden von den betroffenen Bürgern kritisiert«, erklärt Meister. Was aber nicht schlimm sei, ja für die Branche sogar gut sein könne, wenn diese die Kritik nur endlich annehme. Meisters Lieblingsbegriff in dem Zusammenhang lautet joint fact finding: gemeinsame Projektvorbereitung aller Experten zusammen und nicht gegeneinander, bei der auch die Bürger beteiligt werden.


    Von derartigen Konzepten hat man in den vergangenen Jahren oft gehört, und zwar zuerst von Bürgerseite und dann in Politikerreden. Mit Expertenveranstaltungen wie der Tunnel-Tagung sind sie nun schließlich auf der anderen Seite des Spektrums angekommen. Und das mit bemerkenswerten Auswirkungen. »Das Baurecht genügt uns nicht mehr!«, ruft gleich nach Meister der Vorsitzende der Gesellschaft für unterirdische Verkehrsanlagen ins Mikrofon. »Wir wollen ab jetzt die Bürger einbinden!« In den nächsten Referaten geht es dann zwar wieder um »Innenschalenkonstruktionen« und »mobile Sohlbrücken«. Aber ganz offensichtlich hat man in diesen Kreisen sehr aufmerksam bei den aufgewühlten Diskussionen um Stuttgart 21 und Konsorten zugehört. Die Kultur der Experten verändert sich durch die Bürgerproteste. Noch vor wenigen Jahren hätten Berufsgruppen wie die Tunnelbauer jede Bürgerbeteiligung lediglich als lästige Störung empfunden. Von Vorträgen wie diesem euphorischen Spektakel hier in der Messehalle wäre nicht zu träumen gewesen.


    Dieses letzte Kapitel des Buches soll nach den Träumen von mehr Beteiligung fragen. Was können die derzeitige allgemeine Unruhe und die gestiegene Demo-Bereitschaft langfristig verändern? Wie nachhaltig ist das viele Protestieren? Kommt am Ende mehr heraus als bloß ein wenig Aufregungskitzel und schwungvolle Berater-Reden?


    


    


    SICH LEICHTER ALS JEMALS ZUVOR GEMEINSAM EMPÖREN KÖNNEN


    


    Etwas braut sich zusammen. Trommeln in der Ferne, ein Brausen und Murmeln von Tausenden Menschen. Einer der letzten warmen Tage, der Sommer rebelliert gegen den Herbst. Vorne auf der Bühne testet die Moderatorin die Verstärkeranlage. Gerade wurde noch an den Infoständen herumgebaut, vor denen sich jetzt ein paar Touristen fotografieren. Gleich hinter der Bühne wird auf langen Tischen das Catering für die Mithelfer vorbereitet: belegte Brötchen mit Scheiblettenkäse, quietschgelber Saft, noch mehr belegte Brötchen.


    Es ist Samstag, der 29. September 2012: Wieder ein Tag mit einer Demonstration. Eine Kundgebung auf dem Berliner Alexanderplatz, genau dort, wo am 4. November 1989 eine halbe Million Menschen friedlich für ein neues, gerechteres Gesellschaftssystem demonstriert haben. Auch heute ist ein wichtiger Demo-Tag. Ein Tag, wie gemacht für die Geschichtsbücher.


    Bloß dass das in diesem Fall kaum jemand bemerken wird.


    Über 350 Organisationen haben als ein Zeichen für gesellschaftliche Solidarität und eine gerechtere Vermögensverteilung deutschlandweit Kundgebungen organisiert. Unter dem Motto »Umfairteilen« demonstrieren heute 40.000 Menschen, von der Alevitischen Gemeinde bis zum Paritätischen Wohlfahrtsverband. Die Zeitungen werden berichten, die Vernetzung der Gruppen funktioniert, eine absolut erfolgreiche Aktion also.


    Könnte man zumindest meinen. Nur wenige Stunden nach Ende des Demo-Tages aber bilanziert auf der Internetseite der Wochenzeitung DIE ZEIT ein missvergnügter Leser, dem sogleich weitere missvergnügte Leser beipflichten:


    


    40.000 Nasen in 40 Städten, macht pro Stadt im Durchschnitt 1000 … Gemessen an der eigenen Mitgliederzahl und an dem riesigen Medienrad, das diese Gruppen drehten, ist das ein völliger Flop. Offenbar ist selbst den eigenen Truppen die Forderung nicht eingängig und so bleibt der Mobilisierungseffekt für Deutschland fast bei null. Die Schüler/Studentendemos in den Siebzigern brachten so viele in einer oder zwei Städten auf die Beine … Selbst das alles hat nichts gebracht und daher ist nur zu hoffen, dass solche extremen Splittergruppen nicht durch den gleichen Medienhype wie Occupy, eine ähnliche Mikrobewegung, hochgejubelt werden.


    


    Nun ja, Internetforen eben: rauer Ton, wenig Fernwärme, nur wer etwas zu zerpflücken hat, meldet sich zu Wort. Andererseits führt schon die Tatsache, dass jeder sich zu Wort melden kann, eindeutig zu einer Verschiebung der Maßstäbe. Wenn jeder mitspricht, ist nuanciertes Abwägen im anwachsenden Stimmengewirr aussichtslos. Ich habe am Anfang dieses Buches von der Feststellung des Internet-Theoretikers Clay Shirky erzählt, wonach mitterweile jeder durch das Internet einfach Gruppen organisieren und aufrechterhalten kann. »Vor allem«, so Shirky, »bilden sich mehr Gruppen, viel mehr Gruppen sogar, als es jemals zuvor gegeben hat.«


    Das Umfairteilen-Bündnis bringt nun viele solcher Gruppen draußen auf den Straßen zusammen. Doch in gewisser Weise schließen sich auch die Leser, die auf ZEIT online Kritik üben, zu einer temporären Gruppe zusammen. Jeder, der sich in den letzten Jahren gelegentlich über die viele Aufregung und Empörung um sich herum gewundert hat, kennt die Auswirkungen dieser ständigen Möglichkeit zur gemeinsamen Meinungsbekundung. Und fast jedem fallen zuerst ihre vielen eher negativen Folgen ein: inquisitorische Plagiatsjäger-Zusammenschlüsse, Shitstorms, Protest- und Erregungsstürme gegen alle möglichen Personen, Meinungen, Gesetzesvorhaben. Je einfacher die Menschen sich organisieren können, desto entfesselter scheinen sie sich für Aufwiegelungen jedweder Art zusammenzutun.


    Womit wir bei der Frage sind, wie Gruppen ihre Protestbereitschaft in gesellschaftliche Veränderung überführen können. Es ist ein einziger kleiner Schritt, den die Umfairteilen-Demonstranten auf dem Berliner Alexanderplatz ihren ungnädigen Kritikern im ZEIT-Forum voraushaben. Sie tun nämlich ein bisschen mehr, als ihren Unmut lediglich kurzfristig-virtuell zu äußern. Sie übersetzen ihn in eine gemeinsame Aktion, treten leibhaftig für etwas zusammen. Einen Nachmittag lang stehen sich Parteimitglieder und Studenten, Erwerbslose und Leute von den Sozialverbänden, Rentner und Überzeugungsjugendliche gemeinsam die Beine in den Bauch, unterhalten sich, klatschen zu den Reden, sehen sich und werden gesehen. Ein Demo-Nachmittag, das ist immer auch eine Lektion in Demut. Denn was wir alle aus unseren Familien, Freundeskreisen, Beziehungen wissen, gilt natürlich ebenso für jede waschechte Konfrontation mit anderen Menschen: Dass man beim längerfristigen Aufeinandertreffen mit anderen die eigenen Maßstäbe relativieren muss, dass man nicht einfach alles nur nach den eigenen überschießenden Ansprüchen ausrichten kann.


    Demonstrationen sind also vielleicht keine Lösung und kein Löschwasser für die vielen kurzfristigen erregten Proteste unserer Zeit, aber sie bündeln diese Erregungen wie in einem Brennglas.


    


    


    LEBEN IN DER DEMO-GESELLSCHAFT


    


    Nach Fukushima hielten Berliner Anti-Atom-Aktivisten eine Mahnwache vor dem Bundeskanzleramt ab – jeden einzelnen Tag, über geschlagene 49 Wochen hinweg. Bis heute treffen sich dort immer noch zweimal wöchentlich einige eiserne Unentwegte, im Winter oft bei klirrenden Minusgraden im Schneetreiben und meist, ohne dass auch nur irgendjemand anderes darauf aufmerksam wird.


    Wollen Wissenschaftler die Existenz derart permanent eingesetzter unkonventioneller Formen politischer Beteiligung erklären, so sprechen sie von »Bewegungsgesellschaften«. Denn während Parteien, Gewerkschaften und Verbände in den vergangenen Jahrzehnten immer weiter Mitglieder verloren haben, ist zugleich die Bedeutung von sozialen Bewegungen, Bürgerinitiativen und Protesten gestiegen – seit den siebziger Jahren engagieren sich in diesem Bereich regelmäßig mehr Menschen als in Parteien und Verbänden. Die Protestwilligen kehren also der Politik keineswegs den Rücken, wie so gerne behauptet wird. Eher gestalten sie die Politik aktiv mit und greifen dazu nach jeder Möglichkeit, die sich ihnen bietet. Der Historiker Paul Nolte hat diese neue Gesellschaftsform als eine »partizipatorische Protestdemokratie« beschrieben, die in der Bundesrepublik in den siebziger Jahren mit dem Aufkommen der neuen sozialen Bewegungen, etwa Umwelt-, Friedens-, Menschenrechts-, Frauen- und Dritte-Welt-Bewegung, und dann 1980 mit der Parteigründung der Grünen entstanden sei. Für Nolte ist unsere heutige multiple, komplexe Ausformung von Demokratie seither unter anderem geprägt durch »ein Verständnis des demokratischen Bürgers, das über den ›Wahlbürger‹ deutlich hinausgeht«, sowie durch den Anspruch der Bürger, »die Legitimität repräsentativ getroffener Entscheidungen zu kontrollieren und gegebenenfalls zu revidieren«.


    Es hat also in den vergangenen Jahrzehnten eine Werteverschiebung stattgefunden. Die bisherige repräsentative Demokratie wird nicht zurückgewiesen, sondern erweitert, indem die Mitglieder verschiedenster Milieus sich organisieren und für ihre Anliegen protestieren. Die Mehrzahl aller Demonstranten wendet sich nicht gegen die Demokratie, sondern ergänzt deren Möglichkeiten mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln. Diese engagierte Selbstorganisation der Bürger bei gleichzeitiger Wertschätzung von Rechtsstaat und Parlament hat unter anderem der Philosoph Jürgen Habermas mit seinem berühmten Konzept der »deliberativen Demokratie« zu fassen versucht. »Deliberation« bedeutet: Entscheidung durch Diskussion. Für Habermas besteht das Ideal einer solchen Demokratieform aus einer Vielzahl verschiedener Prozesse, mittels derer die Bürger ihr Zusammenleben gleichberechtigt verhandeln. Wozu sie eben nicht bloß passiv ihre Wahltermine wahrnehmen, sondern sich etwa auch in Bürgerinitiativen organisieren, Klagen vor Gericht einreichen oder demonstrieren gehen. Gearbeitet wird bei all diesen Eigeninitiativen im Grunde an einer Utopie, einer Ethik des freien und zwanglosen Miteinandersprechens aller. Zumindest dem Ideal nach steht immerzu jemand wie die Anti-Atom-Aktivisten vor dem Bundeskanzleramt und bringt mahnend seine abweichende Meinung ein, und betrachtet man die Entwicklungen der westlichen Demokratien, so folgen tatsächlich mehr und mehr Menschen immer beherzter diesem Ideal.


    


    


    VON DER DEMO ZUR BETEILIGUNG


    


    Klar: Allein nützt alles Mahnen nicht viel. Sich immer bloß freundlich einbringen muss die Dinge noch lange nicht ändern. Es gibt eine Umfrage, die ich in diesem Zusammenhang bedeutungsvoll finde, denn sie zeigt, wie tiefgreifend die derzeitigen Veränderungen der politischen Kultur tatsächlich sein könnten. Laut einer Allensbach-Untersuchung aus dem Jahr 2011 würden es nämlich 68 Prozent der Deutschen begrüßen, wenn die Kommunalpolitik im Vorfeld von Großprojekten Internetforen einrichtete, über die die Bürger die Möglichkeit zur Stellungnahme hätten. Und jetzt kommt die entscheidende Zahl: Fast genauso viele, nämlich 63 Prozent, würden ein solches Verfahren auch dann gutheißen, wenn es um allgemeine politische Diskussionen und Gesetzesvorhaben ginge.


    Das bedeutet: Bei der Frage nach Bürgerprotesten und -beteiligung geht es nicht in erster Linie um den Sinn oder Unsinn einzelner Projekte. Die Proteste gegen die kommunalen Großprojekte sind vielmehr deutliche Anzeichen für ein grundsätzlicheres Unbehagen der Menschen, auf das die Politik ebenso grundsätzlich reagieren muss. Das Unbehagen gilt dem Stand der Bürgerbeteiligung insgesamt. Gewünscht wird quer durch alle Generationen und etliche politische Milieus eine weitergehende Demokratisierung der Demokratie.


    Vollkommen neu ist das natürlich nicht. Bereits seit Willy Brandts berühmter »Mehr Demokratie wagen!«-Maxime und den dazugehörigen Reformen Anfang der siebziger Jahre hat sich die Bundesrepublik in immer weiteren Schüben selbst demokratisiert. Bislang bedeutete das vor allem, dass sie sich durch Gesetzeserweiterungen und Grundsatzurteile an den Stand der Lebenswirklichkeit der Menschen und ihrer Forderungen anpasste – wobei sie immer wieder erst nachträglich auf die hartnäckigen Proteste der Bürger reagierte.


    »Wir können alles. Bis auf Demokratie«, prangte 2011 auf den Transparenten der Stuttgart-21-Gegner. »Die Möglichkeiten für die Bürger, auf die Gestaltung der Politik Einfluss zu nehmen, sind in Berlin weiterhin viel zu gering«, begann im gleichen Jahr das Wahlprogramm der triumphal ins Berliner Abgeordnetenhaus einziehenden Piratenpartei. Während die Protestbewegungen seit den 68ern zuerst grundsätzlich ideologisch und dann immer stärker sachthemenorientiert vorgingen, wird neuerdings generell angemahnt, die Bürger stärker in die politischen Prozesse einzubeziehen. Warum das ausgerechnet jetzt geschieht? Dafür bieten vielleicht gerade die Stuttgarter Demonstranten auf der einen und die Piraten auf der anderen Seite zwei gute Verdachtsmomente. Denn einerseits ist die Demokratie in Zeiten von Milliarden-Haushaltslöchern und einer für viele Menschen offensichtlich nicht am Gemeinwohl orientierten Haushaltsführung in eine Vermittlungskrise geraten – wie sich das in Stuttgart handfest erwiesen hat. Andererseits herrschen durch die sozialen Medien noch nie dagewesene Vernetzungsmöglichkeiten zwischen den Menschen, die sich als well informed citizens ohne weiteres dazu in der Lage sehen, dauerhaft politisch mitzusprechen – wie es in etlichen deutschen Landtagen die Wahlerfolge der Piratenpartei aufgezeigt haben.


    Das sind zwei Indizien, die beide darauf hinweisen, dass die Bereitschaft zum Protest nicht so schnell verschwinden wird. Nur Proteste können Politik und Verwaltungen deutlich machen, wie sie nicht mit den Interessen von Menschen umspringen dürfen. Allein Proteste erzwingen also gewissermaßen protestvorbeugende Maßnahmen, wie das etwa in Wien der Fall ist, wo zeitgleich zu Stuttgart 21 ein recht ähnlicher Durchgangsbahnhof gebaut wird, gegen den sich ebenfalls früh eine Protestinitiative gründete. In Wien aber hat man von Anfang an nicht einfach restriktiv auf die aufflammenden Proteste reagiert, sondern intensiv und ernsthaft über mögliche Alternativen zur ursprünglichen Planung diskutiert. Der neue Wiener Zentralbahnhof soll bis 2015 fertig werden, und das am Ende ganz ohne größere Proteste.


    


    


    LIEBER KEIN REVOLUTIONSFÜHRER WERDEN


    


    »Keine größeren Proteste«, »mögliche Alternativen ernsthaft miteinander diskutieren« – wie kuschelweich klingt das denn. Solche Toleranzformeln und ihre Verkörperungen draußen auf dem Trottoir wirken unter Umständen nur noch absurd, während bloß ein paar Meter weiter die Apokalypse tobt. Im Mai 2012 war ich bei einem Spektakel dabei, das sich die jungen Kreativen von der Berliner Silent Climate Parade ausgedacht hatten, einer Gruppe, die sonst etwa Techno-Umzüge durch die Stadt veranstaltet, bei denen die Demonstranten die Musik über Funkkopfhörer empfangen und lautlos dazu tanzen. Das soll verbildlichen, dass auch CO2 eine unsichtbare Gefahr darstellt. Im Mai dagegen verdeutlichten wir etwas anderes: Bei von der Klimaretter-Plattform 350.org weltweit vernetzten Protesten gegen den Abbau von Teersand in Kanada – eine der größten Einzelschweinereien, die Energiekonzerne und Regierungen derzeit auf diesem Planeten anrichten – hatte sich einer von uns als »Teermonster« verkleidet, das von den anderen Aktivisten wieder eingefangen werden musste. Wir drängten ihn mit sanften Schubsern zurück in ein mit Sand gefülltes Kinderplanschbecken. Ein paar pensionierte Müßiggänger beobachteten uns verständnislos aus der Ferne. Ich fühlte mich ungefähr so subversiv wie ein Wattebausch. Kann so etwas nützen und funktionieren? Oder brauchen wir härteren Protest? Es folgen die zwei möglichen Standpunkte.


    


    A. Warum ein Revolutionsführer eventuell gebraucht werden könnte Nichts gegen die Klimaretter mit ihrem Planschbecken, aber das bringt doch alles nichts. Es gibt eine Menge Probleme da draußen, und darum braucht es auch Menschen, die bereit sind, diese Probleme in gebotener Härte anzugehen. Alle Bekenntnisse dazu, wie schön das viele Demonstrieren für die demokratische Diskussionskultur ist, können nicht verschleiern, dass diesem politischen System höchstens noch mit radikaleren Positionen, Frontalkritiken, wahrhaftig umwälzenden Aktionen auf die Sprünge zu helfen ist.


    Der britische Politikwissenschaftler Colin Crouch hat die derzeitige politische Spannungslosigkeit, bei der nicht mehr widersprüchliche gesellschaftliche Interessen, sondern allenfalls noch angebliche Sachzwänge verhandelt werden, bereits vor einigen Jahren mit seiner Begriffsschöpfung »Postdemokratie« beschrieben (Auf das Das-bringt-doch-eh-nichts-Argument antworten). Für Crouch sind etwa Wahlkämpfe, bei denen ja früher ganze Weltanschauungen aufeinanderprallten, heute bloß noch von professionellen Spin Doctors kontrollierte Spektakel. Politische Inhalte werden regelrecht inszeniert und vor allem personalisiert. Die tatsächlichen Entscheidungsprozesse finden ebenso weitab dieses Öffentlichkeitsspektakels wie außerhalb der demokratisch legitimierten Parlamente statt – nämlich dort, wo Regierungen, Eliten, Interessenverbände und multinationale Unternehmen ihre Geschäfte untereinander ausklüngeln.


    Dem muss eine linke Fundamentalopposition doch wohl in größtmöglicher Radikalität entgegentreten, da genügen einfach keine Verkleidungen als Teermonster! Um mit keinem Geringeren als Frank Schirrmacher, dem Herausgeber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, zu sprechen: »Ein Jahrzehnt enthemmter Finanzmarktökonomie entpuppt sich als das erfolgreichste Resozialisierungsprogramm linker Gesellschaftskritik.« Wollen wir den Schleier von unserem heutigen Luftschloss angeblicher demokratischer Beteiligung herunterreißen, so brauchen wir nicht weniger als eine Revolution samt Revolutionsführern, die sich weit genug aus der Deckung wagen, um mit ihren radikalen Forderungen und Meinungen auch wahrgenommen zu werden. Es sind auch andere demokratische Ordnungen denkbar, und viele Protestgruppen wollen alles, bloß nicht den Status quo der Gegenwart bewahren. Die Philosophin Chantal Mouffe kritisiert ganz in diesem Sinn, dass unser heutiger allgegenwärtiger gesellschaftlicher Konsens nur »gesellschaftliche Spannungen verleugnet« – wirklich demokratische Politik aber »den Charakter der Gegnerschaft« verkörpern müsse. Mit anderen Worten: Es bedarf der Konfrontation, um die demokratischen Prozesse neu zu beleben, und beleben bedeutet: die Demokratie nicht bloß kuschelig-deliberativ auszugestalten, sondern sie tatsächlich verändern zu wollen.


    


    B. Warum nun wirklich kein Revolutionsführer gebraucht wird Müsste ich mich aber zwischen dem kinderfreundlichen Teermonster mit seinem Planschbecken und einem echten Revolutionsführer entscheiden, ich würde das Teermonster wählen. Denn mir wird schon allein beim Wort »Revolutionsführer« mulmig, weil da doch tatsächlich jemand uneingeschränkt Führer spielen will, eine Machtposition, die in demokratischen Systemen aus erwiesenermaßen guten Gründen nicht vergeben wird. Ebenso wenig ist mir aber auch die Revolutionsidee selbst geheuer, mag auch noch so vieles dringend umwälzungsbedürftig erscheinen.


    Denn eine Revolution setzt voraus, dass eine bestimmte Gruppe von Umstürzlern für alle anderen weiß, wie die Gesellschaft am besten umgestülpt werden soll. Colin Crouchs schmissige »Postdemokratie«-Diagnose ist nicht zu Ende geführt, solange man nur mit dem Finger auf »politische Eliten« oder das »politische System« zeigt, wie ich das gerade getan habe, um die Notwendigkeit konfrontativ-revolutionären Aufbegehrens hervorzukehren. Die erwähnten »politischen Eliten«, »die Politik« und »das System« haben möglicherweise viel mehr mit Ihnen und mir zu tun, als wir uns das für gewöhnlich eingestehen wollen. Weiter oben hat der Historiker Paul Nolte von »partizipatorischen Protestdemokratien« gesprochen, zu denen die heutigen vielschichtigen Demokratien sich unter anderem entwickelt hätten. Wobei er warnend hinzufügt, dass bei diesem neuartigen Partizipier-Protestieren »überwiegend die gebildeten und artikulierten Mittelklassen« anzutreffen seien (Otto Normaldemonstrant). Schwer vorstellbar, wie diese einfach so für die komplette Bevölkerung sprechen sollten, und viel wahrscheinlicher, dass dabei private Ansichten und Meinungen mitschwingen werden. Letzteres ist nicht schlimm, solange eben nicht für alle gleichermaßen gesprochen werden soll, was aber bei Revolutionen, bei denen ja ein neues Gesellschaftsmodell das alte hinwegspült, nun einmal unvermeidlich wäre. Gesucht wird also nicht die eine allein seligmachende Fundamentalopposition, gesucht werden viele kleine Ansätze und Kritiken am Bestehenden – Nadelstiche statt Axthiebe, und wenn wir von Nadelstichen sprechen, so muss ich zugestehen, dass die Kreativlinge von der Silent Climate Parade mit ihren Kopfhörer- und Teermonster-Spektakeln unbedingt einen originellen Stich ausführen. Der Klimawandel ist ein abstraktes Problem, das den Menschen nicht richtig naherückt – jeder Ansatz, der diese Abstraktion medienwirksam abbaut, bildet die Voraussetzung zu einer allmählichen Veränderung der Verhältnisse. Er betreibt einen ungleich sanfteren Aufstand im Alltag, von Aktion zu Aktion.


    


    


    AUF DAS DA-GEHT-DOCH-NOCH-MEHR-ARGUMENT ANTWORTEN


    


    Sie stehen in einer Menschenmenge, mitten in einer Demonstration. Sie stehen dort nicht alleine, sondern gemeinsam mit ihren Freunden. Das viele Einzel-Demonstrieren und dann zu Hause den anderen davon erzählen: Das ist jetzt endlich für immer vorbei. Und das Schöne am Gemeinsam-mit-Ihren-Freunden-hier-Herumstehen ist, dass das Erzählen auch beim Demonstrieren selbst noch lange nicht vorbei ist. Sie haben endlich einmal jede Menge Zeit, denn bei Demonstrationen passiert eben öfter auch mal nicht so viel. Eine Freundin von Ihnen lacht, zeigt auf die Straße, auf die Menschen um sie herum, sagt dann: »Wirklich nett, das hier, aber das soll alles sein? Da muss doch noch mehr gehen!«


    Ja. Stimmt. Sie hat recht. Demonstrieren: schön. Aber nur Demonstrieren? Bringt nicht unbedingt so viel. Kommt aber auch kaum vor. Die vielen Protestgruppen und Bewegungen, die in diesem Buch aufgetaucht sind, beschränken sich jedenfalls selten bis niemals darauf, einfach nur zu irgendwelchen Latschparaden aufzurufen. Demonstrieren ist für sie bloß das Kerngeschäft, der direkteste Weg hin zum Engagement. Jeder von uns braucht dazu nur ein paar Schuhe und Lust, für einige Stunden vor die Tür zu gehen. Der Rest kommt dann schon von selbst, und der Rest ist noch viel wichtiger: von der Demo-Mitorganisation in einer Initiative über die Entscheidung für andere Formen des Protests bis hin zu den vielen längerfristigen Formen von Engagement. Straßenprotest ist also bloß der Anfang und nicht das Ziel der Übung – ein Anfang allerdings, mit dem sich zurzeit immer mehr Menschen immer intensiver beschäftigen. »Da geht doch noch mehr«, ob viele Menschen diese Formulierung unterschreiben können und sich über ihre kurzfristigen Empörungen und Proteste hinaus politisch engagieren werden, das wird in Zukunft aufregend zu beobachten sein.


    Stellt man sich all die unterschiedlichen Proteste draußen auf den Straßen wie einen einzigen großen Maschinenraum der Demokratie vor, so muss man für die Gegenwart jedenfalls sagen: Es passiert etwas, nur dass das auf dem politischen Oberdeck meist viel zu spät bemerkt wird. Es bewegt sich etwas, weil es viel mehr Differenzierung von immer neuen Protestgruppen und Demonstranten gibt und zugleich viel mehr Organisationswissen, wie und wozu überhaupt demonstriert und protestiert werden kann. Die Basis wird größer und der Überbau auch (Organisieren und organisiert werden). Immer neue Zusammenschlüsse zwischen verschiedenen Protestformen und Anliegen werden möglich, und immer mehr Themen werden durch Proteste besetzt.


    Was das konkret bedeuten kann, wird mir klar, wenn ich beispielsweise in den Nachrichten mal wieder Politikeraussagen über Auslandseinsätze der Bundeswehr höre. Fast immer nämlich haben diese Äußerungen einen entscheidenden blinden Fleck: Gesprochen wird von einer Warte aus, die viel über Politik, Parteien und Medien nachdenkt – die aber selten bis nie von der Bevölkerung und ihren Meinungen ausgeht. Eine solche Meinung liegt aber allerspätestens seit den Demonstrationen vom 15. Februar 2003 gegen den Irakkrieg klar auf der Hand, bei denen weltweit nach konservativen Schätzungen 10 Millionen Menschen auf die Straßen gingen; in Deutschland mobilisierte ein Bündnis, das von den Kirchen bis hin zu den Gewerkschaften noch weitaus breiter aufgestellt war als die Friedensbewegung der achtziger Jahre, allein in Berlin eine halbe Million Menschen.


    Es war das erste Mal in der Weltgeschichte überhaupt, dass bereits vor einem Krieg derart vehement protestiert wurde. Beim Vietnamkrieg etwa wären frühzeitige Demonstrationen in solchen Größendimensionen undenkbar gewesen. Es muss also im Laufe der Jahrzehnte einen Mentalitätswandel innerhalb der Bevölkerung gegeben haben: eine Bewusstwerdung eigener Meinungen und der Möglichkeiten, sie öffentlich zu artikulieren, die kaum umkehrbar erscheint. Jede noch so kluge Analyse und Taktik kann den einen Fakt nicht rückgängig machen: Wenn nicht alles trügt, dann werden in absehbarer Zukunft Kriegseinsätze von deutschem Boden aus nur gegen gewaltige, nie dagewesene Massenproteste der Bevölkerung erfolgen können. Ein Szenario, das sich ebenso für die Anti-Atom-Bewegung nachzeichnen lässt, die durch Massendemonstrationen einer mehr als wankelmütigen Regierung so eindeutig wie niemals zuvor demonstrierte, dass die Menschen in Deutschland eine andere Energieversorgung wollen.


    Das war 2010 und 2011.


    Und weiter – heute, in den kommenden Jahren? Davon wird jetzt der Bewegungsforscher Dieter Rucht erzählen, der seit vielen Jahren Proteste und ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft beobachtet.


    


    


    ES SPRICHT: DER FORSCHER. DIETER RUCHT ÜBER DIE ZUKUNFT DER PROTESTE


    


    Kürzlich habe ich noch einmal einen Artikel aus dem Spiegel gelesen, geschrieben im Dezember 2011. Der Autor berichtet aus New York, er behauptet: Die Occupy-Bewegung habe Geschichte gemacht. Na ja. Ich würde dazu raten, lieber zehn Jahre mit einem solchen Urteil abzuwarten. Als Wissenschaftler, der über soziale Bewegungen und Proteste forscht, will ich den kurzfristigen Erregungen nicht aufsitzen – dabei gehören derartige Aufgeregtheiten zum Geschäft des Protests. Immer wieder glauben Protestgruppen und Journalisten, dass gerade etwas Großes ins Rollen kommt. Betrachtet man die Entwicklungen dagegen mit größerem Abstand, so kommt man eher zu einer gemischten Bilanz. Einzelne Protestgruppen schreiben selten Geschichte. Die Zahl der Proteste erhöht sich allerdings langfristig – doch nicht in gewaltigem Ausmaß und immer wieder begleitet von Phasen der Stagnation und des Rückgangs.


    Ich bin durch die Studentenbewegung politisiert worden und habe mich dann im Umweltschutz und gegen Atomkraft engagiert. Ende der siebziger Jahre war ich im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz aktiv, habe dann für meinen Beruf als Protestforscher das politische Engagement abgebrochen und mehr als zwei Jahrzehnte lang nur eine Beobachterrolle eingenommen. Erst in den letzten Jahren bin ich, teilweise durch meine Doktoranden, wieder in Bewegungen hineingezogen worden, vor allem in die Bewegungsstiftung, an der ich von Anfang an beteiligt war.


    In den beiden letzten Jahren habe ich einen Film gedreht: über vier Vollzeitaktivisten, die ihre ganze Energie dem politischen Engagement widmen. Das hat mich wieder sehr nahe an die Protestpraxis herangeführt, bis hin zu einer nächtlichen Festnahme des Kamerateams durch die Polizei, die eindeutig nicht berechtigt war. Die Nähe zu den Protestierenden hat mir auch gezeigt, auf welchem Reflexions- und Kompetenzniveau die Aktivisten heute handeln. Sie wissen, was sie mit welchen Mitteln erreichen können. Noch nie ist Protest so professionell betrieben worden wie heute.


    Das ist die eine Seite. Die andere ist, dass der Protest zugleich unkalkulierbarer wird. Durch die heutigen Möglichkeiten der Kommunikation und Vernetzung können die Mobilisierungen wesentlich rascher erfolgen. Das führt unter anderem zu einer Verunsicherung der Politiker darüber, ob es zu einem Sturm der Empörung kommt und, falls ja, wie sie damit umgehen sollen – bei den Netz- und Straßenprotesten gegen das geplante ACTA-Abkommen Anfang 2012 war das eindeutig der Fall. Anders als früher können Politiker jetzt kaum mehr abschätzen, wie einzelne Protestkampagnen verlaufen: ob diese ausgesessen werden können oder ob daraus eine Lawine wird, auf die sie reagieren müssen.


    Die heutigen Konstellationen für Proteste sind also schwer kalkulierbar. Das Handlungswissen innerhalb der sozialen Bewegungen ist gewachsen. Es gibt immer mehr Gruppen, die professionell angeleitete Kampagnen durchführen können. Andererseits steigt der allgemeine Geräuschpegel, weil sich mehr Menschen mit Protesten artikulieren. Allerdings ist dabei nicht immer ausgemacht, ob da nicht bloß mehr Rauschen ohne viel Wirkung erzeugt wird. Einzelne Empörungen und Proteste können sich auch wechselseitig neutralisieren. Alle Beteiligten müssen dann immer mehr Lärm machen, um noch gehört zu werden. Am Ende stopft sich das Publikum die Ohren zu.


    Um das Protestgeschehen in ein Bild zu bringen, würde ich von Bewegungen des Meeres sprechen. Es findet jetzt viel mehr Bewegung an der Oberfläche statt. Das Wellengekräusel hat zugenommen – und es gibt keine glatte See mehr. Aber hinsichtlich ihrer Wirkung heben sich viele dieser kleinen Wellschläge gegenseitig auf. Entscheidend sind die großen Wellen, die Tsunami-Brecher, und ebenso die langfristigen, kaum merkbaren Tiefenströmungen, für die eher die kontinuierlich agierenden sozialen Bewegungen verantwortlich sind.


    Unruhe an sich ist kein Garant für Fortschritt. Denn es gibt ja auch die Unruhe von Rechtsradikalen, von Chauvinisten, von Reaktionären oder Fundamentalisten, die jede Veränderung abwehren oder gar das Rad zurückdrehen wollen. Selbst ihre Proteste können aber auch dazu führen, dass die Gesellschaft sich gegen sie verwahrt, sich ihrer Errungenschaften bewusster wird und diese dann engagiert verteidigt.


    Dennoch würde ich kein Loblied auf den Protest als solchen singen. Im Grundsatz vertrete ich allerdings die These, dass Auseinandersetzungen und Konflikte zumeist ein produktives Element enthalten. Sie hinterfragen Dinge, bringen andere mögliche Lösungen auf den Tisch, verabschieden überkommene Muster – manchmal rapide, mit einem lauten Knall, manchmal schleichend, über lange Zeiträume hinweg. Gesellschaften müssen sich weiterentwickeln, und Protest ist ein sehr wichtiger Motor für notwendige Veränderungen. Natürlich hat es in der Geschichte auch Reformen von oben gegeben; es gab gelegentlich progressive Eliten. Wünschenswerter demokratischer und humanitärer Fortschritt ist jedoch meistens »von unten« ausgegangen und vorangetrieben worden. Die Kette beginnt mit der Abschaffung der Leibeigenschaft und führt über die Einführung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts bis zu den Protesten gegen Unrecht und Diskriminierung in der Gegenwart.


    Das heutige Schauspiel unterscheidet sich im Grundsatz gar nicht so stark von dem der Vergangenheit. Ich glaube nicht, dass die einzelnen Menschen sich heute zu einem höheren Grad erregen oder gar empören als noch vor einigen Jahrzehnten. Vielmehr leben wir in einer Republik, in der sich die Erregung stärker in der Fläche, quer durch fast alle sozialen Schichten, ausbreitet. Es steigt also die Anzahl der Gruppen, die ihrer Erregung und Empörung öffentlich Ausdruck verleihen. Es demonstrieren auch Rentner, Zahnärzte und Polizisten. Die Politiker werden verstärkt darauf zu achten haben, was sich da jeweils tut. Es gibt nicht mehr die Aussicht, nach einer gewonnenen Wahl die nächsten Jahre in Ruhe regieren zu können. Im Einklang mit der Grundidee der Herrschaft des Volkes wird die etablierte Politik heute, und wahrscheinlich noch mehr in der Zukunft, fortwährend herausgefordert.


    


    Dieter Rucht, Jahrgang 1946, ist emeritierter Honorarprofessor für Soziologie an der Freien Universität Berlin. Bis 2011 war er Ko-Leiter der Forschungsgruppe »Zivilgesellschaft, Citizenship und politische Mobilisierung in Europa« am Wissenschaftszentrum Berlin in Schöneberg. Neben zahlreichen anderen Publikationen veröffentlichte er 2008 gemeinsam mit Roland Roth das Handbuch Die sozialen Bewegungen in Deutschland seit 1945.


    

  


  
    

    Weitergehen!


    Mut ist eine mysteriöse Materie. Wer mutig handelt, der findet das meistens selbstverständlich. Wer jedoch mutige Menschen trifft, der steht von außen vor ernsthaften Verständnisproblemen. Er muss sich selbst erst einmal übersetzen, warum sich da jemand aus freiem Willensentschluss heraus über das übliche Alltagsmaß hinaustraut. Ich bin für dieses Buch quer durch eine Republik gereist, die mir selbst von Demo-Wochenende zu Demo-Wochenende weniger Unbehagen und Verständnisschwierigkeiten gemacht hat – und dafür immer mehr Mut. Eine Reise durch ein großartig optimistisches Land war das, denn offensichtlich ist es für seine diskussionsfreudigen, gut vernetzten, meinungsstarken Bewohner seit einiger Zeit normal, fortwährend über jedes Alltagsmaß hinauszugehen. Ich bin nach Stuttgart gereist, aber ich hätte genauso gut zu den Ostholsteiner Demonstranten gegen die Fehmarnbelt-Querung fahren können. Ich habe eine Bürgerinitiative für eine Reform des Schulwesens getroffen, aber ich hätte ebenso gut eine für das Lernen im Alter treffen können. Ich hätte schlicht überall hinreisen können auf meiner Suche nach der neuen Protestbereitschaft, denn überall trauen sich die Menschen jetzt inzwischen zu, über ihr Zusammenleben mitbestimmen zu wollen.


    Was sich da verändert, wird sich auch weiter verändern. Die Menschen wollen nicht mehr nur alle vier Jahre einmal wählen dürfen. Sie wollen und sie können mehr. Die Zeit ist reif. Das demokratische System wird im Kleinen wie im Großen reagieren müssen, es wird immer mehr Mitbestimmung geben in Zukunft.


    Dafür sorgen schon Schritt für Schritt und Demo-Tag für Demo-Tag die Demonstranten gegen die Abschiebeinternierung auf dem Berliner Flughafengelände und für die Schlecker-Frauen, gegen die Fällung eines Mammutbaums in Friedrichshafen und für die Frauenquote in Unternehmen, gegen die Macht der Banken und für ein liberales Beschneidungsgesetz, gegen bestimmte parlamentarische Gesetzentwürfe und für bestimmte parlamentarische Gesetzentwürfe. Gegen vieles, vor allem aber für vieles – mutig eben.


    Die Demokratie und wir, wir haben noch eine große Zukunft vor uns.
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